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Editorial 

Liebe Leserinnen und Leser,

die Corona-Pandemie hat unseren Alltag und das gesell-
schaftliche Zusammenleben weltweit tiefgreifend verän-
dert. Auch wenn das Virus grenz-, schicht- und klassen-
überschreitend grassiert, trifft es eben doch nicht alle 
Weltregionen und Individuen in gleichem Maße. Im Gegen-
teil, ohnehin bestehende soziale und wirtschaftliche Dis- 
paritäten und Armut verschärfen sich durch die Auswir- 
kungen und Folgen der Pandemie. Wie grundlegend und 
dauerhaft diese sein werden und wie sie sich räumlich wei-
ter ausdifferenzieren, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
abzusehen. Klar aber ist, dass sich alte Fragen der räum- 
lichen Gerechtigkeit lokal, regional und global mit neuer 
Wucht stellen.

Der diesjährige ARL-Kongress „Just Spaces? Gemein-
wohl und Gerechtigkeit in räumlicher Planung und Entwick-
lung“ fokussierte jenseits der Covid-19-Zäsur das Themen-
feld der räumlichen Gerechtigkeit. Auf unseren Call for 
Papers hatten wir überaus große Resonanz und die Qual 
der Wahl bei der Auswahl der Beiträge. Wir möchten uns 
herzlich für das große Interesse und die Bereitschaft, den 
ARL-Kongress 2020 aktiv mitzugestalten, bedanken! 

Die vorliegende Ausgabe der Nachrichten der ARL 
vereint die Themen „Räumliche Gerechtigkeit“ und „Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse“, denn die Keynotes des 
abgesagten ARL-Kongresses 2020 bilden einen Teil der 
Schwerpunktbeiträge. Zusätzlich präsentieren wir auf un-
serer Webseite unter dem Menüpunkt „Forschung“ eine 
neue Rubrik: die Themendossiers. Mit dieser digitalen Er-
gänzung möchten wir ARL-Aktivitäten zu wichtigen und 
langjährigen Themen verdichtet zusammenführen und in 
einer Gesamtschau dauerhaft leicht auffindbar machen. 
Das Themendossier „Räumliche Gerechtigkeit“ orientiert 
sich am ursprünglich geplanten Programm des ARL-Kon-
gresses 2020 und enthält Abstracts sowie einzelne Beiträge 
in unterschiedlichen Formaten – die Art der Präsentation 
haben wir den Referentinnen und Referenten überlassen. 
Die ebenfalls auf der Seite vorhandene Fotogalerie zeigt 
eine Vielzahl der Einreichungen zum erstmals ausgelobten 
ARL-Fotowettbewerb. Das Themendossier kann (und soll) 
den direkten Dialog und Austausch und vor allem die Dis-
kussionen und persönlichen Begegnungen, von denen der 
ARL-Kongress lebt, nicht ersetzen, aber wir bieten damit 

einem Teil der eingereichten Ideen und Impulse zu räum- 
licher Gerechtigkeit Raum und hoffen, die Diskussion im 
Netzwerk und darüber hinaus anzuregen.

Den Auftakt mit der Rubrik „Aktuell“ macht der Bei-
trag von Martin Sondermann zum diesjährigen Kongress- 
thema und zum ARL-Fotowettbewerb. 

Die Rubrik „Thema“ startet mit den ursprünglich ge-
planten Keynotes des ARL-Kongresses 2020.

Am Beispiel der Enquete-Kommission „Gleichwer- 
tige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“ und entlang der 
vier Dimensionen Verteilungs-, Chancen-, Verfahrens- 
sowie Generationengerechtigkeit skizziert Manfred Mios-
ga, wie sich aus einer Subjektperspektive heraus eine politi-
sche Programmatik zur Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse und räumlicher Gerechtigkeit entwickeln lässt. 

Ausgehend von dem Leitbild, dass Raumplanung die 
Teilhabe aller Menschen an der Nutzung privater und öf-
fentlicher Raumgüter sichert, unternimmt der von T. H. 
Marschall inspirierte Beitrag „Raumplanung als Architek- 
tin sozialer Ungleichheit“ von Benjamin Davy eine planungs-
philosophische Deutung des in der Raumordnung geläu- 
figen Gerechtigkeitsmaßstabes gleichwertiger Lebensver-
hältnisse und reflektiert kritisch das gesellschaftspolitische 
Ringen um Konkretisierung.

Franziska Martinsens Beitrag „Räumliche Gerechtig-
keit und geteilte Verantwortung im globalen Maßstab“ be-
schäftigt sich aus einer politikphilosophischen Perspektive 
mit der räumlichen Dimension von Gerechtigkeit. Sie rückt 
Erkenntnisprozesse darüber, was überhaupt als Gerechtig-
keit zu verstehen ist – insbesondere, wenn es um die globa-
le Dimension im Sinne geteilter Räumlichkeit geht – in den 
Fokus ihrer Betrachtung.

Heike Köckler untersucht auf Basis des Fähigkeitsan-
satzes von A. Sen und M. Nussbaum verschiedene Dimensi-
onen umweltbezogener Gerechtigkeit. Neben gesundheit-
lichen Folgen dieser Ungleichheiten verweist sie auf die 
vielfachen sozialen Benachteiligungen und die systemati-
sche Nichtrepräsentation bestimmter Gruppen in räumli-
chen Planungsprozessen.

Aus wissenschaftlich-analytischer Perspektive wid-
met sich der Beitrag von Stefan Siedentop den Schwierig-
keiten bei der empirischen „Vermessung“ von Gleichwer-
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tigkeit. Unterschiedliche Vorstellungen von Gerechtigkeit 
münden in divergierende Konzepte von Gleichwertigkeit. 
Die Ausgestaltung des Messkonzeptes und die Wahl der In-
dikatoren beeinflussen das Ausmaß von (Un-)Gleichheit. 
Trotz dieser Herausforderung sind evidenzbasierte, empi-
risch gesicherte Erkenntnisse zentral, um wissenschaftlich 
belastbare Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlun-
gen formulieren zu können.

Von der Wissenschaft kommen wir in die politische 
und planerische Praxis: Vera Moosmayer stellt den Bericht, 
die Aufgaben und Ziele der Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ aus der Sicht des Bundes vor und plä-
diert in ihrem engagierten Beitrag für die Repolitisierung 
der Raumordnung. Wie sie erläutert, ist der querschnitts- 
orientierte, fachübergreifende politische Ansatz der Raum-
ordnung von zentraler Bedeutung für die Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse, den sozialräumlichen Zusam-
menhalt und die Bewältigung der Corona-Krise. Die Raum- 
ordnung darf sich nicht länger nur als Fachpolitik verste-
hen, sondern muss ihren Querschnittscharakter ausbauen 
und aktiv mitgestalten.

Im Anschluss betrachtet Ludwig Scharmann das poli-
tische Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse aus der Pers-
pektive eines ostdeutschen und vom Braunkohleausstieg 
betroffenen Bundeslandes. Für Sachsen hat die Frage nach 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zwei Dimen- 
sionen: Einerseits geht es um das Aufschließen an den bun-
desdeutschen Durchschnitt und andererseits müssen an-
gesichts der polarisierenden räumlichen Entwicklung in-
nerhalb des Landes die Lebensbedingungen in den schwä- 
cheren Regionen im Blick behalten werden. Der Beitrag 
präsentiert eine Fülle aktueller empirischer Daten für Sach-
sen, sowohl im Ländervergleich als auch hinsichtlich der 
räumlichen Disparitäten innerhalb Sachsens.

Es folgt ein Gespräch zu gleichwertigen Lebensver-
hältnissen, das Rainer Danielzyk mit Claudia Neu, Inhaberin 
des Lehrstuhls Soziologie ländlicher Räume an den Univer-
sitäten Göttingen und Kassel, führte. Das Interview vermit-
telt einen soziologischen und lebensweltlichen Blick auf die 
Praxis ländlicher Entwicklung. Es rückt die Menschen vor 
Ort und ihr Engagement in den Fokus und macht die Vor-
aussetzungen für lokales Engagement deutlich.

Axel Priebs und Rainer Danielzyk geben einen Über-
blick über die langjährigen Aktivitäten und Arbeitsergebnis-
se der ARL zum Themenkomplex „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse“. Der Beitrag wird als Grundlage für ein künf- 
tiges Themendossier dienen, um somit alles Wichtige zum 
Themenfeld der gleichwertigen Lebensverhältnisse kom-
pakt, übersichtlich und digital präsentieren zu können.

Abschließend folgen die Zusammenfassung der 
Empfehlungen des Beirates für Raumentwicklung zu den 
Schlussfolgerungen der Kommission „Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse“ von Gabi Troeger-Weiß und vier poin-
tierte Statements zu verschiedenen Aspekten gleichwer- 
tiger Lebensverhältnisse von Birgit Honé, Jan Matthias 
Stielike, Gabi Troeger-Weiß und Barbara Zibell.

In der Rubrik „Aus der ARL“ finden Sie zahlreiche 
Veranstaltungsrückblicke, aktuelle ARL-Publikationen, die 
Stellungnahme des Ad-hoc-Arbeitskreises zur integrativen 

Förderung der Regionalentwicklung und vieles mehr. Au-
ßerdem feiern wir in diesem Jahr ein Jubiläum: 25 Jahre 
Mitgliedschaft der ARL in der Leibniz-Gemeinschaft. Wir 
nehmen dies zum Anlass, um einen ausführlicheren Über-
blick über die Leibniz-Gemeinschaft, ihre Geschichte sowie 
die Rolle und Bedeutung der ARL innerhalb der Leibniz- 
Gemeinschaft zu geben.

Die Rubrik „Aus Raumforschung und -planung“ prä-
sentiert Meldungen aus dem raumwissenschaftlichen Netz-
werk und informiert über aktuelle Neuerscheinungen und 
ausgewählte Zeitschriftenbeiträge. Wir freuen uns über-
dies, die Zustimmung des Präsidiums der Leibniz-Gemein-
schaft zum neuen Leibniz-Forschungsnetzwerk „Räumli-
ches Wissen für Gesellschaft und Umwelt | Spatial Know- 
ledge for Society and Environment“ (kurz „Leibniz R“) mit-
teilen zu können. Das neue Leibniz-Forschungsnetzwerk 
erweitert die raumwissenschaftliche Expertise des bishe- 
rigen 5R-Netzwerks um das Leibniz-Institut für Agrarent-
wicklung in Transformationsökonomien (IAMO) in Halle 
an der Saale und das Leibniz-Zentrum für Agrarlandschafts-
forschung (ZALF) in Müncheberg. Wir freuen uns über die 
Verstärkung sowie die Fortsetzung und Intensivierung der 
Zusammenarbeit!

Wir wünschen eine anregende Lektüre – und bleiben 
Sie gesund!

D r .  Ta n ja E r n s t
Stabsstelle Wissenschaftskommunikation
Tel. +49 511 34842-56
ernst@arl-net.de
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Wie können wir Räume gerecht planen, gestalten und nut-
zen? – Der diesjährige ARL-Kongress „Just Spaces – Ge-
meinwohl und Gerechtigkeit in räumlicher Planung und 
Entwicklung“ war dieser Leitfrage gewidmet, musste auf-
grund der Covid-19-Pandemie aber leider abgesagt wer-
den. Auf vielfachen Wunsch aus dem Netzwerk und um der 
Aktualität des Themas gerecht zu werden, das durch die 
Pandemie weiter an Bedeutung gewonnen hat, haben wir 
uns entschieden, allen Referentinnen und Referenten die 
Möglichkeit zu bieten, ihre ursprünglich für den Kongress 
geplanten Beiträge in digitaler Form zu präsentieren. Hin-
sichtlich der Formate haben wir dabei keine Vorgaben ge-
macht, von Abstracts über Präsentationen bis hin zu Videos 
oder ausführlichen Textbeiträgen war alles denkbar. Alle 
Beiträge werden in Form eines digitalen Themendossiers 
auf der Webseite der ARL dauerhaft sicht- und verfügbar 
gemacht. 

Zugleich hatte die ARL erstmals einen Fotowettbe-
werb zum Kongressthema ausgeschrieben. Wir haben zahl-
reiche Fotoeinreichungen erhalten und möchten im Fol-
genden nicht nur die Gewinner/innen des Wettbewerbs 
vorstellen, sondern auch über die Idee des Fotowettbe- 
werbs, die Jury und den Auswahlprozess berichten. 

Räume und Gerechtigkeit
Die gebaute Umwelt, die Architekturen der Stadt, die Ge-
staltung der Freiräume – alles wird von Menschen geplant,  
entwickelt, geschaffen und genutzt. Räume als physische 
Materialität stehen stets in einem Wechselspiel mit der ge-

sellschaftlichen Praxis: durch die Produktion, Nutzung und 
Aneignung sind Räume mit ihren ästhetischen und bauli-
chen Formen sowie ihren vielfältigen Funktionen immer 
zugleich Ausgangspunkt und Ergebnis gesellschaftlichen 
Handelns (Läpple 1991: 196 f.). Die Qualitäten und Bedeu-
tungen von Räumen sind Ausdruck unterschiedlicher Ge-
sellschafts-, Planungs- und Baukulturen und beeinflussen 
andererseits auch, wie wir diese Räume erleben: So gibt es 
grüne Stadtplätze, an denen viele gerne verweilen und düs-
tere Orte, die manche lieber meiden. Räume, ihre Nutzung 
und Gestaltung spiegeln gesellschaftliche Machtverhältnis-
se wider und sind somit auch direkt mit Fragen von (Un-)
Gerechtigkeit verbunden. 

Aus kulturgeografischer Perspektive sind Räume weit 
mehr als objektiv gegebene oder rein physische Realitäten. 
Sie werden über Sprache und Alltagspraktiken produziert 
und sind mit Regeln, Konventionen sowie Traditionen ver-
bunden, die Teilhabe und Zugang, Nutzung und Ausschluss 
regeln. Wie verhält man sich in einem Park, wie an einem 
Bahnhofsvorplatz? Wie lebt es sich in einem Einfamilien-
haus in einer Kleinstadt und wie in einer Großwohnsied-
lung? Wie privat und wie öffentlich sind Räume? Wer kann 
welche Räume auf welche Weise nutzen – und wer nicht? 
Räume werden immer aus verschiedenen – kulturellen – 
Perspektiven wahrgenommen, bewertet und auch produ-
ziert (Lossau 2009: 31 ff.). Räumliche Manifestationen von 
(Un-)Gerechtigkeit sind somit auch Artefakte kulturellen 
Handelns. Dies lässt sich gut an der Frage gleichwertiger 
Lebensbedingungen illustrieren: Über die schiere Verfüg-
barkeit sozialer Infrastrukturen hinaus, leben Menschen in 
Wohnsiedlungen sehr verschiedener baulicher Qualitäten, 
sind in unterschiedlichem Maße Lärm ausgesetzt und ha-
ben mal mehr und mal weniger Zugang zu gepflegtem 
Stadtgrün, um nur einige Beispiele zu nennen. Die subjekti-
ve (Un-)Zufriedenheit der Menschen mit „ihren“ Räumen 
ist dabei ein weiterer wichtiger Bewertungsmaßstab, denn 
Gerechtigkeit lässt sich nicht objektivieren.

Was bedeuten Gemeinwohl und Gerechtigkeit im 
Raum, in der Planung, im Alltag? Diesen Fragen sind diejeni-
gen nachgegangen, die sich an unserem Fotowettbewerb 
beteiligt haben. Die eingereichten Fotos lassen ganz per-
sönliche Interpretationen und Blicke auf räumliche (Un-)
Gerechtigkeit bildhaft werden. Dabei wurden bewusst alle 
Facetten zugelassen – vom Zugang zu öffentlichen Räumen, 

Just Spaces? 
Digitales Dossier und fotografische Dokumentationen  
räumlicher (Un-)Gerechtigkeiten

Fo
to

: M
ar

tin
 S

on
de

rm
an

n



6 a k t u ell � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er ARL 

sozialer Gerechtigkeit und Teilhabe, Umweltgerechtigkeit 
bis hin zu planerischen Entscheidungen und baulichen Ma-
nifestationen. Mit Fotografien lassen sich Zustände und 
Momente von räumlichen (Un-)Gerechtigkeiten festhal-
ten. Mal erschließt sich die Thematik unmittelbar, mal erst 
durch ein Hineindenken in das Bild: Zeigt ein Bild zum Bei-
spiel wohnungslose Menschen, die vor einem Schaufenster 
schlafen, in dem ein Schlafzimmer ausgestellt ist (Abb. 1), 
dann wird Ungerechtigkeit deutlich sicht- und greifbar.

Abb. 1: Wo würden Sie lieber schlafen? (Paris, Frankreich) 
Ausgewählter Beitrag

Beim Betrachten von Brachflächen in der Stadt er-
schließt sich die Thematik eventuell erst auf den zweiten 
Blick: Es könnte um bauliche Ungleichheiten gehen, die im-
mer auch sozioökonomische Ungleichheiten widerspiegeln 
oder um Gentrifizierung, um Spekulationen oder Fehlpla-
nungen – es bleibt Raum für eigene Interpretationen und 
Deutungen. Der Schriftzug „Stadt für alle“ (Abb. 2) ver-
weist auf politische Bewegungen und thematisiert Proteste 
und gesellschaftspolitische Auseinandersetzungen um 
(Un-)Gerechtigkeit. Andere aber nehmen gegebenenfalls 
die düstere Atmosphäre des Bildes wahr oder die Bewe- 
gung, die sich ergibt, wenn man in einem Zug sitzend die 
Stadt an sich vorbeiziehen lässt. Oder ist es das Kraftwerk 
im Hintergrund, das die Aufmerksamkeit der betrachten-

den Person auf sich zieht und ein Nachdenken über Luft-
verschmutzung und Umweltgerechtigkeit auslöst? Im Pro-
zess des Wahrnehmens und Deutens kommen wiederum 
eigene Erfahrungen, Sozialisierungen, kulturelle Prägungen 
und natürlich auch fachliche Expertisen zum Tragen.

Fotografien werden aber nicht nur unterschiedlich 
gedeutet, sie haben auch unterschiedliche Entstehungsge-
schichten. Sie können ganz beiläufig und spontan mit einer 
Handykamera aufgenommen werden, ein bestimmtes Mo-
tiv oder eine besonders eindrucksvolle Stimmung einfan-
gen, oder ganz bewusst aufgenommen oder inszeniert 
worden sein. Wurde ein Ort mehrfach besucht, eine Szene 
aus verschiedenen Perspektiven eingefangen, bewusst die 
Schärfe gesetzt, auf die Lichtführung und die Komposition 
der Bildelemente geachtet? Interessant ist dabei nicht nur, 
wie etwas abgebildet wird, sondern auch, warum und wel-
che Imagination damit erzeugt wird. 

Bilder werden nicht nur fotografisch produziert, son-
dern auch mental reproduziert. Sie entwickeln damit eine 
gesellschaftliche und politische Wirksamkeit. Und so ent-
stehen Orte, an denen man eventuell noch nie selbst war, 
als klar definierte Bilder vor dem inneren Auge: von Traum-
stränden, historischen Altstädten, bunten Märkten oder 
romantischen Gärten – oder auch überfüllten Zügen, 
Slums, tristen Wohnblöcken und verfallenen Gebäuden. 
Ohne diese Bilder genauer geografisch zu verorten, haben 
Sie dies beim Lesen eventuell selbst getan. Dies zeigt, wie 
wichtig Bilder sind und zugleich wie wichtig ein differen-
zierter Umgang mit ihnen ist: Was zeigen die Bilder, was 
zeigen sie nicht – und warum? Reproduzieren sie stereoty-
pe Vorstellungen oder brechen sie mit diesen? Eine span-
nende Zukunftsaufgabe für Menschen, die raumbezogen 
denken, forschen und arbeiten, ist die Entdeckung neuer 
Seiten: die schönen Seiten von Orten in Städten, die 
üblicherweise als hässlich gelten oder als Negativbeispiele 
herangezogen werden, wahrzunehmen – oder auch mal die 
Schattenseiten von „Best Practice“-Projekten zu erkunden. 
Räume sind nie gegeben, sondern werden immer gemacht 
– an den Bildern von diesen Räumen und ihren Deutungen 
können wir alle mitwirken.

Der Fotowettbewerb – Auswahl und 
Prämierung 
Auf den offenen Call zu unserem Fotowettbewerb erhiel-
ten wir an die 50 Einreichungen. Die ARL dankt allen Teil-
nehmenden für ihre Einreichungen, wir waren sehr positiv 
überrascht von der Vielzahl und inhaltlichen sowie tech-
nisch-künstlerischen Bandbreite der Fotografien. Entspre-
chend schwer fiel die Auswahl! Von den eingereichten 
Fotografien wählte das Organisationsteam der ARL-Ge-
schäftsstelle in einem ersten Schritt 24 Fotografien aus, die 
aus unserer Sicht das Thema der räumlichen (Un-)Gerech-
tigkeit besonders eindrücklich aufgegriffen haben. Das in-
terne Team bestand aus Tanja Ernst (Wissenschafts- 
kommunikation), Gabriela Rojahn (Grafik) sowie Vanessa 
Mena Arias und Martin Sondermann (beide Wissenschaft-
liches Referat I „Gesellschaft und Kultur“). 
Link zur Bildergalerie:
https://www.arl-net.de/de/justspaces.
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Abb. 2: Frankfurt am Main – Stadt für alle?  
Besondere Anerkennung der Jury
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Diese Vorauswahl wurde in einem zweiten Schritt von 
einer eingeladenen Jury in drei Kategorien bewertet: the-
matischer Bezug der Fotografien zu räumlicher (Un-)Ge-
rechtigkeit, fotografische Qualität und Komposition mit 
Blick auf Perspektive, Belichtung, Schärfe und den ästheti-
schen Gesamteindruck sowie die künstlerisch-dokumenta-
rische Umsetzung und Aussagekraft der Bilder in Bezug auf 
die Bildunterschrift sowie ihre inhaltliche Aussage. 

Auch im Namen der Jury, die wir im Anschluss kurz 
vorstellen und der wir für ihre Bereitschaft und ihr Engage-
ment danken möchten, gratulieren wir den Preisträgerin-
nen und Preisträgern ganz herzlich und wünschen allen In-
teressierten viel Spaß beim Betrachten und Deuten der 
Bilder. 

Selbstverständlich bleibt es allen Betrachtenden 
überlassen, ob sie die Auswahl und Prämierung nachvollzie-
hen können und diese als „gerecht“ oder „ungerecht“ emp-
finden. Sie finden eine Vielzahl der eingereichten Beiträge 
auf unserer Website.

Die Prämierungen

Schikane 
Erster Preis
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Hang me out to dry (Segundo Torrão bei Trafaria, Portugal) 
Zweiter Preis
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Looking for Integration: Santa Cruz de Tenerife (Spain) and its Red-Light District 
Zweiter Preis
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Dritter Preis
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Die Jury

V i o l a Sch u l z e D i eck h o ff 
ist Raumplanerin und wissenschaftliche Mit- 
arbeiterin an der Fakultät Raumplanung der 
TU Dortmund. Sie arbeitet zu transformativen 
Aktionen und Planungspraktiken als Kataly- 
satoren einer Postwachstumsplanung. Kunst 
ist für sie ein wesentliches Element einer ge-
meinschaftlichen und wachstumsunabhängi-
geren Raumentwicklung und -forschung. 
Dieses stärkt sie durch Engagement u. a. im 
Wall&Space e. V. – Transforming European 
Cities with Urban Art und bei den Urbanisten 
e. V..

D r .- I n g .  So n ja D e ppi sch 
ist Mitglied der Akademie für Raumentwick-
lung in der Leibniz-Gemeinschaft. Sie leitet an 
der HafenCity Universität Hamburg den For-
schungsbereich „Globaler Wandel und raum-
bezogene Strategien“ und forscht zu urbaner 
und regionaler Resilienz, deren Integration in 
die Raumplanung sowie zu Umgangsmöglich-
keiten der räumlichen Planung mit Umwelt- 
und Klimawandel. Als Fotografin arbeitet sie 
in künstlerischen und dokumentarischen Pro-
jekten, unter anderem zu Grenzräumen.

Da n i e l M ü n d e r le i n 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fach- 
gebiet Freiraumplanung an der Universität 
Kassel. Er erforscht die Weiterentwicklung 
von Stadtlandschaften und die Integration von 
produktiven Freiraumsystemen sowie Wech-
selbezüge zwischen Landschaft, Gesundheit 
und Wohlbefinden. Zu diesem Zweck entwi-
ckelt und erprobt er visuelle Forschungs- 
methoden, welche die Nutzung von analogen 
und digitalen Fotografien als empirische Da-
tengrundlage einschließen. Als Fotograf be-
fasst er sich mit Landschaftsästhetik und der 
Sensibilisierung für Natur- und Landschafts- 
belange. 

D r .- I n g .  M ar  ti n So n d e rma   n n 
ist Geograph und Planungswissenschaftler. Er 
arbeitet als wissenschaftlicher Referent in der 
Geschäftsstelle der ARL und leitet dort das 
Wissenschaftliche Referat I „Gesellschaft und 
Kultur“. Zu seinen Arbeitsschwerpunkten ge-
hören die Erforschung lokaler Planungskultu-
ren, Urban Gardening und demokratische 
Raumentwicklung. Auf seinen Entdeckungs- 
reisen fotografiert er Street-Art, Lost Places 
und Orte urbaner Subkulturen.
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D r .- I n g .  M ar  ti n So n d e rma   n n
Leiter des Wissenschaftlichen Referats „Gesellschaft und Kultur“
Tel. +49  511 34842-23
sondermann@arl-net.de
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Manfred Miosga

Räumliche Gerechtigkeit – 
neues Leitmotiv für die 
Raumentwicklung?

Gleichwertige Lebensverhältnisse erfahren seit der zweiten 
Hälfte der 2010er Jahre einen unerwarteten Bedeutungs-
gewinn. Die Gründe dafür liegen in den anhaltend tiefen 
räumlichen Disparitäten in Deutschland und innerhalb der 
EU, in den Erfahrungen aus Finanz- und Wirtschaftskrisen 
sowie in einem als hoch wahrgenommenen Zuwanderungs-
druck von Geflüchteten. Den anhaltend intensiven Binnen-
wanderungen in die „Schwarmstädte“ mit explodierenden 
Boden- und Mietpreisen steht in der öffentlichen Wahrneh-
mung zunehmend der Verfall von abgehängten peripheren 
ländlichen Räumen gegenüber. Diese Entwicklungen mani-
festieren sich in Desintegrationstendenzen innerhalb der 
EU, zunehmenden Ressentiments gegenüber Migrantinnen 
und Migranten, einem Verfall der gesellschaftlichen Dis- 
kurskultur (Hate Speach, Fake News) sowie in einem Ver-
trauensverlust in etablierte Parteien und staatliche, öffent-
lich-rechtliche Institutionen und die Medien. Nationalis-
tisch-autokratische und rechtsextreme Parteien verzeich- 
nen politische Erfolge. Neue soziale Bewegungen der extre-
men politischen Rechten sind entstanden, beanspruchen 
öffentliche Räume und entwickeln erfolgreiche Mobilisie-
rungsstrategien. 

Die Wahlergebnisse rechtsextremistischer Parteien 
und die Resonanz, die diese zum Teil strukturschwachen 
Regionen und bei bestimmten gesellschaftlichen Gruppie-
rungen erzielen, haben dazu geführt, dass wieder stärker 
über gesellschaftlichen Zusammenhalt und Wahrnehmun-
gen des räumlichen und sozialen „Abgehängtseins“ disku-
tiert wird. Fragen der sozialen Gerechtigkeit und gleicher 
Teilhabechancen erfahren wieder Aufmerksamkeit. Gleich-
wertige Lebensverhältnisse und ihre Bedeutung für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt stehen wieder hoch im 
Kurs.

Renaissance gleichwertiger 
Lebensverhältnisse in der Vertrauenskrise
Die politischen Reaktionen darauf sind unterschiedlich: Im 
Freistaat Bayern wurde dem bayerischen Wahlvolk zusam-
men mit den Landtagswahlen im Oktober 2013 eine Verfas-
sungsänderung zur Abstimmung vorgelegt, die den Auf-
trag, gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedin- 
gungen in allen Landesteilen herzustellen und aufrechtzu-
erhalten, zum Staatsziel erhebt. Der Bayerische Landtag 
reagierte daraufhin mit der Einsetzung einer Enquete-Kom-

mission im Jahr 2014, die den umfassenden Auftrag erhielt, 
sich mit der Umsetzung dieses Staatszieles auseinanderzu-
setzen. Die Bundesregierung griff das Thema ebenfalls auf 
und setzte eine Kommission ein, die sich mit gleichwertigen 
Lebensverhältnissen im nationalen Kontext befasst hat. 

Die Enquete-Kommission des Bayerischen Landtags 
hat die Möglichkeit genutzt, sich grundsätzlicher der Frage 
gleichwertiger Lebensverhältnisse zu widmen und sich in-
tensiv mit der ethisch-normativen Fundierung des neuen 
Staatszieles auseinanderzusetzen (Koppers/Miosga/Sträter 
et al. 2018). Dahinter steht die Einsicht, dass die bisherige 
Bearbeitung der Aufgabe nicht zu einer ausreichenden nor-
mativen Verankerung in der Politik geführt hat und andere 
Ziele oder Wertvorstellungen dominieren. Dies gilt insbe-
sondere für die Raumordnungspolitik, der einerseits die 
Umsetzung des Ziels prominent zugeordnet wurde, die an-
dererseits jedoch einen andauernden Bedeutungsverlust 
beklagt. Mit einer neuen ethisch-normativen Fundierung ist 
die Hoffnung verbunden, in einer aufkeimenden gesell-
schaftlichen Wertedebatte das Ziel, gleichwertige Lebens-
verhältnisse herzustellen, wieder stärker ins Zentrum der 
politischen Aufmerksamkeit rücken zu können und ein neu-
es „Narrativ“ zu begründen. Da der Topos der räumlichen 
Gerechtigkeit als „spatial justice“ bisher eher im urbanen 
Diskurs verankert ist, ist damit eine gewisse Pionierarbeit 
verbunden.

Räumliche Gerechtigkeit – Teil des 
sozialstaatlichen Integrationsauftrags 
des Grundgesetzes
Räumliche Gerechtigkeit lässt sich als räumliche Säule des 
Integrationsversprechens des bundesdeutschen sozialen 
Wohlfahrtsstaates verstehen und aus wesentlichen indivi-
duellen Grundrechten aus dem Grundgesetz ableiten. Aus 
dem im Grundgesetz verankerten Sozialstaatsprinzip lässt 
sich der Auftrag formulieren, zum sozialen Ausgleich, zu 
sozialer Sicherheit und zu sozialer Gerechtigkeit auch in 
räumlicher Hinsicht beizutragen. Es richtet sich an das Indi-
viduum, dem die freie Entfaltung der Persönlichkeit, 
körperliche Unversehrtheit, freie Berufswahl, Zugang zu 
Bildung, Teilhabe an Kultur und Gesellschaft etc., kurz: ein 
Leben in Würde zu ermöglichen ist. Während direkt auf das 
Individuum bezogene Leistungssysteme des Sozialstaats 
gesellschaftliche Teilhabe durch die Absicherung von Risi-
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ken und durch Zugangsgarantien umsetzen (individuelle 
Absicherung gegen Armut, Arbeitslosigkeit, Krankheit, Al-
tersarmut durch die Sozialversicherung, kostenloser Zu-
gang zu Bildungseinrichtungen), zielt die räumliche Kom-
ponente auf die Verteilung, Qualität, Erreichbarkeit und 
Zugänglichkeit der dafür notwendigen Infrastrukturen der 
Daseinsvorsorge. Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet folg-
lich dazu, für räumliche Gerechtigkeit zu sorgen.

Das Konzept der räumlichen Gerechtigkeit knüpft an 
die Diskussion an, dass „Gleichwertigkeit“ nicht in allen Be-
reichen „Gleichheit“ bedeuten kann. In heterogenen Raum-
strukturen ist eine Gleichheit in der Ausstattung mit Leis-
tungen der Daseinsvorsorge nicht möglich. Vielmehr geht 
es darum, allen Menschen in allen Teilräumen gleiche Chan-
cen zur persönlichen Entfaltung zu eröffnen, um ein würdi-
ges Leben in gesellschaftlicher Teilhabe führen zu können 
und Zugang zu den Errungenschaften unserer Wohlstands-
gesellschaft zu erhalten. Dabei geht es mit dem Anspruch 
der Gewährung gleicher Teilhabechancen in räumlicher 
Hinsicht um mehr als die Absicherung von Mindeststan-
dards. Menschen aus strukturschwachen Regionen oder 
wirtschaftlich schwächeren Familien sollen und dürfen 
nicht wegen ihrer räumlichen oder sozialen Herkunft be-
nachteiligt oder sogar abgehängt werden. Hier gelten auch 
das Diskriminierungsverbot und der Gleichheitsgrundsatz 
des Grundgesetzes. Gleichwertige Lebensverhältnisse – 
verstanden als räumliche Gerechtigkeit – werden somit zu 
einer Frage der sozialen Gerechtigkeit und berühren zent-
rale Persönlichkeits- und Grundrechte. Die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse folgt somit einem ele-
mentaren gesellschaftlichen Integrationsversprechen, das 
auf den Grundwerten Freiheit, Gleichheit und Solidarität 
aufgebaut ist. Räumliche Gerechtigkeit ist für die soziale 
Integration und gesellschaftliche Teilhabe von großer Be- 
deutung und beeinflusst die Akzeptanz des demokrati-
schen Staatswesens insgesamt. Da Unterschiede in der 
räumlichen Ausstattung mit Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge bestehen, rückt daher die Befähigung bzw. Selbst-
ermächtigung der Menschen und der Regionen in den Vor-
dergrund, trotz dieser Unterschiede teilhaben zu können 
bzw. attraktiv zu sein und hohe Lebensqualitäten zu bieten 
(Empowerment). 

Räumliche Gerechtigkeit als integrierte 
Mehrebenen-Strategie 
Das Konzept der räumlichen Gerechtigkeit, das in der baye-
rischen Enquete-Kommission entwickelt wurde, unter-
scheidet vier Gerechtigkeitsdimensionen (Magel/Miosga/
Sträter 2015). Um den zunehmend bedeutenden Aspekt 
der Nachhaltigkeit zu integrieren, wurden die durch John 
Rawls und andere bereits eingeführten Gerechtigkeitsdi-
mensionen der Verteilungs-, Chancen- und Verfahrensge-
rechtigkeit um die Generationengerechtigkeit ergänzt. Ent-
lang dieser vier Gerechtigkeitsdimensionen lässt sich aus 
einer Subjektperspektive heraus eine politische Program-
matik zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
entwickeln, deren Umsetzung ein intensives Zusammen-
wirken verschiedener staatlicher Ebenen erfordert (Mul-
ti-Level-Governance).

Die Verteilungsgerechtigkeit beschreibt dabei die 
räumliche Verfügbarkeit von und die Zugänglichkeit zu 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, 
die ein würdevolles Leben im Alltag ermöglichen. Sie zielt 
auf die Möglichkeit zur Erfüllung der grundlegenden Be-
dürfnisse des Menschen und bildet damit eine wichtige uni-
verselle Basis, um ein gutes Leben führen zu können. Die 
für die alltägliche Versorgung und Gestaltung des Lebens 
notwendigen Güter, Infrastrukturen und Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge müssen für alle in einer dem allgemei-
nen gesellschaftlichen Wohlstand entsprechenden Qualität 
verfügbar gemacht werden. In Anlehnung an John Rawls 
sollten bei der Verteilung wichtiger Primärgüter vor allem 
Anstrengungen unternommen werden, um die am schlech-
testen gestellte Gruppe besser zu stellen und eine Anglei-
chung gegenüber besser Gestellten zu erreichen.

Grundlegende Versorgungseinrichtungen und Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge werden auf kommunaler 
Ebene gestaltet: Das Angebot an Verkehrsinfrastruktur, 
grundlegende technische Infrastrukturen (Verkehrswege, 
Energieversorgung, Trinkwasserver- und Abwasserentsor-
gung, Breitband etc.), Mobilitätsdienstleistungen, elemen-
tare Bildungs-, Sport- und Freizeitangebote werden durch 
die Kommunen bereitgestellt und in ihrer Zugänglichkeit 
und Qualitätsausstattung bestimmt. Alltägliche Versor-
gungsangebote wie Nahversorgung, medizinische Grund-
versorgung, soziale Dienstleistungen wie familienunter-
stützende Einrichtungen und Pflegedienste werden im 
wohnortnahen Umfeld ebenso erwartet wie eine hohe na-
turräumliche Qualität, intakte Umweltgüter oder die Ge-
währleistung von Sicherheit.  Auch das Angebot von Wohn-
raum und die Qualität des Wohnumfeldes sind bedeutsam. 
Die kommunale Ebene spielt bei der Herstellung von Ver-
teilungsgerechtigkeit somit die entscheidende Rolle.

Chancengerechtigkeit setzt daran an, dass Men- 
schen neben materiellen Grundbedürfnissen individuell 
nach Selbstverwirklichung und Persönlichkeitsentwicklung 
streben. Die Möglichkeit zur eigenständigen, persönlichen 
Entwicklung und Freiheitsentfaltung, wie sie auch in Art. 2 
des Grundgesetzes als persönliches Grundrecht festge-
schrieben ist, ist damit zentraler Bestandteil gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Chancengerechtigkeit, verstanden als 
die Ermöglichung und Befähigung, eigene Lebenspläne zu 
verwirklichen, setzt dabei gleiche Startchancen voraus. Die 
Aufgabe eines modernen Wohlfahrtsstaates ist es dann 
nicht, überall identische Verhältnisse herzustellen, sondern 
die nötigen Rahmenbedingungen zu gewährleisten, die zu 
einer individuellen Verwirklichung der gewünschten Le-
bensführung befähigen und gleiche Chancen für alle er-
möglichen. Dieses Gleichwertigkeitspostulat erfordert also 
nicht, heterogene Raumstrukturen zu nivellieren. Vielmehr 
kann durch die Eröffnung gleicher Chancen eine Akzeptanz 
von Unterschieden erreicht werden.

Chancengerechtigkeit wird insbesondere durch Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge verwirklicht, die die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit ermöglichen und unterstüt-
zen. Dabei handelt es sich um differenzierte weiterführen-
de Bildungseinrichtungen, kulturelle Einrichtungen und 
Angebote, differenzierte Angebote für Sport- und Frei-
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zeitaktivitäten oder spezialisierte Einrichtungen der Ge-
sundheitsvorsorge und medizinischen Versorgung. Zudem 
sind die individuellen Entwicklungschancen von einem dif-
ferenzierten Angebot an Erwerbsmöglichkeiten abhängig. 
Neben der Verfügbarkeit sind die direkte Erreichbarkeit 
und der barrierefreie Zugang zu diesen Chanceninfrastruk-
turen wichtig, was die Bedeutung leistungsfähiger und dif-
ferenzierter Mobilitätsangebote unterstreicht. Ein gut er-
reichbares und gut ausgestattetes Netz Zentraler Orte 
kann einen wichtigen Beitrag zur Herstellung von Chancen-
gerechtigkeit leisten. Somit ist das Zusammenwirken von 
Raumordnung, Fachplanung, Regional- und Strukturpolitik 
und die Abstimmung von Planungen und Investitionen des 
Staates von großer Bedeutung.

Die Verfahrensgerechtigkeit ist elementar für den 
demokratischen Rechtsstaat. Sie sichert die strikte Gleich-
heit beim Zugang zu bürgerlichen und politischen Rechten 
und Grundfreiheiten. Verfahrensgerechtigkeit umfasst eine 
völlige Gleichbehandlung bei den Möglichkeiten der Mitge-
staltung. Im Kontext der räumlichen Gerechtigkeit bedeu-
tet Verfahrensgerechtigkeit ergo, dass allen Bürgerinnen 
und Bürgern überall gleiche Rechte und Möglichkeiten (!) 
der politischen und gesellschaftlichen Partizipation zur 
Verfügung stehen – sei es im Sinne lokaler Beteiligung oder 
der Teilhabe an übergeordneten politischen und gesell-
schaftlichen Aushandlungsprozessen. Alle Bürger/innen ha-
ben den gleichen Anspruch auf Beteiligung an Entschei-
dungsprozessen und auf möglichst umfangreiche und 
qualitativ hochwertige Möglichkeiten zur Mitgestaltung 
und Mitentscheidung.

Gleichwertige Lebensverhältnisse sind ohne eine 
nachhaltige Entwicklung nicht denkbar. Es kann keine 
räumliche Gerechtigkeit zwischen den Teilräumen geben, 
wenn diese auf Kosten der kommenden Generationen „er-
kauft“ wird. Generationengerechtigkeit fordert den Um-
bau unserer Wirtschafts- und Lebensweise derart, dass 
künftigen Generationen nicht nur gleiche, sondern mög-
lichst bessere Naturqualitäten und stabilere, vielfältigere 
und verbesserte ökologische Verhältnisse hinterlassen 
werden. Generationengerechtigkeit fordert von einer Poli-
tik zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse, die 
Transformation zu einer nachhaltigen Lebensweise inhä-
rent mit zu berücksichtigen.

Räumliche Gerechtigkeit: Relaunch der 
ressortübergreifenden strategischen 
räumlichen Planung
Das Konzept der räumlichen Gerechtigkeit bietet die nor-
mative Grundlage für eine Neuausrichtung und Koordina- 
tion der staatlichen Aktivitäten über alle Ressorts und Ebe-
nen hinweg. Leistungsfähige, investitionsstarke, finanziell 
und personell gut ausgestattete Kommunen bilden das 
Rückgrat der räumlichen Gerechtigkeit. Interkommunale 
Kooperationsverbünde stabilisieren die Alltagsversorgung, 
stimmen die Siedlungsentwicklung ab, sorgen für quali- 
tätsvolle wohnortnahe Bildungslandschaften, attraktive 
Kulturangebote und differenzierte Freizeitmöglichkeiten. 
Staatliche Landesplanung und eine koordinierte Ressort-
politik schaffen ein leistungsfähiges Netz Zentraler Orte 

mit hochwertigen Versorgungsangeboten und Dienstleis-
tungen. Regionale Entwicklungskonferenzen öffnen Pers-
pektiven für die Mitgestaltung der regionalen Entwick-
lungsstrategien und ermöglichen einen Dialog über die 
künftige Profilbildung der Region. Regionale Strukturpolitik 
fördert die Entwicklung attraktiver Erwerbsmöglichkeiten. 
Die Raumordnung, Landes- und Regionalplanung schaffen 
die institutionellen Voraussetzung für eine horizontale und 
vertikale Koordination, stellen die Wissensbasis bereit und 
moderieren die Prozesse innerhalb und zwischen den Regi-
onen. 

Räumliche Gerechtigkeit als Leitprinzip der Raument-
wicklung erfordert eine größere Aufmerksamkeit des Staa-
tes und der Politik für einen Ausgleich der sozialen, ökolo-
gischen und ökonomischen Entwicklung zwischen den 
Teilräumen und schärft den Blick für differenzierte Ent-
wicklungsimpulse. Ohne zusätzliche Investitionen in der 
Regionalpolitik, ohne eine bessere Finanzausstattung der 
Kommunen, ohne deutliche Investitions- und Qualitäts-
sprünge im Bereich der öffentlichen und umweltfreund- 
lichen Mobilität und ohne eine Ausweitung partizipativer 
Instrumente in der Kommunal- und Regionalentwicklung 
wird ein Abbau bestehender Differenzen nicht möglich 
sein. 

Räumliche Gerechtigkeit setzt damit auf ein verän-
dertes Verständnis von Staatlichkeit. Der Wandel im Staats-
verständnis in den letzten Jahrzehnten, der durch den Ab-
bau staatlicher Versorgungsfunktionen sowie Sozialleis- 
tungen und den Rückzug aus der raumentwicklungspoliti-
schen Verantwortung zugunsten der Förderung von Wett-
bewerbsfähigkeit und Wachstum geprägt war, hat soziale 
und räumliche Disparitäten vertieft. Dieser Entwicklung 
soll ein Modell entgegengesetzt werden, das wieder stärker 
am Sozialstaatsprinzip, einem sozialen und räumlichen Zu-
sammenhalt, an Ausgleich und Teilhabe und ökologischer 
Verantwortung orientiert ist. Ob sich der Ansatz der räum-
lichen Gerechtigkeit und ein solches Staatsverständnis 
durchsetzen, wird in den gesellschaftlichen und politischen 
Auseinandersetzungen der nächsten Jahre entschieden 
werden.

Der Beitrag ist die schriftliche Fassung des ursprünglich ge-
planten Keynote-Vortrags, den der Autor am 26. Juni 2020 
auf dem ARL-Kongress „Just Spaces? Gemeinwohl und 
Gerechtigkeit in räumlicher Planung und Entwicklung“ in 
Leipzig gehalten hätte. Die Veranstaltung wurde wegen der 
Covid-19-Pandemie abgesagt. Wir möchten alternativ auf 
unser Webdossier zum ARL-Kongress 2020 aufmerksam 
machen, welches die Beiträge aller Referentinnen und Refe-
renten, die sich einverstanden erklärt haben, dauerhaft on-
line zugänglich macht.
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Benjamin Davy

Raumplanung als Architektin 
sozialer Ungleichheit

“... citizenship is itself becoming the  
architect of social inequality.“  

(Marshall 1950: 62)

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse
Raumplanung sichert die Teilhabe aller Menschen an der 
Nutzung privater und öffentlicher Raumgüter. Eine jüngst 
erschienene Reihe von Aufsätzen zu einer Fachtagung an 
der Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemein-
schaft (Erbguth 2020) belegte für die Raumordnung 
(Edenharter 2020), die Bauleitplanung (Heß/Wulff 2020) 
und die Fachplanung (Wickel 2020) das Leitbild für die pla-
nerische Sicherung dieser Teilhabe: Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse. 

Eingeführt wurde das Leitbild gleichwertiger Lebens-
verhältnisse als raumordnerische „Leitvorstellung“ durch 
das Gesetz zur Änderung des Raumordnungsgesetzes vom 
11. Juli 1989 (BGBl. I S. 1417). Danach sei die „Struktur des 
Gesamtraumes (…) so zu entwickeln, daß sie (…) gleich-
wertige Lebensbedingungen der Menschen in allen Teilräu-
men bietet oder dazu führt“ (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 ROG 1965 
i. d. F. 1989). In der Begründung des Entwurfs der Bundes-
regierung deutete sich bereits eine Spannung zwischen so-
zialer Gerechtigkeit und Chancengerechtigkeit an: „Die 
räumliche Struktur des Bundesgebietes ist so zu entwi-
ckeln, daß sie gleichwertige – nicht gleichartige – Lebens-
bedingungen der Menschen in allen Teilräumen des Bun-
desgebietes erhält oder schafft. Dieses zentrale Anliegen 
der Raumordnungspolitik (…), das sich letztlich als Ausfluß 
des Sozialstaatsgebotes des Grundgesetzes darstellt, soll 
ausdrücklich im Raumordnungsgesetz genannt werden. 
(…) Leitvorstellung ist es (…), den Menschen in allen Teil-
räumen die Chance zur Teilhabe an der allgemeinen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsentwicklung zu eröffnen“ (BT-
Drs. XI/3916: 8 und 10). 

Chancengerechtigkeit öffnet die Tür zum Wohlstand, 
soziale Gerechtigkeit stellt sicher, daß alle diese Tür durch-
schreiten. Zunächst legte der Bundesgesetzgeber eine Hie-
rarchie an „Türen“ fest. Durch die Neufassung vom 22. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2986) erhielt § 1 Abs. 2 ROG die 
geltende Fassung: Leitvorstellung der Raumordnung des 
Bundes ist „eine nachhaltige Raumentwicklung, die (…) zu 
einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung 
mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen 
führt“ (Runkel 2018: Rz. 107–109). Die Neufassung beach-
tete nicht den Abschied, der mit überzeugenden Argu-
menten vom Leitbild gleichwertiger Lebensverhältnisse ge-
nommen worden war (Kersten 2006). Immerhin hatte das 

Bundesverfassungsgericht in mehreren Urteilen eine re-
striktive Haltung zu den gleichwertigen Lebensverhältnis-
sen als Kompetenzschranke eingenommen: „Das bundes-
staatliche Rechtsgut gleichwertiger Lebensverhältnisse ist 
(…) erst dann bedroht (…), wenn sich die Lebensverhält-
nisse in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland in 
erheblicher, das bundesstaatliche Sozialgefüge beeinträch-
tigender Weise auseinander entwickelt haben oder sich 
eine derartige Entwicklung konkret abzeichnet“ (BVerfGE 
106, 62 [144] – Altenpflegeheim [2002]; 111, 226 [253] 
– Juniorprofessur [2004]).

Angesichts dieser Engführung der Bedeutung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse erstaunte das Festhalten des 
Bundesgesetzgebers (Müller 2008: 363–364). 

Abb. 1: In der Diskussion um gleichwertige Lebensverhältnisse  
sind nicht alle Argumente anschlußfähig

Dennoch erfreut sich die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse einer erstaunlichen Langlebigkeit: 

>> In dem von der ARL herausgegebenen aktuellen Hand-
wörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung wird auf 
den Eintrag über „Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse“ (Rosenfeld 2018) in mehr als dreißig anderen 
Einträgen verwiesen. Die vorangegangenen Ausgaben 
von 1995 und 2005 enthielten noch keinen eigenen Ein-
trag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. 
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>> Der Raumordnungsbericht 2011 widmet der Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse große Aufmerksamkeit 
(BBSR 2012: 14–30). Der Raumordnungsbericht 2017 
unterstreicht die Bedeutung dieses Leitbildes für die Da-
seinsvorsorge (BBSR 2018a: 28). Gleichwohl fehlt es 
nicht an kritischen Stimmen. Die Deutsche Gesellschaft 
für Demographie e. V. und das Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung organisierten eine Tagung 
über „Tabuthemen“, darunter die „Sicherung gleich- 
wertiger Lebensbedingungen“ (BBSR 2018b). 

>> Zur Arbeit der Kommission „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse“ legten der Vorsitzende, Herr Bundesminister 
Horst Seehofer, und die beiden Co-Vorsitzenden, die 
Bundesministerinnen Frau Julia Klöckner und Frau Dr. 
Franziska Giffey, „Schlussfolgerungen“ vor. Diese 
Schlußfolgerungen heißen „Unser Plan für Deutschland 
– Gleichwertige Lebensverhältnisse überall“ (BMI 2019) 
und enthalten fünfmal das Wort „Chancengerechtig-
keit“, einmal das Wort „Bedarfsgerechtigkeit“. 

Ursprünglich für die Raumordnung sowie Landes- 
und Regionalplanung aufgestellt (Rosenfeld 2018: 838–
840; Runkel 2018: Rz 107–109), wird das Leitbild gleich-
wertiger Lebensverhältnisse neuerdings auch auf die 
Bauleitplanung und Fachplanung bezogen (Heß/Wulff 
2020; Wickel 2020). Vor diesem Hintergrund möchte ich 
dieses Leitbild als Gerechtigkeitsmaßstab für räumliche 
Planung betrachten. Der Blickwinkel dieser Betrachtung ist 
planungsphilosophisch oder planungsethisch (Davy 1997; 
Hartmann 2018), nicht rechtsdogmatisch.

Gleichwertige Lebensverhältnisse im Lichte 
pluraler Gerechtigkeitskonzepte
Seit der Novelle des Raumordnungsgesetzes (ROG) 1998 
hat ein Wandel im Verständnis des Gerechtigkeitsmaß-
stabes stattgefunden, der dem Leitbild einer Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse zugrunde liegt (Aring/Blotevo-
gel/Bräuer et al. 2006). Ursprünglich ging es um soziale 
Gerechtigkeit (Blotevogel 2018: 799), nachfolgend ver-
lagerte sich der Maßstab in Richtung „Ertüchtigung“ und 
individuelle Eigenverantwortung (Brake 2007: 183). In der 
aktuellen Diskussion wird der gewandelte Gerechtigkeits-
maßstab häufig als „Chancengerechtigkeit“ bezeichnet 
(BBSR 2012: 31 u. 80; BBSR 2018a: 6, 43; Edenharter 2020: 
72; Schuppli 2020: 68; Wickel 2020: 58), soziale Gerechtig-
keit wird selten erwähnt (Edenharter 2020: 71). Zumeist 
bleibt der Begriff der Chancengerechtigkeit, der ursprüng-
lich aus der Bildungspolitik stammt, unerklärt. In einem der 
Aufsätze, die aus dem ARL-Workshop hervorgingen, wird 
ein Zusammenhang mit dem verfassungsrechtlichen „Sozi-
alstaatsprinzip“ hergestellt: 

„Unter ‚Chancengerechtigkeit‘ lassen sich die Ver-
suche zusammenfassen, im Sinne eines ‚sozialen Rechts-
staats‘ grundrechtliche Freiheiten und sozialstaatliche Tä-
tigkeit einander anzunähern. Der Staat soll dazu verpflichtet 
sein, die tatsächlichen Voraussetzungen der Verwirklichung 
dieser Rechte zu schaffen, den Bürger bei der Ausübung 
seiner Rechte zu unterstützen“ (Schuppli 2020: 68).

In der Literatur wird eine „realitätsorientierte Neu- 
interpretation“ des Leitbildes gleichwertiger Lebensbedin-
gungen unter veränderten Bedingungen gefordert: Demo-
graphischer Wandel, wachsende räumliche Disparitäten 
und eine Globalisierung der Wirtschaft sollten nicht zu 
„Umverteilung“ führen, sondern mit einer „Infrastruktur 
der Ertüchtigung“ beantwortet werden, einer Art „Grund-
ausstattung des jeweiligen Gebiets“ analog zur individu-
ellen Grundsicherung (Brake 2007: 182). 

Abb. 2: Polyrationale Raumplanung weist monorationalen Gerechtig-
keitskonzepten ungewöhnliche Wege

Die Theorie der Polyrationalität liefert eine theore-
tische Grundlage, um den Bedeutungswandel des Leit-
bildes gleichartiger Lebensverhältnisse einzuschätzen. Aus-
gangspunkt für die Einschätzung sind monorationale 
Gerechtigkeitskonzepte, die aus der politischen Philoso-
phie abgeleitet werden können (Davy 1997: 255–266 
m. w. N.; Hartmann 2018: 572–574):

>> Gerechtigkeit im Sinne hierarchischer Rationalität: 
In der aktuellen Formulierung entsprechen § 1 Abs. 1 
und 2 ROG der Vorstellung einer räumlichen Hierarchi-
sierung, die den „Gesamtraum der Bundesrepublik“ ins 
Verhältnis zu einer „dauerhaften, großräumig ausgewo-
genen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen 
in den Teilräumen“ setzt. Auch das „Gegenstromprinzip“ 
(§ 1 Abs. 3 ROG) entspricht dem Konzept einer räum-
lichen Hierarchisierung. Gerechtigkeit im Sinne hierar-
chischer Rationalität wird der Staatslehre von Thomas 
Hobbes, der deutschen Policey-Wissenschaft oder dem 
Utilitarismus eines Jeremy Bentham oder John Stuart 
Mill zugerechnet (Davy 1997: 261–263; Hartmann 
2018: 572–573).

>> Gerechtigkeit im Sinne egalitärer Rationalität: In der 
im Jahre 1989 eingeführten Formulierung entsprach das 
Leitbild der „gleichwertigen Lebensbedingungen“ eher 
der Idee sozialer Gerechtigkeit. Nicht Gesamtraum oder 
Teilräume waren der Bezugspunkt gleichwertiger Le-
bensverhältnisse, sondern die „Menschen in allen Teil-
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räumen“. So weit zu sehen, wird dem Wechsel des Be-
zugspunktes zwischen 1989 und 2008 in Literatur und 
Rechtsprechung keine große Bedeutung beigemessen. 
Konzeptionell macht es allerdings einen beträchtlichen 
Unterschied, ob sich ein Gerechtigkeitsmaßstab auf 
Menschen oder abstrakte Gebietskategorien bezieht. 
Gerechtigkeit im Sinne egalitärer Rationalität wurde in 
der politischen Philosophie unter anderem von Jean- 
Jacques Rousseau, Karl Marx, Franz Oppenheimer,  
Oswald von Nell-Breuning und John Rawls vertreten 
(Davy 1997: 263–266; Hartmann 2018: 573–574).

>> Gerechtigkeit im Sinne individualistischer Rationali-
tät: Seit über zehn Jahren wird die Idee einer „Chancen-
gerechtigkeit“ als Maßstab für die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse artikuliert (Brake 2007; BBSR 2012: 
31 u. 80; BBSR 2018a: 6 u. 43; Edenharter 2020: 72; 
Schuppli 2020: 68; Wickel 2020: 58). Gemeint ist offen-
bar, daß die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
durch eigenverantwortliche Individuen (Teilräume, Re-
gionen, Nachbarstädte, Menschen) herzustellen sind, 
die ihre vom Staat gebotenen „Chancen“ ergreifen und 
zum eigenen Vorteil wie zum allgemeinen Besten nutzen 
(Aring/Blotevogel/Bräuer et al. 2006). Obzwar die Idee 
einer „Chancengerechtigkeit“ den Staat zumeist nicht 
aus seiner Handlungspflicht entläßt, wird doch im Fleiß 
und Geschick der Individuen die eigentliche Grundlage 
für gleichwertige Lebensverhältnisse gesehen. Gerech-
tigkeit im Sinne individualistischer Rationalität findet 
sich in der politischen Philosophie von John Locke, 
Adam Smith oder Friedrich August von Hayek (Davy 
1997: 258–261; Hartmann 2018: 573).

>> Gerechtigkeit im Sinne fatalistischer Rationalität: 
Folgt man der strengen Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zur Kompetenzschranke in Artikel 72 
Abs. 2 GG (dazu Kersten 2006: 247–249), bleibt vom 
Leitbild der gleichwertigen Lebensverhältnisse nicht viel 
übrig. Kaum eine Region, ein Teilraum oder einzelne 
Menschen könnten behaupten, die Ungleichwertigkeit 
der eigenen Lebensverhältnisse würde das „bundes-
staatliche Sozialgefüge“ (BVerfGE 106, 62 [144] –  
Altenpflegeheim) beeinträchtigen. Aus der Perspekti- 
ve fatalistischer Rationalität ist das Gerechtigkeitsziel 
gleichwertiger Lebensverhältnisse eine Leerformel. 

Die Entwicklung des Leitbildes oder der Leitvorstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse kann als Verschie-
bung des Gerechtigkeitsmaßstabes für räumliche Planung 
gedeutet werden. Ausgehend von Gerechtigkeit im Sinne 
einer egalitären Rationalität (soziale Gerechtigkeit) hat 
sich zunehmend ein Verständnis von Gerechtigkeit im 
Sinne hierarchischer Rationalität (utilitaristische Gerech-
tigkeit) und individualistischer Rationalität („Chancenge-
rechtigkeit“) durchgesetzt. Die Pluralität monorationaler 
Gerechtigkeitskonzepte ist verwirrend, aber nicht unge-
wöhnlich. Gewiß hat jedes der Konzepte gute Gründe für 
sich und kann nicht als falsch verworfen werden, was nicht 
ausschließt, das eine oder andere Gerechtigkeitskonzept 

abzulehnen. Allerdings erfordert es erhebliche Anstren-
gungen, regional governance als polyrationale und respon-
sive Kooperation auszugestalten (Davy 2004 und 2008). 
Daher ziehen viele Entscheidungsträger/innen monoratio-
nale Sichtweisen und Handlungsprogramme vor (BMI 
2019). 

Menschenwürdige Teilhabe und 
raumplanerische Gerechtigkeit
Erörterungen gleichwertiger Lebensverhältnisse münden, 
wenn es sich nicht um Überblicksdarstellungen handelt 
(Rosenfeld 2018; Runkel 2018), in Neuinterpretationen 
(Aring/Blotevogel/Bräuer et al. 2006; Brake 2007; Kersten 
2006). Ausgangspunkt für eine weitere Neuinterpretation 
könnte das Sozialstaatsgebot bilden, aus dem die ROG-No-
velle 1989 die Einführung der „Leitvorstellung“ gleichwer-
tiger Lebensbedingungen ableitete (BT-Drs. XI/3916: 8 u. 
10). Kersten (2006: 245) erkennt in der „Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse (…) gleichsam die räumliche Vari-
ante des sozialstaatlichen Versprechens, jedermann am ge-
sellschaftlichen Wohlstand teilhaben zu lassen, der sich 
nach 1949 so unverhofft in der Bundesrepublik entwickelt 
hat.“ Welche Inspiration leitet sich aus dieser Einschätzung 
ab? Eine unerwartete Antwort folgt aus dem Blick über den 
Tellerrand.

Die Raumplanung spielt in einem der wichtigsten 
Texte zu Gerechtigkeitstheorie und Sozialpolitik eine über-
raschende Rolle. T. H. Marshall, einer der Begründer der ci-
tizenship studies, bezeichnete in seinem Essay Citizenship 
and Social Class die Raumplanung als „Architektin der sozi-
alen Ungleichheit“: „When a planning authority decides 
that it needs a larger middle-class element in its town (as it 
very often does) and makes designs to meet its needs and 
fit its standards, it is not, like a speculative builder, merely 
responding to a commercial demand. It must re-interpret 
the demand in harmony with its total plan and then give it 
the sanction of its authority as the responsible organ of a 
community of citizens. (…) This is one example of the way 
in which citizenship is itself becoming the architect of so-
cial inequality“ (Marshall 1950: 62).

Marshall erklärt soziale Ungleichheit für unvermeid-
lich, vielleicht sogar wünschenswert. Die Raumplanung er-
scheint ihm ein gutes Beispiel dafür, daß soziale Ungleich-
heit – innerhalb vertretbarer Grenzen – begleitet und ge- 
staltet werden muß. Das Ziel der Raumplanung sei keine 
klassenlose Gesellschaft, sondern eine Gesellschaft mit le-
gitimen Ungleichheiten: „[The town-planner‘s] aim is not a 
classless society, but a society in which class differences 
are legitimate in terms of social justice, and in which,  
therefore, the classes co-operate more closely than at pre-
sent to the common benefit of all“ (Marshall 1950: 62). 

Nicht alle Haushalte können sich prächtige Stadtvillen 
mit großzügigen Gärten leisten. Damit Haushalte der Mit-
telschicht in der Stadt Wohnraum finden können, muß die 
Raumplanung für einfachen Wohnraum vorsorgen. Organi-
siert die Raumplanung vorausschauend Grundstücke für 
einfachere Wohnbebauung, sorgt sie für Teilhabe („citizen- 
ship“) als „Architektin der sozialen Ungleichheit“. Die Zu-
lassung, nein, die Sicherung ungleicher Wohnverhältnisse 
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ist eine Voraussetzung für die mögliche Existenz ungleicher 
Haushalte in der Stadt. Soweit erklärt dies nur, weshalb 
vollständige Gleichheit („Gleichartigkeit“) keinen Gerech-
tigkeitsmaßstab für sozialgerechte Raumplanung bilden 
kann. Marshall nennt eine wichtige Voraussetzung für Un-
gleichheit als Wesensmerkmal sozialer Teilhabe: Alle Men-
schen müßten an einem Minimum von Wohlstand („modi-
cum“) teilhaben (Marshall 1950: 11). Diese Teilhabe zu 
sichern, ist ein Kernelement des Wohlfahrtsstaats. Gleich-
wertige Lebensverhältnisse sind gewährleistet, wenn die 
räumlichen Voraussetzungen für eine solche Teilhabe im 
gesamten Bundesgebiet vorliegen. 

Doch wie kann der materielle Gehalt der Mindestteil-
habe an räumlichen Gütern ermittelt werden? Für Deutsch-
land bildet das Hartz-IV-Urteil des Bundesverfassungsge-
richts einen Anhaltspunkt: „Das Grundrecht auf Gewähr- 
leistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus 
Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip 
des Art. 20 Abs. 1 GG sichert jedem Hilfebedürftigen dieje-
nigen materiellen Voraussetzungen zu, die für seine phy-
sische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben uner- 
lässlich sind“ (BVerfGE 125, 175 [2010]).

Das Hartz-IV-Urteil betrifft das Zweite Sozialgesetz-
buch (SGB II) und ist auf Fragen der Raumordnung, Bau-
leitplanung oder Raumplanung nicht unmittelbar anwend-
bar. Allerdings gewährleisten die Regelleistungen nach 
SGB  II nicht jedenfalls, sondern nur unter bestimmten 
räumlichen Voraussetzungen ein menschenwürdiges Exis- 
tenzminimum (Davy 2010). Dies wurde während der  
COVID-19-Maßnahmen sehr deutlich, die besser von jenen 
ertragen werden konnten, die über ausreichenden Wohn-
raum, gute Infrastruktur und Versorgung sowie den Zugang 
zu Parks und Gärten zur Erholung verfügen. Für bedürftige 
Haushalte und Wohnungslose wurde das Fehlen räumlicher 
Rahmenbedingungen hingegen zur Corona-Falle. 

Im menschenwürdigen Existenzminimum ist eine 
räumliche Komponente enthalten, die als räumliches 
Existenzminimum bezeichnet werden kann. Das räumliche 
Existenzminimum umfaßt alle räumlichen Vorausset-
zungen, die für die physische Existenz jedes Menschen und 
für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kul-
turellen und politischen Leben unerläßlich sind. Zu den 
räumlichen Voraussetzungen der physischen Existenz ge-
hören etwa ein Obdach oder der Zugang zu Trinkwasser, 
sanitären Einrichtungen, sauberer Luft und Sonnenlicht. 
Eine räumliche Voraussetzung für soziokulturelle Teilhabe 
ist der rechtlich gesicherte Zugang zu öffentlichen Räu-
men, in denen Menschen unabkömmliche Gelegenheiten 
zu Aufenthalt, Bewegung und Begegnung finden (Davy 
2010: 145–146). 

Stehen Menschen und ihre Würde im Mittelpunkt 
räumlicher Planung, sind Lebensverhältnisse auf allen  
Raumebenen gleichwertig, wenn und solange für alle Men-
schen ein räumliches Existenzminimum gesichert wird. 
Eine solche Raumplanung ist eine sozialgerechte Raumpla-
nung. Ihr Leitbild der Sicherung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse ist die räumliche Komponente des sozialstaatli-
chen Schutzes der Menschenwürde. 

Im Nachgang zur planungsphilosophischen Betrach-
tung noch ein juristischer Hinweis: Für die Bauleitplanung 
ist das Leitbild räumlicher Existenzsicherung in den Tatbe-
standselementen der „sozialgerechten Bodennutzung“ und 
„menschenwürdigen Umwelt“ enthalten, die durch Bauleit-
planung gewährleistet und gesichert werden soll (§ 1 Abs. 5 
BauGB), für die Raumordnung in der Leitvorstellung der 
„gleichwertigen Lebensverhältnisse in den Teilräumen“ 
(§ 1 Abs. 2 ROG). Leider wird dies in Studien und Kommen-
taren zu Bauleitplanung und Raumordnung kaum beachtet.

Danksagung des Autors
Ich danke dem Dekan der Rechtsfakultät der Universität Jo-
hannesburg, Herrn Professor Letlhokwa Mpedi, für seine 
Einladung und großzügige Unterstützung. Meinen Beitrag 
habe ich während eines Forschungsaufenthalts an der Uni-
versität Johannesburg im Januar und Februar 2020 vorbe-
reitet – kurz bevor das neue Coronavirus die Welt verän-
derte.

Der Beitrag stellt die schriftliche Fassung des Keynote-Vor-
trags dar, den der Autor am 25. Juni 2020 auf dem ARL- 
Kongreß „Just Spaces? Gemeinwohl und Gerechtigkeit in 
räumlicher Planung und Entwicklung“ in Leipzig hätte hal-
ten sollen. Die Veranstaltung wurde wegen der COVID-19- 
Pandemie abgesagt. Wir möchten alternativ auf unser 
Webdossier zum ARL-Kongreß 2020 aufmerksam machen, 
welches die Beiträge aller Referentinnen und Referenten, 
die damit einverstanden sind, dauerhaft online zugänglich 
macht.
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Franziska Martinsen

Räumliche Gerechtigkeit  
und geteilte Verantwortung 
im globalen Maßstab 

Die aktuelle Covid-19-Pandemie stellt eine neue globale 
und gerechtigkeitstheoretische Herausforderung dar. In 
den meisten Staaten der Welt hat die Verbreitung der Seu-
che aufgrund der erst vorläufigen Forschungserkenntnisse 
über die Wirkungsweise des Virus auf den menschlichen 
Organismus, seine Übertragungswege und die Mortalität in 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen drastische Eindäm-
mungsmaßnahmen erforderlich gemacht, die mit teils er-
heblichen Einschränkungen der Grundrechte einhergehen. 
Die akute Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 hat 
dabei die Bedrohung durch den Klimawandel im derzeiti-
gen öffentlichen Diskurs etwas in Vergessenheit geraten 
lassen. Das ursprüngliche Anliegen meines Beitrags be-
stand darin, einige grundlegende Überlegungen zur ökolo-
gischen Gerechtigkeit und zur Zuschreibung von Verant-
wortung im geteilten Raum anzustellen. Die folgenden 
Ausführungen sind sowohl auf das Phänomen des Klima-
wandels, das uns langfristig beschäftigen wird, als auch auf 
die unmittelbaren Gerechtigkeitsfragen im Zusammenhang 
mit der Covid-19-Pandemie zu beziehen. Auf beide Phäno-
mene trifft erstens zu, dass sie eine praktische Bewältigung 
im Wettlauf mit der Zeit (temporale Dimension) erforder-
lich machen, um gegenwärtiges und zukünftiges mensch- 
liches Leid, das aus den Effekten entstehen kann, abzuwen-
den oder abzumildern. Zweitens vollziehen sich beide Phä-
nomene innerhalb des gemeinsam geteilten Raums der glo-
balen Sphäre, der jedoch asymmetrisch aufgeteilt 
(dividiert) ist. Im Folgenden widme ich mich diesem zwei-
ten Merkmal, der räumlichen Dimension. Es geht mir aller-
dings nicht um konkrete praxisbezogene Vorschläge, son-
dern um eine politikphilosophische Auseinandersetzung 
über die räumlichen Aspekte von Gerechtigkeit, die wissen-
schafts- bzw. erkenntnistheoretisch auch diese Dimension 
miteinbezieht. 

Ebenso wie der Klimawandel stellt das Coronavirus 
eine Bedrohung für alle Menschen weltweit dar, aber beide 
betreffen sie nicht alle Menschen in gleichem Maße. So ist 
die individuelle Vulnerabilität nicht allein abhängig von sta-
tistischen Größen (wie Alter oder Vorerkrankungen im Fal-
le der Pandemie oder der jeweiligen Witterung im Falle des 
Klimawandels), sondern vor allem von strukturellen Bedin-
gungen wie Zugang zu Gesundheitsversorgung oder zu ge-
sellschaftlichem Wohlstand. Allerdings stellt sich die Frage 

nach der Bekämpfung der Pandemie bzw. nach der Ab-
schwächung des Klimawandels nicht nur auf der inhalt- 
lichen Ebene, im Sinne einer gerechtigkeitstheoretischen 
Bestimmung der Kriterien für die Verteilung von Privilegien 
und Lasten, der Gewährung des Zugangs zu Ressourcen 
oder der Übernahme von Verantwortung. Die Auseinan-
dersetzung über eine gerechte Zuschreibung von Verant-
wortung bedeutet ebenso eine erkenntnistheoretische He-
rausforderung: Welches sind die epistemologischen 
Bedingungen eines Gerechtigkeitskonzepts, das für einen 
angemessenen Umgang mit den Auswirkungen der Pande-
mie oder des Klimawandels Orientierung geben soll? 

Im Folgenden werde ich darlegen, dass die räumliche 
Dimension der Gerechtigkeit nicht nur in Form von inhalt- 
lichen Kriterien und Forderungen, z. B. für die konkrete pla-
nerische Gestaltung des (öffentlichen) Raums, besteht, 
sondern dass sie bereits für Erkenntnisprozesse darüber, 
was überhaupt als Gerechtigkeit zu verstehen ist, von Be-
deutung ist, insbesondere, wenn es um die globale Dimen-
sion im Sinne geteilter Räumlichkeit geht.

Die räumliche Dimension der 
Gerechtigkeitserkenntnis
In einem der frühen schriftlich fixierten Zeugnisse des 
Nachdenkens über Gerechtigkeit gibt es einen unmittelba-
ren Zusammenhang zwischen der Erkenntnis der Gerech-
tigkeit und der Dimension der Räumlichkeit. Im zweiten 
Buch von Platons Schrift Politeia vermittelt Sokrates recht 
anschaulich die Schwierigkeit des Erkenntnisvorgangs über 
die Gerechtigkeit. Im ersten Buch der Politeia versuchen 
Sokrates und seine Dialogpartner, das Wesen der Gerech-
tigkeit im Menschen zu definieren. Dieser Zugang erweist 
sich als schwer, und Sokrates stellt fest, dass „wir nun dazu 
nicht tüchtig genug sind“ (Platon 1991: 368d) und ver-
gleicht den Erkenntnisvorgang, „wie wenn uns jemand be-
fohlen hätte, sehr kleine Buchstaben von weitem zu lesen, 
da wir nicht eben sehr scharf sehen, und dann einer gewahr 
würde, daß dieselben Buchstaben auch anderwärts größer 
und an größerem zu schauen wären“ (ebd.: 368d). Interes-
santerweise versucht Sokrates nicht, sich mithilfe eines In-
struments der kleinen Buchstaben zu bemächtigen – eine 
naheliegende neuzeitliche Option wäre z. B., eine Lupe zu 
Hilfe zu nehmen. Stattdessen wendet er sich der augmen-
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tierten Variante der Gerechtigkeit zu, die für seine damalige 
Zeit viel näherliegend ist: „Gerechtigkeit […] findet sich an 
einem einzelnen Manne, findet sich aber auch an einer gan-
zen Stadt“ (ebd.: 368e), bekundet Sokrates, um dann aus-
zuführen, dass die Gerechtigkeit zuerst innerhalb des grö-
ßeren Zusammenhangs der Polis ermittelt wird, bevor sie 
dann ins Verhältnis zur Gerechtigkeit des „Kleineren“, des 
Menschen, zu setzen sei (vgl. ebd.: 369a). In dieser Passa-
ge wird zweierlei deutlich. Zum einen wird Gerechtigkeit 
hier nicht als etwas Abstraktes vorgestellt, sie hat einen 
konkreten Ort, der ihr zugeordnet werden kann: die Polis. 
In der Polis ist sie leichter zu erkennen als im einzelnen 
Menschen. Zum anderen ist sie selbst eine räumliche An-
ordnung. Die Gerechtigkeit der Polis in Form einer drei- 
gliedrigen Ständeordnung des Gemeinwesens findet 
schließlich ihre Entsprechung in der dreigliedrigen Seele 
des Menschen. Gerechtigkeit bildet somit eine räumliche 
Formation mit einer hierarchischen Struktur, in der die Tu-
genden angeordnet werden. Die Tugend der Weisheit 
kommt den Regentinnen und Regenten (erster Stand), die 
Tugend der Tapferkeit den Wächterinnen und Wächtern 
(zweiter Stand) und die Besonnenheit den Bauern und 
Handwerkern (dritter Stand) zu (ebd.: 435a ff.). Interes-
sant ist, dass es im ersten und zweiten Stand keine Ge-
schlechtsunterschiede zwischen Männern und Frauen hin-
sichtlich der Tugenden und Aufgaben für das politische 
Gemeinwesen gibt (vgl. u. a. 473a ff., 540c). Aber so sehr 
wir heute die unfreie, undemokratische Konzeption der 
platonischen Gerechtigkeit ablehnen und so fremd uns die 
Vorstellung anmutet, das politische Gemeinwesen als di-
rekte Vergrößerung des Menschen zu betrachten, lässt 
sich zumindest der heuristische Aspekt des Räumlichen 
auf heute übertragen. Edward W. Soja beispielsweise un-
ternimmt in seinem Buch Seeking Spatial Justice (2010) 
ebenfalls eine erkenntnistheoretische Suche nach der 
räumlichen Gerechtigkeit und verortet sie in urbanen 
Räumlichkeiten. Dabei nimmt er genau jene erkenntnis-
theoretische Perspektive ein, die die eher an abstrakten 
Prinzipien orientierten soziologischen oder historischen 
Zugänge zur Gerechtigkeit erweitert. 

In Bezug auf die Zuschreibung von Verantwortung er-
möglicht der Fokus auf die räumliche Dimension von Ge-
rechtigkeit somit die Einsicht, dass ein wichtiger gerechtig-
keitstheoretischer Aspekt darin besteht, die sinnlich- 
epistemologische Wahrnehmung für die asymmetrischen 
strukturellen Aufteilungen der globalen Sphäre zu sensibili-
sieren. Was das heißt, erläutere ich im Folgenden mit ei-
nem Werk von Rancière.

Die erkenntnistheoretische Dimension 
räumlicher Gerechtigkeit angesichts 
struktureller Asymmetrie
Die Aufteilung des Sinnlichen lautet die deutsche Überset-
zung von Jacques Rancières Schrift Le partage du sensible 
(2008). In der deutschen Bezeichnung „Aufteilung“ lassen 
sich die vielfältigeren Bedeutungsebenen des französi-
schen Substantivs „partage“ bzw. des Verbs „partager“ al-
lerdings nicht angemessen einfangen. Der Begriff „partage“ 

bezeichnet nicht nur die Teilung im Sinne der Auf- oder 
Verteilung (im Sinne von Division), sondern es klingt auch 
die Teilhabe an, wie sie sich im lateinischen „participare“ 
(„jemanden an etwas teilhaben lassen“, „etwas mit jeman-
dem teilen“, „an etwas teilhaben“, aber auch „mitteilen“) 
und in dem deutschen Fachwort „Partizipation“ ausdrückt, 
sowie das Teilen eines Gemeinsamen. Mit „Aufteilung des 
Sinnlichen“ meint Rancière die verschiedenen juristischen, 
politischen, territorialen, ökonomischen und sozialen Auf-
teilungen der Welt unter den Bedingungen der Globalisie-
rung. Das heißt: inwiefern Meeresflächen, Landstriche, po-
litische Territorien oder allgemein Räume gemeinschaftlich 
oder singulär genutzt werden, öffentlich oder privat zu-
gänglich sind, ob z. B. ihr Betreten als „legal“ oder „illegal“ 
eingestuft wird. Welche ökonomischen, rechtlichen, kultu-
rellen und ästhetischen Werte in ihnen gelten, hängt von 
einem „System sinnlicher Evidenzen“ ab, das „zugleich die 
Existenz eines Gemeinsamen aufzeigt wie auch die Unter-
teilungen, durch die innerhalb dieses Gemeinsamen die je-
weiligen Orte und Anteile bestimmt werden“ (Rancière 
2008: 25). Für Rancière ist dabei eine bewusste Wahrneh-
mung dieser asymmetrischen Aufteilungen, die anhand von 
geografischen und territorialen, sprachlichen und kulturel-
len sowie politischen und administrativen Grenzverläufen 
festgemacht werden, entscheidend. Es komme darauf an, 
zu erkennen, dass Aufteilungen nie natürlich, sondern im-
mer schon vermachtet sind, und zwar insofern, als sie Er-
gebnisse von machtbezogenen Handlungen und Struktu-
ren darstellen. Rancière geht es jedoch nicht allein um die 
Erkenntnis der und das Bewusstwerden über die Asymme-
trie dieser dividierenden Aufteilungen, sondern auch um 
die Wiedergewinnung einer Perspektive auf eine (zukünf- 
tige) gemeinsame und gleichberechtigte Partizipation an 
der globalen Sphäre. 

Das „social connection model” und „shared 
responsibility”
Eine solche gleichberechtigte Partizipation an globaler 
Räumlichkeit entwirft Iris Marion Young mit ihrem Konzept 
einer „shared responsibility“, der geteilten Verantwortung 
(Young 2006: 122), die sie dem gängigen Verständnis von 
Verantwortung im Sinne eines Kausalprinzips entgegen-
setzt. Die Frage „Wer ist für die Eindämmung der Co-
vid-19-Pandemie bzw. für eine Abschwächung des Klima-
wandels verantwortlich?“ kann nämlich auf zweierlei Weise 
aufgefasst werden. Zum einen richtet sich das Augenmerk 
auf die Verursacher/innen, womit der gerechtigkeitstheo-
retische Blick zurück auf bestimmte Ereignisse, individuelle 
Handlungen, politische Maßnahmen oder institutionelle 
Strukturen, die die Ausbreitung des Virus bzw. die Erd- 
erwärmung herbeigeführt haben, gerichtet wird. Dieser 
Verantwortungsbegriff wird etwa von David Miller (2006) 
„outcome responsibility“, auf Deutsch „Ergebnisverant-
wortung“, genannt. Young verortet diese Variante der Ge-
rechtigkeit im Konzept der Haftung („liability“), d. h. im 
Sinne einer kausalen Verursachung. Zum anderen kann die 
Frage nach der Verantwortung auf die Kapazität potenziel-
ler Akteurinnen/Akteure verweisen, die nicht die (alleini-
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gen) Verursacher/innen sein müssen, aber ökonomisch 
und sozial in der Lage sind, die negativen Auswirkungen ei-
ner Pandemie bzw. des Klimawandels zu miniminieren. In 
dieser Perspektive ist die Ermittlung der kausalen Verursa-
chung nachrangig. Vielmehr kommt es auf die Beseitigung 
des Schadens an, weshalb die Verantwortung „remedial 
responsibility“ oder „Abhilfe-“ oder „Beseitigungsverant-
wortung“ (Miller 2006) genannt wird. Diese Variante 
nennt Young also „shared responsibility“. Sie ist deshalb als 
gemeinsam geteilte bzw. Mit-Verantwortung zu verstehen, 
weil Individuen und Institutionen unter den Bedingungen 
der Globalisierung strukturell gesehen als Beteiligte an den 
asymmetrischen globalen Strukturen einer sozialen, politi-
schen, wirtschaftlichen und technischen Vernetzung zu be-
greifen sind. Young nennt diesen Zusammenhang das „so-
cial connection model“, das Modell sozialer Verbundenheit 
(Young 2006: 115, vgl. auch Young 2007: 175). Angesichts 
des Umstands sozialer Vernetzung seien einfache kausale 
Ursachen häufig nicht eindeutig zu identifizieren. Vielmehr 
sei es aufgrund der globalen Verflechtungen für kaum ein 
Individuum oder eine Institution auszuschließen, durch be-
absichtigte oder unbeabsichtigte Handlungen zu Effekten 
der Erderwärmung oder zur Ausbreitung eines Virus in di-
rekter oder indirekter Weise beizutragen. In einer Fokussie-
rung auf die kausale Ergebnisverantwortung sieht Young 
hingegen die Gefahr, dass vorhandene globale Asymmetri-
en eher verstärkt denn abgebaut werden. Denn unter den 
Bedingungen struktureller Asymmetrien ist eher damit zu 
rechnen, dass die Zuschreibung von Verantwortung im un-
gleich vermachteten globalen ökonomischen und politi-
schen Kräftefeld z. B. postkoloniale Marginalisierungen auf-
rechterhält.

Fazit: Räumliche Gerechtigkeit, strukturelle 
Asymmetrie und Zuschreibung von 
Verantwortung
Youngs Konzeption einer geteilten Verantwortung, die den 
Schwerpunkt auf die Beseitigung von Missständen legt, bie-
tet einen holistischeren Zugang zur Verantwortungszu-
schreibung als ein auf das Prinzip der kausalen Verursa-
chung fokussierter Ansatz. Es stellt sich allerdings die 
Frage, ob das Konzept der „shared responsibility“ eine 
plausible Antwort auf die Diagnose einer asymmetrischen 
Division der Welt darstellt. Youngs Interpretation beabsich-
tigt offenbar, die asymmetrischen globalen Strukturen zu-
nächst einmal phänomenologisch – als formale Beschrei-
bung des Phänomens – zu erfassen, ohne ihnen den 
Charakter eines als zweckrational oder moralisch aufgela-
denen sozialen Kooperationszusammenhangs zu unterstel-
len, wie dies etwa für John Rawls‘ liberale Gerechtigkeits-
konzeption charakteristisch ist. Young verweist darauf, 
dass die „institutionellen Regeln, Ressourcen und Prakti-
ken, welche das menschliche Handeln bestimmen, keine 
fairen Bedingungen für die Zusammenarbeit im Rawls‘schen 
Sinne erlauben“ (Young 2006: 114, eigene Übers.). Am 

Rawls‘schen Begriff einer gerechten Grundstruktur kriti-
siert sie, dass dieser im Hinblick auf seine begrifflichen Im-
plikationen unspezifisch bleibe. Die gerechte Grundstruk-
tur beinhaltet nach Rawls‘ Auffassung ein legales System 
von Rechten und Pflichten, Marktbeziehungen und Eigen-
tumsverhältnissen sowie Organisationsformen der Familie 
(vgl. Rawls 1975: § 2; Rawls 2003: § 4). Damit beschränkt er 
den Begriff der Struktur jedoch stark auf rechtlich-formale 
Aspekte und vermag beispielsweise postkoloniale Asymme-
trien nicht angemessen in den Blick zu nehmen (vgl. Young 
2006: 103 ff.). Mit ihrem dezidiert nicht-affirmativen, son-
dern kritischen Begriff der sozialen Vernetzung bean-
sprucht Young dagegen, die globalen asymmetrischen 
Machtbeziehungen von Institutionen berücksichtigen zu 
können: „Laufende ökonomische Produktions-, Investi-
tions- und Handelsprozesse verbinden Menschen in ver-
schiedenen Regionen der Welt, und diese Verbindungen 
sind oft ungleich an Macht und materiellen Ressourcen“ 
(Young 2006: 105, eigene Übers.). Damit konzentriert sie 
sich auf die strukturellen Asymmetrien, die das Resultat vie-
ler verschiedener miteinander vernetzter und verbundener 
Handlungen bilden, welche wiederum von Institutionen 
und Individuen aus ganz unterschiedlichen Gründen unter 
den Bedingungen institutioneller Regeln und Normen un-
ternommen werden (vgl. Young 2006: 111 ff.).

Daraus folgt für Young das Erfordernis einer Reflexi-
on über die Wechselbeziehung zwischen Institutionen und 
Individuen. Ihrer Auffassung nach können mit dem Begriff 
der Mit-Verantwortung die gerechtigkeitsbezogenen Auf-
gaben, die aus der sozialen Vernetzung resultieren, schär-
fer konturiert werden, ohne Individuen und Institutionen 
kontraproduktiv die Verursacherrolle (oder Schuld) zuzu-
weisen. Aufgrund ihrer Verwobenheit in strukturelle Asym-
metrien sind Individuen hingegen umso dringlicher dazu 
aufgefordert, sich für deren Abbau einzusetzen. Youngs 
Ansatz zielt somit auf eine inklusive Partizipation an gerech-
tigkeitsrelevanten Institutionen ab. Dies wiederum würde 
weitreichende Konsequenzen im Sinne einer Etablierung 
globaler demokratischer Strukturen voraussetzen, die mo-
mentan utopisch anmuten mögen. Doch eigentlich ver-
langt Young gar nicht so viel. Bleiben wir ruhig beim sokra-
tischen Bild: Das Augenmerk auf die globale Vernetzung zu 
richten und die kleinen Buchstaben der strukturellen Asym-
metrien zu vergrößern, wäre tatsächlich ein erster Schritt 
zur Übernahme gemeinsam geteilter Verantwortung.
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Für Deutschland sind Zusammenhänge von sozialer Un-
gleichheit und Gesundheit weithin bekannt und analysiert. 
So ist nachgewiesen, dass Faktoren wie das Einkommen 
oder der Wohnort mit seiner spezifischen Umweltqualität 
Unterschiede bei Erkrankungen und in der Lebenserwar-
tung erklären. Diese Ungleichheiten werden häufig auch als 
Ungerechtigkeit eingeordnet (Bolte/Bunge/Hornberg et al. 
2012). Stehen Umweltfaktoren im Mittelpunkt der Be-
trachtung, wird von einer „umweltbezogenen Ungerechtig-
keit“ oder „Umweltungerechtigkeit“ gesprochen (s. Text-
box sowie Köckler 2017; Bolte/Bunge/Hornberg et al. 
2012).

Die Frage, was gerecht ist, ist nicht einfach zu beant-
worten. So schreibt Amartya Sen: „Nicht die Erkenntnis, 
dass die Gerechtigkeit auf der Welt unvollkommen ist – 
vollkommene Gerechtigkeit erwarten nur wenige von uns 
– treibt uns zum Handeln, sondern die Tatsache, dass es 
(…) Ungerechtigkeiten gibt, die sich ausräumen lassen und 
die wir beenden wollen“ (Sen 2012: 7). Auch Benjamin 
Davy stellt in seinem Werk „Essential Injustice“ (1997) die 
Beseitigung von Ungerechtigkeiten im Hinblick auf Land-
nutzung und Umweltfaktoren ins Zentrum der Betrach-
tung. Die Proteste, die auf den durch Polizeigewalt herbei-
geführten Tod von George Floyd reagieren, beziehen sich 
auf eine solche essentielle Ungerechtigkeit, nämlich auf 
Rassismus. Welche Relevanz dies auch für umweltbezoge-
ne Gerechtigkeit hat, klärt sich im Folgenden auf. 

Amartya Sen und Marta Nussbaum schlagen mit dem 
Fähigkeitsansatz („Capabilities Approach“) Orientierun-
gen vor, die eine Voraussetzung sind, um Gerechtigkeit zu 
erlangen. Hierbei sollen jedem Individuum Fähigkeiten 

Heike Köckler

Umweltbezogene  
Gerechtigkeit 

(„Capabilities“) als grundlegende menschliche Ansprüche 
zur Verfügung stehen, um ein selbstbestimmtes Leben zu 
führen. Nussbaum benennt zehn zentrale Fähigkeiten, die 
die körperliche Gesundheit sowie die Kontrolle über die ei-
gene Umwelt einbeziehen. Sen und Nussbaum betonen die 
Bedeutung von Institutionen, um Einzelnen die Möglichkeit 
für ein selbstbestimmtes Leben zu geben (Sen 2012; Nuss-
baum 2010). Auf den Fähigkeitsansatz wird im inter-
nationalen Diskurs zu umweltbezogener Gerechtigkeit häu-
fig Bezug genommen, wenngleich sich Sen und Nussbaum 
selbst nicht in diesen Diskurs einbringen.

Definition und Teilkonzepte
„Umweltbezogene Gerechtigkeit wird (...) als ein Leitbild 
verstanden, das ein Gegenentwurf zu umweltbezogenen 
Differenzen innerhalb einer Gesellschaft ist, die als unge-
recht bewertet werden“ (Köckler 2017: 3). Diese Differen-
zen umfassen umweltbezogene Aspekte, die die Lebens-
qualität von Menschen beeinflussen. Die Differenzen 
können in vier miteinander verbundenen Teilkonzepten 
umweltbezogener Gerechtigkeit systematisiert werden: 
Chancen-, Verteilungs-, Verfahrens- und Ergebnisgerech-
tigkeit (ausführlich hierzu: Köckler 2017: 34 ff.). 

Die Basis für das Leitbild der umweltbezogenen Ge-
rechtigkeit stellt die Chancengerechtigkeit dar, welche in 
Anlehnung an den genannten Fähigkeitsansatz dann gege-
ben ist, wenn die Voraussetzungen dafür erfüllt sind, dass 
Personen selbstbestimmt leben können. Umweltbezoge-
ne Verteilungsgerechtigkeit würde bestehen, wenn es 
keine sozialen Differenzen in der Verteilung von Umweltbe-
lastungen und -ressourcen gäbe, die als ungerecht zu 
bewerten wären, wenn also die eingangs beschriebenen 
Fälle unterschiedlicher Erkrankungsrisiken und geringerer 
Lebenserwartung nicht auftreten würden. Häufig aber sind 
identifizierbare Gruppen (Menschen, die Transferhilfe 
empfangen oder einer bestimmten ethnisch-kulturellen 
Gruppe angehören) mehr Umweltbelastungen ausgesetzt 
als andere Gruppen ihrer Gesellschaft. Oft handelt es sich 
hier auch um Mehrfachbelastungen. Zugleich kann Chan-
cengerechtigkeit direkt auf Verteilungsgerechtigkeit wir-
ken. Werden beispielsweise Wohnungssuchende aufgrund 
eines türkischen Nachnamens auf dem Wohnungsmarkt 
diskriminiert, kann ihnen im Ergebnis der Zugang zu einer 
Wohnung mit einer vergleichsweise guten Umweltgüte ver-
wehrt bleiben. 

Begriffsklärung:
Im Englischen ist von „Environmental Justice“ die 
Rede, also von einer Gerechtigkeit, die umweltbezo-
gene Faktoren betrachtet. Daher ist „umweltbezoge-
ne Gerechtigkeit“ eine treffende deutsche Begriff-
lichkeit. Der synonym verwendete Begriff „Umwelt- 
gerechtigkeit“ ist zwar weitaus verbreiteter, aber ir-
reführend. Denn im deutschen Sprachgebrauch wird 
unter „umweltgerecht“ etwas als umweltschonend, 
also gerecht gegenüber der Umwelt verstanden.
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Umweltbezogene Verfahrensgerechtigkeit be-
trachtet soziale Ungleichheiten bei der Initiierung von und 
der Teilhabe an umweltpolitisch relevanten Entscheidungs-
prozessen sowie deren soziale Konsequenzen (Köckler 
2017: 20 ff.). Auch in den Planungswissenschaften ist die-
ses Phänomen immer wieder ein Thema, denn bestimmte 
gesellschaftliche Gruppen sind in räumlichen Planungsver-
fahren unterrepräsentiert. In der Forschung zu umweltbe-
zogener Gerechtigkeit wird dem Teilkonzept der Verfah-
rensgerechtigkeit eine entscheidende Rolle beigemessen. 
Schlosberg (2007: 27) betont unter Bezug auf Young, dass 
es nicht nur um Teilhabe, sondern auch darum geht, im Sin-
ne des Fähigkeitsansatzes eigene Bedarfe zu äußern. „Die 
Fähigkeit, wirksam an den politischen Entscheidungen teil-
zunehmen, die das eigene Leben betreffen; ein Recht auf 
politische Partizipation, auf Schutz der freien Rede und auf 
politische Vereinigung zu haben“, stellt für Nussbaum eine 
Möglichkeit der Kontrolle über die eigene Umwelt dar 
(Nussbaum 2010: 114). Diese Fähigkeit ist somit eine zen-
trale Grundlage für umweltbezogene Verfahrensgerechtig-
keit, die institutionell zu garantieren ist. Die Aarhus Kon-
vention liefert hierzu einen solchen institutionellen 
Rahmen, der auf vielfältige Weise europäisches und somit 
auch deutsches Planungs- und Umweltrecht prägt.

Bei umweltbezogener Verfahrensgerechtigkeit geht 
es vor allem um Benachteiligte. Wenn jedoch bestimmte 
Gruppen in Entscheidungsprozessen unterrepräsentiert 
sind, so sind andere überrepräsentiert. Umweltbezogene 
Verfahrensgerechtigkeit betrachtet daher genauso diejeni-
gen, die strukturell nicht benachteiligt oder gar bevorzugt 
sind. Zudem spielen die Fähigkeiten und Kompetenzen der-
jenigen, die umweltpolitisch relevante Verfahren begleiten, 
eine ebenso bedeutende Rolle (Quilling/Köckler 2018: 110 
ff.). Wenn umweltpolitische Verfahren dazu führen, dass 
sie Interessen derjenigen, die sich einbringen, integrieren, 
dann wirken sich die Fähigkeiten Einzelner, sich in Pla-
nungsprozesse aktiv einzubringen (Chancengerechtig-
keit), über die Verfahrensgerechtigkeit auch auf die Vertei-
lungsgerechtigkeit aus. 

Umweltbezogene Ergebnisgerechtigkeit wurde im 
deutschen Diskurs von Kloepfer (2006: 302 ff.) als ein wei-
teres Teilkonzept von umweltbezogener Gerechtigkeit her-
ausgearbeitet, um eine ungerechte Verteilung von Umwelt-
güte durch Kompensationsleistungen im Ergebnis gerech- 
ter zu gestalten. So könnten bspw. Menschen, die an lauten 
Einfallstraßen wohnen, bevorzugt von passivem Schall-
schutz oder der Ausweisung wohnortnaher ruhiger Gebie-
te profitieren. Davy (1997) integriert die Perspektive de-
rer, die von einer Raumnutzung profitieren, welche für 
andere eine Belastung darstellt, am Beispiel der Ansiedlung 
von Abfallanlagen. Er sieht hier drei Möglichkeiten, diesen 
Nutzen im Sinne eines „Benefit Sharings“ zu teilen: finan- 
zielle Kompensation, Versicherung gegen unvorhersehbare 
Risiken und Förderprogramme für betroffene Gemeinden. 

Alle hier skizzierten Teilkonzepte sind miteinander 
verbunden und helfen, Zusammenhänge zu verstehen und 
Ansatzpunkte zu identifizieren, um Ungerechtigkeiten im 
Sinne Sens auszuräumen. 

Ein fordernder Ansatz: „Claim Making“
Im Sinne des Ausräumens von Ungerechtigkeit ist es für 
Walker (2012) ein zentrales Anliegen, Anforderungen für 
umweltbezogene Gerechtigkeit zu formulieren (Abb. 1). 
Demnach gilt es im Sinne von Evidenz aufzuzeigen, wie Din-
ge sind, zu verstehen, warum Dinge so sind, wie sie sind 
und, da es ja um ein normatives Leitbild geht, positiv zu 
beschreiben, wie Dinge sein sollten. Hiermit wird deutlich, 
dass eine reine Analyse zu Ungleichheiten nur eine Perspek-
tive auf umweltbezogene Gerechtigkeit ist. Es ist zentral, 
Anforderungen aus Analysen abzuleiten. 

Abb. 1: Claim Making nach Walker 2012: 40, eigene Übersetzung der 
Autorin

Umweltbezogene Gerechtigkeit in 
Deutschland 
Umweltbezogene Gerechtigkeit hat in einem umfassenden 
Anspruch ihre Wurzeln in den USA der 1980er Jahre. Es ist 
als eine Antwort auf die systematische Benachteiligung ins-
besondere von Afro- und Hispanoamerikanerinnen und 
-amerikanern zu verstehen und eng mit der Menschen-
rechtsbewegung verbunden. Aktivistinnen und Aktivisten 
aus Communities, die von umweltbezogenen Ungerechtig-
keiten betroffen sind, prägen das Environmental Justice 
Movement. Es gibt mit der Executive Order 12898 einen 
rechtlichen Rahmen. Die Environmental Protection Agency 
(staatliche US-Umweltschutzbehörde) hat eine eigene Ab-
teilung für Umweltgerechtigkeit. 

Da umweltbezogene Ungerechtigkeiten in den USA 
maßgeblich von Black and People of Colour (BPoC) artiku-
liert wurden und werden, ist der Ansatz des Environmental 
Racism ein weiterer gerechtigkeitsbezogener Ansatz, der 
den Fähigkeitsansatz ergänzt. Hierbei sind Faktoren wie Na-
tionalität, ethnische oder kulturelle Zugehörigkeit Diffe-
renzmerkmale, an denen umweltbezogene Ungerechtigkeit 
als Diskriminierung festgemacht werden kann (Köckler 
2017: 29 ff.).

In Deutschland findet umweltbezogene Gerechtigkeit 
seit Anfang der 2000er Jahre zunehmend Eingang in die Ar-
beit von Wissenschaft und Verwaltung. Aufgrund der be-
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deutenden Parallelen zwischen sozialer Ungleichheit und 
Gesundheit haben zu Beginn insbesondere Public-Health- 
Wissenschaftler/innen das Konzept auf Deutschland über-
tragen. 

Umweltbezogene Gerechtigkeit in der 
räumlichen Planung und im planerischen 
Umweltschutz
In den letzten 15 Jahren griffen Praktiker/innen und Wis-
senschaftler/innen das Thema vermehrt auch in der räum-
lichen Planung auf. So gibt es bspw. umfangreiche Analy-
sen zur Stadt Berlin, die dort auch als Planungsgrundlage 
zur Verfügung stehen. Im Rahmen des Aktionsprogramms 
„Umwelt und Gesundheit“ sowohl des Umweltbundesam-
tes als auch des Landes Nordrhein-Westfalen wurden und 
werden vielfältige Projekte insbesondere mit kommuna-
lem Bezug durchgeführt, wie u. a. die Toolbox zu Umwelt-
gerechtigkeit illustriert (https://toolbox-umweltgerechtig 
keit.de/). Umweltbezogene Gerechtigkeit hat zudem Ein-
gang in Verwaltungsvereinbarungen bspw. zur „Sozialen 
Stadt“ und im „Masterplan Stadtnatur“ gefunden.

In der ARL wurde das Thema „umweltbezogene Ge-
rechtigkeit“ im Arbeitskreis „Planung für gesundheitsför-
dernde Stadtregionen“ (Baumgart/Köckler/Ritzinger et al. 
2018: 87 ff.; ARL 2014) und im Ad-hoc-Arbeitskreis zu Da-
seinsvorsorge (ARL 2016) aufgegriffen. Der geplante 
Schwerpunkt des ARL-Kongresses 2020 umfasste dieses 
Thema ebenfalls. Zudem ist die ARL als ein Akteur in einem 
von der Umweltministerkonferenz begonnenen Konsultati-
onsprozess zu umweltbezogener Gerechtigkeit benannt. 

Das MOVE-Modell (Model On households‘ Vulnera-
bility towards their local Environment) erklärt Mechanis-
men umweltbezogener Verfahrensgerechtigkeit mittels 
verhaltenswissenschaftlicher Theorien und Raumbezug. Es 
konnte auf Grundlage eine Befragung im Ruhrgebiet u. a. 
nachgewiesen werden, dass Menschen mit türkischem 
Migrationshintergrund zwar die Absicht haben, sich in um-
weltbezogene Planungsverfahren einzubringen, dies auf-
grund mangelnder Anerkennung und Zutrauen jedoch 
weniger tun als Menschen ohne Migrationshintergrund 
(Köckler 2017).

Aus dieser Erkenntnis sowie aufgrund der Tatsache, 
dass der planerische Umweltschutz und die räumliche Pla-
nung bislang keine systematische Betrachtung von umwelt-
bezogenen Ungerechtigkeiten vorsehen, lässt sich im Sinne 
des „Claim Making“ die folgende Forderung ableiten: Das 
bevölkerungsbezogene Vulnerabilitätsprinzips sollte als ein 
neues Prinzip der Umweltpolitik eingeführt werden (Köck-
ler 2017: 217 ff.). „Das bevölkerungsbezogene Vulnerabili-
tätsprinzip sieht die öffentliche Hand in der Verantwor-
tung, das Wohl vulnerabler Gruppen besonders zu 
schützen, und verfolgt gleichzeitig das Ziel, vulnerable 
Gruppen zu befähigen, ihre Umwelt selbst mitzubestim-
men und unvermeidlichen Umweltbelastungen eigenver-
antwortlich begegnen zu können“ (Köckler 2017: 217). 
Dieser Ansatz hat Eingang in das aktuelle Jahresgutachten 
des Sachverständigenrats für Umweltfragen gefunden 
(SRU 2020: Tz. 453).

Fazit
Umweltbezogene Gerechtigkeit und Nichtrepräsentation 
bestimmter Gruppen in Planungsprozessen sind auch in 
Deutschland relevante Themen. Vielleicht begünstigt die 
„Black lives matter“-Bewegung auch in Deutschland eine 
intensivere Auseinandersetzung mit strukturellem Rassis-
mus und Alltagsrassismus in Gesellschaft, Planung und im 
Umweltdiskurs. Hier können wir auf umfangreiche Wis-
sensbestände in den USA zurückgreifen. Die Frage nach 
Gerechtigkeit und Gleichwertigkeit sollten wir also nicht 
nur als räumliche, sondern auch als soziale Frage verste-
hen. 
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Stefan Siedentop

Die Vermessung  
der Gleichwertigkeit
Zur Rolle der Wissenschaft im Umgang mit räumlicher Ungleichheit

Einführung
Seitdem die Facharbeitsgruppen der Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ im Frühjahr des vergangenen 
Jahres ihre Analysen und Empfehlungen vorgelegt haben 
und die Bundesregierung auf dieser Grundlage im Juli einen 
„Plan für Deutschland“ präsentierte (BMI/BMEL/BMFSFJ 
2019a), kann von einer neuen politischen Dynamik im Um-
gang mit räumlicher Ungleichheit gesprochen werden. 
Zwar stieß der Plan im wissenschaftlichen wie auch politi-
schen Raum auf ein eher verhaltenes Echo (z. B. ARL 2019; 
Deutscher Landkreistag 2019; Deutscher Städtetag 2019), 
aber ein politisches Versprechen ist seitdem in der Welt: 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland zu 
schaffen“ sei eine „prioritäre Aufgabe“ der Politik (BMI/
BMEL/BMFSFJ 2019a: 26). 

Nach einer ebenso lebendigen wie kontroversen Aus-
einandersetzung über die Erforderlichkeit und Richtung ei-
ner „Neuinterpretation“ des Postulats gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in den 2000er Jahren (z.  B. ARL 2006; 
Berlin-Institut 2009; Beirat für Raumordnung 2007) war 
das Thema zuletzt etwas in den Hintergrund getreten. Zwei 
Ursachen erklären das beeindruckende Comeback: Erstens 
setzen sich zuspitzende Diskurse um „benachteiligte“, „ab-
gehängte“, „peripherisierte“ ländliche Räume (u. a. Beetz 
2008 und Kühn/Lang 2017) die Politik unter Handlungs-
druck. Zu groß ist die Sorge über die Entstehung demokra-
tieskeptischer politischer Milieus und das Aufkommen 
rechtspopulistischer Kräfte. Rodríguez-Pose (2017) weist 
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass neuere Formen 
des Rechtspopulismus vor allem territoriale, weniger sozia-
le Ungleichheit adressieren. Zweitens hatte die über viele 
Jahre gute Konjunktur neue fiskalische Handlungsspielräu-
me für eine ausgleichsorientierte Regionalpolitik eröffnet, 
eine Entwicklung, die mit der Covid-19-Pandemie zu einem 
abrupten Ende kommen könnte. 

Ein evidenzbasiertes Fördersystem?
Im „Plan für Deutschland“ hat die Bundesregierung zu-
nächst offengelassen, in welchen Regionen regionalpoliti-
scher Handlungsbedarf besteht und wie Fördermittel zu-
künftig verteilt werden sollen. Angekündigt ist ein gesamt- 
deutsches Fördersystem, das auf einem Monitoringsystem 
basieren soll (BMI/BMEL/BMFSFJ 2019a: 30 und 72). Im 

Januar 2020 wurde die Architektur dieses Systems erst-
mals näher dargestellt (Bundesregierung 2020). Danach 
ist vorgesehen, mehr als 20 existierende Förderprogramme 
aus verschiedenen Ressorts zu koordinieren, um „struktur-
schwache“ Regionen wirksamer unterstützen zu können. 
Förderung solle dort erfolgen, „wo sie benötigt wird“ 
(ebd.: 2). 

Welchen Beitrag kann der analytische Werkzeugkas-
ten der Raumwissenschaften hier leisten? Eine ganze Reihe 
von wissenschaftlichen Studien hat sich zuletzt der „Ver-
messung“ der Lebensverhältnisse in Deutschland gewid-
met (siehe u. a. BMI/BMEL/BMFSFJ 2019b; van Deuverden 
2019; Berlin-Institut/Wüstenrot Stiftung 2019; Oberst/
Kempermann/Schröder 2019; Fina/Osterhage/Rönsch et al. 
2019; IWH 2019). Nicht überraschend kommen diese Ar-
beiten übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass Deutsch-
land von starken territorialen Ungleichheiten geprägt ist. 
Häufig wird auf raumstrukturelle Polarisierungsdynamiken 
verwiesen, die zukünftig sogar verstärkte Disparitäten er-
warten lassen (van Deuverden 2019; Fina/Osterhage/
Rönsch et al. 2019). Zugleich fällt auf, dass aus den jeweils 
vorgelegten empirischen Befunden sehr unterschiedliche 
Bewertungen und Handlungsempfehlungen abgeleitet 
werden.

An dieser Stelle lohnt es sich, die Rolle der Wissen-
schaft in der Gleichwertigkeitsdebatte genauer zu betrach-
ten. Unstrittig ist zunächst, dass Forschende kein demokra-
tisches Mandat haben. Sie können Ungleichheit aufzeigen, 
sie können auf soziale und ökonomische Folgen von Un-
gleichheit hinweisen, sie können die Wirkungen von politi-
schen Entscheidungen abschätzen oder Maßnahmen emp-
fehlen, die zur Erreichung politischer Ziele geeignet sein 
könnten. Was die Forschung nicht kann, ist politisches 
Handeln als „richtig“ oder „falsch“ zu bewerten – dazu ist 
Wissenschaft nicht legitimiert. Auch muss man nicht einer 
konstruktivistisch-kulturalistischen Denkschule angehö-
ren, um anzuerkennen, dass eine wissenschaftlich „objekti-
ve“ Abbildung von räumlichen Disparitäten unmöglich ist. 
Dies wird schon durch die enorme Vielfalt – und manchmal 
auch Widersprüchlichkeit – wissenschaftlicher Einschät-
zungen im hier adressierten Themenbereich überdeutlich. 
In einer stark interdisziplinären Debatte wie der über gleich-
wertige Lebensverhältnisse prallen unterschiedliche diszip-
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linäre und erkenntnistheoretische Orientierungen, spezi- 
fische Methodenkulturen und manchmal auch kontrastie-
rende weltanschauliche Grundhaltungen aufeinander. Da-
her ist ein Fördersystem, das im engeren Sinne auf wissen-
schaftlicher Evidenz basiert, in dem es objektiv feststellbare 
Ungleichheit zu verringern sucht, kein sinnvolles Anliegen. 
Die Wissenschaft kann nur eine informatorische Rolle ein-
nehmen, mit der sie politische Abwägungsprozesse unter-
stützt. 

Grundprobleme bei der „Vermessung“ von 
Gleichwertigkeit
Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit räumlicher 
Ungleichheit ist mit drei – eng miteinander verknüpften – 
grundlegenden Problemen konfrontiert:

>> Erstens können unterschiedliche Vorstellungen von 
raumbezogener Gerechtigkeit in unterschiedliche Kon-
zepte von „Gleichwertigkeit“ münden und damit auch 
kontrastierende Bewertungen von Ungleichheit und 
ihrer Relevanz nach sich ziehen. 

>> Zweitens kann die Ausgestaltung eines Messkonzepts, 
insbesondere mit Blick auf die als relevant erachteten 
Dimensionen der Lebensverhältnisse, die ausgewählten 
Indikatoren und die Methoden der Aggregation zu sehr 
unterschiedlichen Schlussfolgerungen hinsichtlich des 
Ausmaßes von Disparitäten führen.

>> Ein Mangel an evidenzbasierten Bewertungsmaßstäben 
führt – drittens – dazu, dass aus den aufgezeigten 
Niveaus von Ungleichheit nur bedingt wissenschaftlich 
belastbare Schlussfolgerungen im Hinblick auf Hand-
lungserfordernisse gezogen werden können. In Diskus- 
sionen um „Mindeststandards“ und „Zumutbarkeiten“ 
kann Wissenschaft nur dann die Stimme erheben, wenn 
sie empirische Erkenntnisse zu den Folgen von Ungleich-
heit für die Lebens- und Teilhabechancen, die Gesund-
heit und die Zufriedenheit von Menschen aufzeigen 
kann.

Diese drei grundlegenden Probleme werden im Fol-
genden näher betrachtet. 

Gerechtigkeitstheoretische Selbstverortung
In der Debatte über gleichwertige Lebensverhältnisse bil-
den Gerechtigkeitsvorstellungen einen zentralen Bezugs-
punkt. Dabei wird aber selten explizit adressiert, welche 
Konzepte von Gerechtigkeit einer wissenschaftlichen Be-
fassung mit räumlichen Ungleichheiten zugrunde liegen. 
Diagnosen von Ungleichheit und Gleichwertigkeit sind aber 
entscheidend davon abhängig, ob es beispielsweise um ma-
terielle Verteilungsgerechtigkeit – also die Verteilung von 
Gütern oder die Zugänglichkeit zu Angeboten der Daseins-
vorsorge – oder um Chancengerechtigkeit geht, die sich in 
Verwirklichung und Wahlfreiheit äußert (Enquete-Kom-
mission 2018; Volkmann 2018). In diesem Zusammenhang 
wird eine „Perspektivenverschiebung vom Input, also den 

Infrastrukturen und Leistungen der Daseinsvorsorge, zum 
Outcome, also der Wirkung der Daseinsvorsorge auf das 
Leben der Personen“ konstatiert (Volkmann 2018: 119). 
Für das Design eines empirischen Messkonzepts zur Ermitt-
lung von Gleichwertigkeit hat dies fundamentale Konse-
quenzen.

Ausgestaltung von Messkonzepten
In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit räumli-
cher Ungleichheit hat sich eine multidimensionale Bewer-
tung der Lebensverhältnisse durchgesetzt (Kawka 2015). 
Diese geht über eine rein ökonomische Betrachtung (bei-
spielsweise von Wirtschaftsleistung, Erwerbsbeteiligung 
und Einkommenserzielung) hinaus und bezieht die Qualität 
der Daseinsvorsorge, soziale Verhältnisse, Umweltbedin-
gungen und fiskalische Handlungsmöglichkeiten von Staat 
und Kommunen mit ein (Fina/Osterhage/Rönsch et al. 
2019). 

Die Auswahl einer folglich großen Anzahl von Indika-
toren lässt den Forschenden große subjektive Spielräume. 
Wichtige Stellgrößen sind u. a.

>> die Entscheidung für eine Messung mittels „objektiver“ 
Indikatoren oder die Befragung von Menschen zu ihrer 
Lebensqualität und standortbezogenen Zufriedenheit 
(Kawka/Sturm 2006), 

>> die Entscheidung für sog. Input-Indikatoren, welche un-
ter anderem die räumliche Ausstattung mit Angeboten 
der Daseinsvorsorge im Raum abbilden oder die Präfe-
renz für Outcome-Größen, welche die Lebensverhält- 
nisse (wie den Bildungserfolg, die Gesundheit oder die 
artikulierte Lebenszufriedenheit) einer Bevölkerung in 
den Mittelpunkt rücken (Volkmann 2018); denkbar ist 
natürlich auch eine Kombination von beidem,

>> die Aggregation der Einzelindikatoren mittels verbal- 
argumentativer Techniken oder die Berechnung eines 
Indizes, der mathematische Verfahren der Standardisie-
rung, Gewichtung und Aggregation der Indikatoren vor-
aussetzt (BBR 2012),

>> der räumliche Betrachtungsmaßstab, der neben einer 
auf interregionale Disparitäten abzielenden Betrachtung 
auch sozialräumliche Fragmentierungen innerhalb von 
Städten und Gemeinden zum Gegenstand haben kann. 

Gerade Letzteres erscheint besonders wichtig: Die 
Wissenschaft hat zuletzt immer wieder darauf hingewie-
sen, dass sich soziale und wirtschaftliche Disparitäten nicht 
mehr adäquat mit geographischen Kategorien wie West 
und Ost, Nord und Süd oder Stadt und Land fassen lassen 
(Kühn/Lang 2017; Kersten/Neu/Vogel 2017). Handlungs-
bedarf besteht auch in wirtschaftlich starken Regionen, in 
denen Überlastungserscheinungen der Infrastruktur und 
Engpässe auf dem Wohnungsmarkt zur Gefahr für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt werden (Fina/Osterhage/
Rönsch et al. 2019). Hier verlaufen die Differenzierungs- 
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linien der Lebensverhältnisse vor allem innerhalb von Städ-
ten – zwischen reichen und armen Quartieren. Eine rein auf 
„Regionen“ ausgerichtete Raumbeobachtung greift dann 
zu kurz. Der diagnostische Apparat der Raumwissenschaf-
ten muss daher intra-urban auftretenden Disparitäten in 
Zukunft noch mehr Aufmerksamkeit widmen. Das erfor-
dert auch, das Datenangebot der Kommunalstatik besser 
für die Forschung verfügbar zu machen.

Bewertung von Ungleichheit
Jenseits von methodischen Fragen der Messung muss sich 
die Wissenschaft auch mit der Bewertung von Ungleichheit 
befassen. Hier stellt sich die Frage nach möglichen Benach-
teiligungen durch den räumlichen Kontext eines Lebensor-
tes und die hier bestehenden Angebote und Wahlfrei- 
heiten. Räumliche Ungleichheit wird erst dann ein gesell-
schaftlich und politisch relevantes Problem, wenn in be-
stimmten Räumen Lebens-, Teilhabe- und Selbstverwirk- 
lichungschancen einschränkt sind. Interessanterweise gibt 
es dazu viele Befunde aus der lokalen Sozialraumforschung 
(siehe die Debatte über „neighborhood effects“ und 
„environmental justice“; einen Überblick geben Galster 
2010; Webber/Swanstrom 2014 und Holifield/Chakraborty/
Walker 2017), wohingegen auf regionaler und überregio-
naler Ebene nach Kenntnis des Verfassers bislang wenig 
Wirkungsforschung durchgeführt wurde, die Hinweise auf 
„kritische“ Untergrenzen von Angebot und Versorgung ge-
ben könnte (z.  B. Hare/Barcus 2007). Wenig Wissen ist 
zum Beispiel über die Zusammenhänge von Ausstattung 
und Erreichbarkeit auf der einen Seite und Bildungserfolg, 
Gesundheit und Lebenszufriedenheit auf der anderen Seite 
verfügbar, um Mindeststandards wissenschaftlich belast-
bar empfehlen zu können. 

Fazit
Die wissenschaftliche Debatte über gleichwertige Lebens-
verhältnisse folgt in Teilen der Vorstellung von linearen 
Beziehungen zwischen Wissenschaft und Politik. Danach 
werden politische Entscheidungen auf Grundlage von wis-
senschaftlichen Erkenntnissen getroffen, die von apoliti-
schen Expertinnen und Experten mit wertfreien Methoden 
und Techniken erzeugt wurden. Offenbar wird dies vor al-
lem im Anspruch der Objektivierbarkeit von Aussagen über 
„Ungleichheit“ oder „Gleichwertigkeit“. 

An die Stelle einer solcherart verstandenen evidenz-
basierten Politikberatung sollte eine evidenz-informieren-
de Interaktion mit politischen Akteuren treten, die zirkuläre 
Formen des Wissensaustausches und der Wissensgenerie-
rung beinhaltet und explizit auch die Wissensbestände der 
Praxis berücksichtigt. Forschende nehmen hier eine infor-
matorische Rolle ein, aus der heraus sie reflexive Prozesse 
in Politik und Gesellschaft unterstützen (Davoudi 2006; 
Siedentop/Zimmer-Hegmann 2020). Von zentraler Bedeu-
tung ist dabei Transparenz und Offenheit. Forschende 
müssen die normativen Orientierungen ihrer Arbeit offen-
legen, indem sie sich beispielsweise in gerechtigkeitstheo-
retischen Fragen positionieren. Gleiches gilt für die Be-
gründung bei der Auswahl der Indikatoren und ihrer 

numerischen oder argumentativen Aggregation. Schließ-
lich wäre wünschenswert, wenn Forschungen über die Wir-
kungen ungleicher Lebensverhältnisse für Individuen und 
soziale Gruppen intensiviert würden. Für eine abwägende 
Politik wären diesbezügliche Erkenntnisse von großem 
Wert.

Zum Abschluss: Die aktuelle Corona-Pandemie hat 
den Wert einer unabhängigen, kritischen, transparent agie-
renden und erklärenden Wissenschaft eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. Auch in der Raumordnungs- und Regional-
politik bleibt die Wissenschaft eine wichtige Legitimations-
ressource der Politik. Eine faire, transparente Förderpolitik 
mit dem Ziel, gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen, 
ist auf wissenschaftlich abgesicherte Erkenntnisse ange-
wiesen. Das Vertrauen in die Forschung erscheint krisen-
fest – trotz der berechtigten Sorge über „postfaktische“ 
Kommunikation und die offen zutage tretende Wissen-
schaftsskepsis in rechtspopulistischen Parteien und Bewe-
gungen.
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Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
und Raumordnung
Gleichwertige Lebensverhältnisse sind ein Ziel, das in der 
Raumordnung alle kennen. Es ist das übergeordnete Ziel 
für die räumliche Entwicklung des Landes, über das sich die 
Raumordnung als Fachpolitik seit Jahrzehnten über alle 
Ebenen – Bund, Länder, Regionen – einig ist. Es ist als über-
wölbendes Leitbild der Raumordnung gesetzlich verankert 
im ersten Paragraphen des Raumordnungsgesetzes. Gleich-
wertige Lebensverhältnisse sind von den Ländern in ihren 
Planungen zu konkretisieren und in der Landes- und Regio-
nalplanung umzusetzen. 

Außerhalb der Raumordnung schien das Ziel der 
gleichwertigen Lebensverhältnisse in Vergessenheit gera-
ten, bis es dreißig Jahre nach der Wiedervereinigung wie-
der in den Fokus der öffentlichen Debatte rückte. Horst 
Seehofer formulierte 2018 die heimatbezogene Innenpo- 
litik und richtete im Bundesministerium des Innern die  
Abteilung „Heimat“ ein. Diese Abteilung hat drei Säulen:  
Raumordnung, gleichwertige Lebensverhältnisse, gesell-
schaftlicher Zusammenhalt. Die zweite Säule spiegelt die 
Bundesressorts und wirkt unter dem Blickwinkel der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in die Fachpoliti-
ken anderer Ministerien hinein. Das trägt der Erkenntnis 
Rechnung, dass die Raumordnung als Fachpolitik das Ziel 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse nicht allein durch-
setzen kann. Die Aufgabe der Raumordnung, als Quer-
schnittspolitik in andere Fachpolitiken hineinzuwirken, um 
gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen, wurde quasi 
„outgesourct“. Dabei schwingt mit, dass sich die Raumord-
nung in den letzten Jahrzehnten zu sehr auf sich selbst als 
Fachpolitik zurückgezogen und das mühsame, anstrengen-
de, oft frustrierende Hineinwirken in andere Fachbereiche 
vernachlässigt hat, obwohl diese eine erhebliche räumliche 
Wirkung entfalten.

Dieser Querschnittsbezug aber ist wichtig, wenn man 
das Ziel erreichen will. Die Instrumente der Raumordnung 
als Fachpolitik sind bekanntlich begrenzt, wenn es um das 
Gestalten und Vorantreiben von Entwicklungen geht. Ihre 
Sanktionsmöglichkeiten bei Nichtbeachtung ihrer Planun-
gen gehen gegen null. Raumordnung ohne „Politik“ hat da-
her, vorsichtig ausgedrückt, eingeschränkte Möglichkeiten, 
das Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse zu verfolgen.

Kommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ und Raumordnung
Um den Querschnittscharakter des Ziels der gleichwerti-
gen Lebensverhältnisse zu betonen, hat das Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) im Juli 2018 
die Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ einbe-
rufen. Bund, Länder und kommunale Spitzenverbände dis-
kutierten auf höchster Ebene ein Jahr lang, wie man sich 
diesem sehr abstrakten Ziel mit konkreten und machbaren, 
messbaren Maßnahmen nähern könnte. Die Kommission 
wurde von Bundeskanzlerin Angela Merkel persönlich er-
öffnet. Sechs Arbeitsgruppen zu sechs Themenbereichen 
(einer davon Raumordnung!) arbeiteten ein knappes Jahr 
und legten im Mai 2019 ihren Bericht und ihre Empfehlun-
gen vor. Zu einer Abschlusssitzung oder einem gemeinsam 
beschlossenen Endbericht der gesamten Kommission kam 
es jedoch nicht. Zu unterschiedlich waren die Interessen 
der Beteiligten und zu groß die Sorge, mit nicht erfüllbaren 
finanziellen Forderungen konfrontiert zu werden. Denn 
kurz zuvor hatte die Kommission für Wachstum, Struktur-
wandel und Beschäftigung, die sogenannte Kohlekommissi-
on, ihren Bericht vorgelegt, der 40 Milliarden Euro für die 
Kohlereviere vorsah – es standen Landtagswahlen in Bran-
denburg und Sachsen an.

Statt eines Endberichts legten die drei der Kommissi-
on „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ vorsitzenden Bun-
desministerien – das BMI, das Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft (BMEL) und das Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) – im Juli 2019 ihre Schlussfolgerungen vor. Die 
Abschlussberichte der sechs Facharbeitsgruppen wurden 
ungekürzt als Anhang beigefügt und mit veröffentlicht. 

Der mit „Unser Plan für Deutschland“ überschriebe-
ne Bericht enthält Handlungsempfehlungen in fünf The-
menbereichen: 

>> Aktive Strukturpolitik

>> Digitalisierung und Mobilität

>> Starke und lebenswerte Kommunen

Vera Moosmayer

Gleichwertige  
Lebensverhältnisse
Maßnahmen und Handlungsempfehlungen aus Sicht des Bundes 



32 th em a � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er AR  L

>> Soziale Daseinsvorsorge

>> Engagement und Zusammenhalt

Eine der Empfehlungen unter Punkt 3 lautet: „Mög-
lichkeiten der Raumordnung stärker nutzen“. Hierzu wird 
u. a. ausgeführt: „Der Bund sollte die von den Ländern als 
Versorgungszentren festgelegten sogenannten Zentralen 
Orte stärken“ und „Die Länder sollten die Instrumente der 
Raumordnung besser nutzen“. Der Versuch, die „Zentralen 
Orte“ der Länder den Fachpolitiken auf Bundesebene jen-
seits der Raumordnung als Instrument anzubieten, wird 
bislang durch die Unterschiedlichkeit der Definition und 
Ausstattungsmerkmale von Zentralen Orten in den Län-
dern erschwert. Ein so heterogen interpretiertes Instru-
ment ist für Entscheidungen der Fachpolitiken auf Bun-
desebene wenig nützlich. Einige Empfehlungen des Maß- 
nahmenpakets der Bundesregierung zur Umsetzung der 
Empfehlungen der Kommission „Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse“ wurden bereits realisiert:

1.	Mit einem gesamtdeutschen Fördersystem  
strukturschwache Regionen gezielt fördern

	D as gesamtdeutsche Fördersystem trat im Januar 2020 
in Kraft. Die Programme wurden gebündelt, struktur-
schwache Regionen (nach GRW-Bewertung) werden 
verstärkt unterstützt. Das Kürzel GRW steht für die 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“. Das GRW-Regional- 
indikatormodell enthält eine Reihe von Indikatoren zu 
Einkommen/Produktivität, Erwerbstätigkeit/Arbeits- 
losigkeit, Demografie/Humankapital sowie Infrastruktur-
ausstattung.

2.	Arbeitsplätze in strukturschwache Regionen bringen
	D ie Bundesregierung hat zur Umsetzung der Ergebnisse 

der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
und der Kohlekommission beschlossen, Arbeitsplätze 
des Bundes vorrangig in strukturschwachen Regionen 
anzusiedeln. Sie hat sich allein für die Kohlereviere ver-
pflichtet, innerhalb der nächsten zehn Jahre rund 5.000 
Arbeitsplätze zu schaffen. Dazu werden u. a. neue Be-
hörden und Standorte in diesen Regionen angesiedelt. 
Auch das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) soll ein Kompetenzzentrum für den 
Strukturwandel in Cottbus erhalten. Weitere Behörden 
und Institutionen werden in strukturschwachen Regio-
nen angesiedelt, etwa die neue Stiftung zur Förderung 
des Ehrenamts in Neustrelitz (Mecklenburg-Vorpom-
mern).

3.	Breitband und Mobilfunk flächendeckend ausbauen
	D as Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-

struktur (BMVI) hat seine Fördersystematik dahinge-
hend angepasst, dass der Breitbandausbau flächen- 
deckend gefördert wird, nicht mehr nur eine Netzab- 
deckung von bis zu 95 % der Haushalte. Dies umfasst 
auch den Ausbau mit der neuesten Generation 5G.

4.	Mobilität und Verkehrsinfrastruktur in der Fläche 
verbessern

	D as BMVI hat das Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz (GVFG) angepasst und das GVFG-Bundespro-
gramm finanziell erheblich aufgestockt; u. a. ist damit 
nun auch die Reaktivierung stillgelegter Bahnlinien und 
die Elektrifizierung von Bahnstrecken förderfähig.

5.	Dörfer und ländliche Räume stärken
	D as BMEL stellt dem BMI für drei Jahre je 20 Millionen 

Euro aus dem Bundesprogramm für ländliche Entwick-
lung (BULE) zur Verfügung; mit 11 Projekten sollen 
Pilotprojekte zu gleichwertigen Lebensverhältnissen 
beitragen.

6.	Städtebauförderung und sozialen Wohnungsbau  
voranbringen

	M it einem umfassenden Paket von Maßnahmen wird seit 
2019 der Bau bezahlbaren Wohnraums vorangetrieben 
(Umsetzung der Beschlüsse des Wohngipfels). Die Mit-
tel für Städtebauförderung wurden 2020 erneut aufge-
stockt und das Programm stärker auf strukturschwache 
Regionen ausgerichtet.

7.	Eine faire Lösung für kommunale Altschulden finden
	D ie Verhandlungen der Finanzminister/innen von Bund 

und Ländern dauern an, seit der Corona-Krise unter 
neuen Vorzeichen.

8.	Engagement und Ehrenamt stärken
	 2019 wurde die „Deutsche Stiftung für Engagement und 

Ehrenamt“ gegründet. Sie wird Ehrenamtliche, Stif- 
tungen und Vereine in ganz Deutschland vernetzen und 
mit Informationen – etwa zu jeweils passenden 
Förderprogrammen – unterstützen.

9.	Gleichwertige Lebensverhältnisse als Richtschnur 
setzen 

	 Bei Bundesgesetzgebungsvorhaben wird es künftig in 
der Gesetzesfolgenabschätzung einen „Gleichwertig-
keits-Check“ geben, der Auskunft über zu erwartende 
Auswirkungen einer Regelung auf die Teilräume 
Deutschlands gibt.

Die Länder haben sich zu den Empfehlungen der 
Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ bislang 
nicht positioniert und auch keine Maßnahmen zur Umset-
zung beschlossen. Bislang hat sich auch die Ministerkonfe-
renz für Raumordnung nicht zum Bericht und zu den 
Schlussfolgerungen des Bundes geäußert, auch nicht zur 
Empfehlung, die Raumordnung zu stärken. Ebenso still ist 
es in Raumordnungskreisen zur Umsetzung der Empfehlun-
gen der Kohlekommission. Überregionale, kohärente Ent-
wicklungskonzepte für die Kohlereviere existierten nicht, 
obwohl die Gesetze zur Umsetzung schon im Juli beschlos-
sen wurden. Die Umsetzung der Empfehlungen der Kom-
mission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ wird auf Bun-
desebene durch einen Staatssekretärsausschuss begleitet, 
an dem die Raumordnungsbehörden aber nicht mitwirken. 
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Um die sehr konkreten Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
Raumordnung der Kommission „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse“ umzusetzen und weiter zu verfolgen, will das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat des-
halb mit den Ländern, Kommunen und Verbänden ein Dia-
logforum aufsetzen, an dem unter anderem auch das BBSR 
mitwirken wird.

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse,
die Corona-Krise und Raumordnung
Das Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnisse und das 
Ziel, regionale Disparitäten zu minimieren und die Daseins-
vorsorge vor Ort zu sichern, sind Themen der Raumord-
nung, die mit der globalen Krise, die die Maßnahmen zur 
Eindämmung der Covid-19-Pandemie hervorgerufen ha-
ben, eine neue, akute, politische Dimension erhalten ha-
ben. Die wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen Folgen der 
Maßnahmen haben eine ausgeprägt regionale Dimension. 
Die Disparitäten zwischen starken und schwachen Regio-
nen werden in der Folge der Pandemie eher noch ausge-
prägter werden. Die Raumordnungspolitik muss sich mit 
den Entwicklungen vorausschauend befassen, auch hier 
über die eigene Fachpolitik hinaus. Spätestens jetzt muss 
sie auch auf Landesebene politisch werden und sich ein-
bringen und einmischen, jenseits von Flächenfestlegungen 
und Zielabweichungsverfahren. Als Teil der „Corona les-
sons learnt“-Aufarbeitung befasst sich die Raumordnung 
auf Bundesebene mit der Nachjustierung von Strukturför-
derprogrammen und der Analyse der räumlichen Auswir-
kungen der Pandemie. Im Juli 2020 wurde der Deutsch-
landatlas aktualisiert und interaktiv vorgestellt; er zeigt, wie 
stark und in welchen Bereichen die regionalen Veränderun-
gen ausfallen. Natürlich ist auch die Krisenresilienz der Ver-
waltung ein Thema. Dass hier erhebliche Lücken bestehen, 
war bekannt und wurde in der Corona-Krise überdeutlich. 
Die EU-Ratspräsidentschaft in Zeiten von Reise- und Kon-
takteinschränkungen verschärft den Blick auf die digitale 
Kompetenz der Verwaltung noch einmal. Fieberhaft wird 
die Technik für Video- und Telefonkonferenzen erweitert. 
Die Heimatabteilung im BMI hat sich zudem über das Bun-
desprogramm „Work4Germany“ externen Sachverstand 
eingeholt. Die Heimatabteilung wird die Fellows für sechs 
Monate bei der Modernisierung und Digitalisierung von 
Projektabläufen unterstützen. 

Der querschnittsorientierte, fachübergreifend politi-
sche Ansatz der Raumordnung ist von zentraler Bedeutung 
für die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse, die 
Bewältigung der Corona-Krise und die wirtschaftliche Er-
holung des Landes. Denn die Pandemie hat gezeigt,

>> dass Deutschland ein handlungsfähiger Staat ist, in des-
sen Institutionen die Bürger/innen Vertrauen haben. Sie 
hat gezeigt, dass Deutschland trotz aller vor Corona ge-
äußerten Zweifel eine zutiefst solidarische Gesellschaft 
ist, in der die Menschen einander helfen und dafür harte 
Einschränkungen für sich selbst und tiefe Einschnitte in 
ihr Leben in Kauf nehmen. Sie hat gezeigt, dass Deutsch-
land ein gutes, funktionierendes Gesundheitssystem 
hat, das Krisen zu bewältigen vermag und keine Un-

gleichbehandlung zulässt. Die Schwächen im System, 
die diese Pandemie auch aufzeigt, müssen analysiert 
und schnell geschlossen werden: Vor allem sind hier die 
Vorsorge zu nennen – wirtschaftlich und materiell, etwa 
die Vorratshaltung von krisenrelevantem Material –, die 
Abstimmungswege der föderalen Ebenen sowie die Mo-
bilfunk- und Internetversorgung in der Fläche und die 
digitalen Kompetenzen von Behörden, Institutionen und 
Bildungseinrichtungen;

>> dass eine Fachpolitik keine Krise allein bewältigen kann. 
Sie hat gezeigt, wie fein verwoben und global vernetzt 
unser Leben in allen Bereichen ist, und wie alles mit fast 
allem zusammenhängt. Die Gesundheitspolitik stand 
und steht im Zentrum, aber im Corona-Kabinett arbei-
ten alle betroffenen Ressorts auf Augenhöhe, die Ab-
stimmung des Bundes mit den Ländern ist eng. Die 
Heimatabteilung im BMI unterstützt mit Karten zum 
Lagebild und mit der Moderation grenzüberschreiten-
der Abstimmungen der Regionen. Die durch die Heimat- 
abteilung aufgebauten Kooperationsnetzwerke konnten 
dazu beitragen, dass die Belange der Grenzregionen 
direkt in die jeweiligen Zentralregierungen weitergeleitet 
und Probleme schnell gelöst wurden;

>> dass die dezentrale Struktur Deutschlands – administra-
tiv wie räumlich – krisenbeständiger ist als zentralisti-
sche Strukturen der Nachbarländer. Der überregionale, 
überfachliche Ansatz hat sich zur Bewältigung der Krise 
bewährt. Dieser Ansatz braucht einen Anwalt über die 
Krise hinaus. Das landesweite Netz leistungsfähiger und 
gut erreichbarer Versorgungszentren (Zentrale Orte) 
hat sich bewährt. Auch diese Struktur braucht eine Hü-
terin, über die Krise hinaus, denn sie ist permanent dem 
Angriff von Partikularinteressen ausgesetzt. 

Raumordnung ist Querschnittspolitik, es ist unser 
Auftrag, in die Fachpolitiken einzuwirken, um gleichwertige 
Lebensverhältnisse zu schaffen. In der Heimatabteilung des 
Bundesinnenministeriums wird die Raumordnungspolitik 
von der Unterabteilung „Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse“ in dieser Funktion unterstützt. Diese Unterstüt-
zung haben die meisten Landesraumordnungsbehörden 
bislang nicht, sie werden als reine Fachpolitiken wahrge-
nommen, sodass sie diese Wirkung bislang teils nur unzu-
reichend entfalten können.

Fazit für die Raumordnung
Die Gesetzespakete für die Strukturhilfen für die Kohleregi-
onen stehen kurz vor dem Abschluss. Daneben arbeiten 
Bund und Länder aktuell an milliardenschweren Hilfspake-
ten für die Wirtschaft und die Stabilisierung der im Lock-
down entstandenen wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Schäden. Dies sollte die Stunde der Raumordnung als 
überfachliche, überregionale Politik zur Wahrung oder 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse sein. Der Ge-
staltungsspielraum, die Chance, auf gleichwertige Lebens-
verhältnisse hinzuwirken, war selten größer. Die Raumord-
nung muss sich jetzt aktiv mit ihrem Wissen und ihren 
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Instrumenten einbringen, damit Konjunkturpakete zum 
Abbau regionaler Disparitäten führen und nicht das Gegen-
teil bewirken – dass durch die staatlichen Eingriffe schwa-
che Regionen weiter abfallen und bereits starke Regionen 
gestärkt werden. Damit bei den Hilfsprogrammen alle Be-
reiche des Lebens und der Daseinsvorsorge berücksichtigt 
werden und der Blick sich nicht auf Wirtschaft alleine ver-
engt. Damit bei den nationalen Maßnahmen Deutschland 
als eine Region in Europa, als Land in einem Verflechtungs-
raum betrachtet wird. Die Raumordnungspolitik hat hier 
eine wichtige Aufgabe, denn Raumordnung hat das über-
fachliche, überregionale Wissen. Dieser gesamtgesell-
schaftliche Auftrag der Raumordnung (über den eigenen 
Fachbereich hinaus) ist aus meiner Sicht gemeint mit der 
Empfehlung „Die Raumordnung stärken“ der Kommission 
„Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“: Die Raumord-
nung darf sich nicht länger allein als Fachpolitik verstehen, 
sondern muss ihren Querschnittscharakter ausbauen – im 
Auftrag, für Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in al-
len Teilräumen des Landes zu sorgen. Raumordnung ist vor 
allem Sache der Länder. Die Bundesraumordnung kann mit 
Kommissionen und Dialogformaten den Boden bereiten, 
sie kann Impulse geben und den gesetzlichen Rahmen ver-
bessern. Um wirklich wirksam zu werden, muss Raumord-
nung in die Mitte der Landespolitik gerückt werden, kom-
petente Ansprechpartnerin für Akteure vor Ort für die 
Regionalentwicklung sein und vor allem (wieder) politisch 
werden. 

Informationen zum Zustand der Regionen gibt der Deutsch-
landatlas, den das BMI im Juli 2019 veröffentlicht hat und 
der 2020 als interaktives Angebot weiterentwickelt und re-
gelmäßig auf der Basis verfügbarer, belastbarer statisti-
scher Daten aktualisiert wird: www.heimat.bund.de 
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Mit der von der Bundesregierung eingerichteten Kommissi-
on „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ ist ein Thema auf 
die politische Agenda gerückt, das in der öffentlichen 
Meinung bereits seit einigen Jahren regelmäßig im Fokus 
steht: „Rankings“ auf Landkreis- und Bundesländerebene 
weisen auf beträchtliche Unterschiede innerhalb Deutsch-
lands in Bezug auf Wirtschaftskraft, Einkommensniveau, 
die soziale Infrastruktur und viele andere Indikatoren hin, 
die „Lebensqualität“ messbar machen sollen (Fina/Oster-
hage/Rönsch et al. 2019). Während diese räumlichen 
Disparitäten lange vor allem als West-Ost-Problem im ver-
einten Deutschland wahrgenommen wurden, zeichnen 
Raumordnung und Raumbeobachtung ein wesentlich diffe-
renzierteres Bild dieser Ungleichheiten innerhalb unseres 
Landes (Winkler-Kühlken/Milbert 2019; ARL 2020). 

Aus der Perspektive eines ostdeutschen Bundeslan-
des hat die Frage nach der Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse zwei – wechselseitig abhängige – Dimensionen: 
Einerseits geht es um das Aufschließen an den bundesdeut-
schen Durchschnitt – mindestens aber an den der (finanz-
schwachen) westdeutschen Flächenländer – und anderer-

seits müssen vor einer – gerade in Sachsen stark pola- 
risierenden – räumlichen Entwicklung innerhalb des Landes 
auch die Lebensbedingungen für die Bewohner/innen in 
den schwächeren Regionen im Blick bleiben. Letzteres trifft 
insbesondere vor dem Hintergrund des Braunkohleausstie-
ges nicht nur, aber besonders für die beiden sächsischen 
Kohlereviere in der Lausitz und in Mitteldeutschland zu. 

Sachsen im Ländervergleich
In Bezug auf die Wirtschaftskraft (gemessen in BIP je 
Einw.) liegt Sachsen aktuell um knapp ein Viertel unter dem 
Bundesdurchschnitt. Gemessen daran besteht kein Zweifel 
an einem nach wie vor vorhandenen signifikanten Rück- 
stand der – materiellen – Lebensverhältnisse in Sachsen. 
Andererseits aber ist der Unterschied Sachsens etwa ge-
genüber Schleswig-Holstein 2018 auf nur noch rund 6 Pro-
zentpunkte geschrumpft, nachdem das westdeutsche Land 
zwischen den Meeren 1990 noch eine mehr als doppelt so 
große Wirtschaftskraft je Einw. im Vergleich zu Sachsen 
aufwies (Tab. 1).

Ludwig Scharmann

Sachsen: „gleich und ungleich“ 
zugleich? 
(Un-)Gleichwertige Lebensverhältnisse aus einer Länderperspektive
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Das historische Gebäude des Finanzministeriums in Dresden ziert ein Bild, das Herkunft und Verteilung von Wohlstand und Reichtum innerhalb 
Sachsens illustriert: Wenngleich Forstwirtschaft und Bergbau im Erzgebirge als Einnahmequelle inzwischen von Industrie und Handel abgelöst wor-
den sind, so hängt die Gestaltung der Lebensverhältnisse innerhalb des Landes heute wie früher maßgeblich von der Verteilung der Finanzmittel ab. 
Unter Berücksichtigung der Finanzpolitik ist es Aufgabe der Raumordnung, das auch in Sachsen unumstrittene Gestaltungsziel der Gewährleistung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse umzusetzen. 
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So zeigen sich weniger Unterschiede im Verhältnis 
zum Bundesdurchschnitt, wohl aber im Ländervergleich. 
Zudem werden Letztere ja durch Finanztransfers vom Bund 
und zwischen den Ländern zu großen Teilen ausgeglichen, 
sodass gravierende Disparitäten zwischen Sachsen und den 
finanzschwachen westdeutschen Bundesländern nicht 
(mehr) bestehen – insbesondere nicht, wenn überdies die 
(noch) bestehenden Kaufkraftunterschiede zugunsten 
Ostdeutschlands berücksichtigt werden. Hierfür spricht 
auch das „Median-Netto-Einkommen“ der privaten Haus-
halte, das bereits für 2017 mit 90 % des westdeutschen 
Niveaus angegeben worden ist (BMWI 2019). 

In Bezug auf die vielfach zitierte Einordnung von Art. 
72 Abs. 2 GG mit dem Verfassungsrechtsbegriff zur Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse kann demnach 
festgestellt werden, dass die – hiermit gemeinten – Voraus-
setzungen für ein Eintreten des Bundes zur Verhinderung 
eines Auseinanderdriftens der bundesstaatlichen Ordnung 
damit materiell (bei Weitem) nicht vorliegen. Allerdings 
steht es Ländern von Verfassung wegen frei, den Rechtsbe-
griff „gleichwertige Lebensverhältnisse“ selbst zu verwen-
den und einzusetzen (Brandt 2006). 

In Sachsen ist dies zwar – im Gegensatz etwa zum 
Land Brandenburg – nicht erfolgt, dennoch aber stellt das 
Landesplanungsgesetz (SächsLPlG) in § 1(2) den Bezug 
zum § 1(2) ROG und damit zur Leitvorstellung einer „groß-

räumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Le-
bensverhältnissen in den Teilräumen“ her. Der aktuelle 
Raumordnungsplan (LEP Sachsen 2013) schließlich über-
nimmt sowohl im Leitbild als auch in den Zielen und Grund-
sätzen diesen Handlungsauftrag für die „Teilräume“ inner-
halb des Landes. 

Gleichwertigkeit innerhalb Sachsens
Räumliche Disparitäten
Allerdings stellt diese Entwicklung in den „Teilräumen“ 
Sachsens eine – auch im ostdeutschen Vergleich – erheb- 
liche Herausforderung dar. Sowohl die demografische als 
auch die wirtschaftliche Entwicklung verlaufen innerhalb 
des Landes zunehmend disparat: Während (frühere) 
Industriestädte wie etwa Hoyerswerda, Riesa oder Weiß- 
wasser seit 1990 bereits mehr als die Hälfte ihrer Einwohner/
innen verloren haben und nach neuesten Berechnungen 
der Landesstatistik bis 2035 eine weitere Schrumpfung um 
noch einmal rund ein Viertel verkraften müssen, gehören 
Dresden und besonders Leipzig zu den – auch bundesweit 
– am stärksten wachsenden Städten. So kann Leipzig bis 
2035 mit einem weiteren Wachstum um rund 15 % auf über 
680.000 Einwohner/innen rechnen, sodass dann jede/r 
Dritte im Lande entweder Dresdener/in oder Leipziger/in 
wäre. Wird der umgebende Verdichtungsraum einbezo-
gen, wären es sogar über 41 % im Jahr 2035. 

Tab. 1: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Einw. relativ zum gesamtdeutschen Wert nach Ländern 1935–2018 
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Dagegen verlieren alle sächsischen Landkreise sowie 
die Stadt Chemnitz bis 2035 an Bevölkerung, wobei die Ver-
luste in den Nachbarkreisen Leipzigs und Dresdens am ge-
ringsten und im Erzgebirge, Vogtland, in Zwickau und der 
Lausitz (mit rund -15 % und mehr) am größten ausfallen 
(Abb. 1). Auf der Gemeindeebene sind z. T. noch größere 
Rückgänge bis 2035 zu erwarten, so etwa in Johanngeor-
genstadt (-24,9 %), Klingenthal (-23,4 %) und Hoyerswer-
da (-23,2 %), während die größten Zunahmen in Leipzig 
(+15,9 %) und seinen städtebaulich verbundenen Nach-
barn Taucha (+16,7 %) und Schkeuditz (+13,8 %) erwartet 
werden.

In der Tendenz spiegelbildlich zur demografischen 
Entwicklung verläuft – bislang – auch die wirtschaftliche – 
etwa bei der (sozialversicherungspflichtigen) – Beschäfti-
gung. Wenngleich alle sächsischen Kreise in den vergange-
nen 15 Jahren hier einen Zuwachs verzeichnen konnten, 
so streute die jährliche Wachstumsrate zwischen dem 
schwächsten Landkreis (Vogtland) und dem stärksten 
(Stadt Leipzig) im Verhältnis von etwa 1:10, wobei der Zu-
wachs von Leipzig mit 23 % zwischen 2007 und 2016 auch 
deutlich über dem Dresdens (+12  %) lag (Margarian 
2018). 

Daseinsvorsorge und Zentrale Orte
Im Sinne des Sozialstaatsprinzips wird die Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse auch in Sachsen eng verknüpft 
mit einer flächendeckenden Versorgung mit Einrichtungen 
und Angeboten der Daseinsvorsorge. Raumordnerische In-
strumente für die räumliche Organisation der überört- 

lichen Leistungserbringung der Daseinsvorsorge sind dabei 
insbesondere das Zentrale-Orte-Konzept (ZOK) sowie die 
Bestimmung von Ausstattungsniveaus durch Ausstattungs-
kataloge oder Indikatoren der Infrastruktur (Rosenfeld 
2018). Angesichts der skizzierten wirtschaftlichen und de-
mografischen Regionalentwicklung in Sachsen ist allerdings 
nachvollziehbar, dass insbesondere auf der für die Daseins-
vorsorge wichtigen Ebene der Mittelzentren (MZ) vieler-
orts schon jetzt erhebliche Tragfähigkeitsprobleme sicht-
bar und v.  a. künftig zu erwarten sind. So wird die im 
Landesentwicklungsplan (LEP) definierte Untergrenze des 
mittelzentralen Verflechtungsbereiches mit 45 T Einw. be-
reits aktuell in zehn (der 38) MZ nicht (mehr) erreicht. 
Auch das demografische Potenzial der mittelzentralen 
Städte selbst verringert sich bis 2035 deutlich: 21 von ih-
nen werden dann weniger als 20 T Einw. haben, neun von 
ihnen sogar unter 15 T Einw. fallen. Da überdies die wirt-
schaftlich aktive Bevölkerung alterungsbedingt noch weiter 
schrumpft, sind Funktion und Auslastung der gemäß LEP 
2013 i. d. R. in (und von) den MZ vorzuhaltenden Einrich-
tungen wie 

>> Gymnasium, Oberschule, berufsbildende Schule, 
Förderschule, Erwachsenenbildung,

>> Stadion, bespielbare Halle für Kultur- und Sport- 
veranstaltungen, Bibliothek,

>> Krankenhaus, Behinderteneinrichtung, Fachärzte,
>> breites Altenpflege- und Betreuungsangebot,
>> Einrichtungen der Polizei und der Gerichtsbarkeit,
>> gute, schnelle Verkehrsanbindungen an benachbarte 	
Oberzentren

Abb. 1: Veränderung der Bevölkerung 2035 gegenüber 2018 nach Kreisen in Sachsen 
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kritisch einzuschätzen. Dies stellt die Rolle einiger MZ als 
regionale Wirtschafts-, Bildungs-, Kultur- und Versorgungs-
zentren perspektivisch infrage (Rosenfeld/Weiß 2010). 
Die Gewährleistung einzelner Angebote und Dienstleistun-
gen wird daher künftig nicht immer mit tradierten Formen 
der Leistungserbringung möglich sein, wobei sicher auch 
die bereits seit 2004 in Sachsen diskutierte Veränderung 
der Perspektive von der Input- zur Output-Orientierung an 
Bedeutung gewinnen wird (vgl. hierzu auch den Beitrag 
von Stefan Siedentop in diesem Heft sowie Stielike 2018).

Wie Abbildung 2 zeigt, sind jedoch aktuell bereits 
„Lücken“ und Defizite bei der Daseinsvorsorge in peripher 
gelegenen Gemeinden erkennbar, darunter insbesondere 
in den grenznahen Mittelgebirgsregionen des Erzgebirges 
zu Tschechien und in der Lausitz zu Polen. Aber auch der 
nördliche Heidebogen zwischen Dübener und Muskauer 
Heide zu Brandenburg und Sachsen-Anhalt fällt hier her-
aus. Und schließlich stehen sogar Landkreisgrenzen inner-
halb Sachsens offenbar einer flächendeckenden Daseins-
vorsorge entgegen – ein Befund, der vermutlich auch mit 
der von den Landkreisen zu verantwortenden und auf dem 
Schülerverkehr basierenden Organisation des ÖPNV zu-
sammenhängen dürfte. 

Daseinsvorsorge und verkehrliche Erreichbarkeit 
Grundsätzlich positiv ist allerdings festzustellen, dass der 
Freistaat Sachsen als vergleichsweise dicht besiedeltes Flä-
chenland günstige verkehrliche Erreichbarkeitsbedingun-
gen bietet: Bereits 2010 waren von jeder Gemeinde Sach-
sens alle Mittelzentren in weniger als 45 Minuten erreichbar, 
bis 2025 sollen sogar die sechs Oberzentren (einschl. des 
Oberzentralen Städteverbundes im Osten) des Landes in 
diesem Zeitfenster an 80 % der Gemeinden angebunden 
sein. 

Besonders bemerkenswert ist dabei die mit der Eröff-
nung des Leipziger City-Tunnels Ende 2013 eingeleitete 
Verbesserung der ÖPNV-Verbindungen im Zuge des Aus-
baus im mitteldeutschen S-Bahn-Netz, das nach Strecken-
länge als größtes S-Bahn-Netz in Deutschland weit über 
West- und Südwestsachsen bis nach Sachsen-Anhalt, Thü-
ringen und in Randbereiche von Brandenburg reicht. Für 
die Erreichbarkeit der Einrichtungen der Daseinsvorsorge 
sind dabei abgestimmte ÖV-Zubringerdienste wichtig, wie 
in einem Modellvorhaben des BMVI unter Beteiligung der 
Landes- und Regionalplanung sowie der Verkehrsunterneh-
men und -verbände herausgearbeitet wurde (BMVI 2015). 

Abb. 2: Stand der Daseinsvorsorge in Sachsen auf Gemeindeebene 
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Mit der Perspektive 2030 wurde dabei untersucht, welche 
der dann voraussichtlich noch bestehenden Standorte

>> der allgemeinbildenden Schulen,
>> der hausärztlichen Versorgung und
>> des Lebensmitteleinzelhandels

mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu akzeptablen Bedingun-
gen erreichbar sein werden. Dabei wurden auch die Stand-
ortnetze selbst überprüft – etwa im Hinblick auf die Nach-
folgeprobleme für Hausärzte im ländlichen Raum. 

Erwartungsgemäß stellte sich dabei die Situation in 
den größeren Städten und verdichteten Bereichen – etwa 
in der Region Leipzig – als weitgehend unproblematisch 
dar. Eine Versorgung mit Angeboten und Leistungen der 
Daseinsvorsorge in den an das (S-Bahn-)Regionalnetz an-
gebundenen Siedlungsbereichen kann für 2030 immer 
dann als gesichert angesehen werden, wenn entweder Leis-
tungen vor Ort verfügbar sind oder eine Anbindung an ei-
nen Zentralen Ort besteht. Die Sicherung von Daseinsvor-
sorgeleistungen in den an das Regionalnetz angebundenen 
Ortslagen ist nicht nur für die Wohnortbevölkerung von 
Relevanz, sondern darüber hinaus auch für umliegende 
Teilräume, in denen es kein adäquates Versorgungsangebot 
gibt. Einer Sicherung der Zubringerfunktion an das Regio-
nalnetz bzw. an die erschlossenen und gut ausgestatteten 
Bereiche kommt daher eine entscheidende Bedeutung zu.

Für die dünner besiedelten ländlichen Räume musste 
allerdings festgestellt werden, dass die Erreichbarkeit die-
ser wichtigen Standorte der Daseinsvorsorge für einen Teil 
der Bevölkerung mit öffentlichen Verkehrsangeboten un-
ter Status-quo-Bedingungen nicht mehr gewährleistet wer-

den kann. Am Beispiel des sachsenweit am dünnsten besie-
delten Landkreises Nordsachsen ist errechnet worden, 
dass im Jahre 2030 immerhin 58 % der Bewohner/innen 
über fußläufig erreichbare Haltestellen des S-Bahn-Ver-
kehrs Zugang zu den Angeboten – wie Schulen, Lebensmit-
telhandel und Hausarztpraxen – haben werden. Weitere 
8 % wohnen in den verdichten Stadtquartieren und errei-
chen diese Angebote, ohne auf den (vorhandenen) ÖPNV 
angewiesen zu sein, sodass im Ergebnis exakt zwei Drittel 
der Landkreisbewohner/innen auch 2030 noch als gut ver-
sorgt angesehen werden können. Weitere 10 % haben zwar 
keinen Zugang zum Regionalverkehr, finden aber am Wohn-
ort zumindest eine teilweise ausgebaute Versorgungsinfra-
struktur vor. 

Problematisch ist allerdings die Daseinsvorsorge für 
die verbleibenden gut 40 T Einw. des Landkreises Nordsach-
sen für 2030 einzuschätzen. Diese 23 % der Bevölkerung 
wohnen in Ortslagen und Siedlungen, die weder über eine 
eigene noch über eine mit dem ÖPNV in der Nachbarschaft 
erreichbare Versorgungsinfrastruktur verfügen (Tab. 2).

In diesen ländlichen Bereichen außerhalb der Er-
schließungswirkung durch das Regionalnetz bedarf es einer 
Stärkung der überörtlichen Kooperationsbeziehungen. Be-
nachbarte voll- bzw. auch teilausgestattete Versorgungs- 
orte müssen dazu wichtige Versorgungsfunktionen auch 
für die umliegenden Siedlungen ohne eigene Infrastruktur-
ausstattung übernehmen. Hier bedarf es eines kooperati-
ven Bemühens zur Stärkung bedarfsgerechter Versor-
gungsmodelle und -konzepte, die eine Zugänglichkeit zu 
den Angeboten in gut ausgestatteten Versorgungsorten 

Tab. 2: Landkreis Nordsachsen – Bevölkerung 2030 mit Zugangsmöglichkeiten zu Schulen, Lebensmittelhandel und hausärztlicher Versorgung 
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sicherstellen. Sowohl durch verbesserte Erreichbarkeiten 
im ÖV auch außerhalb tradierter Verkehrsangebote als 
auch durch eine Stärkung der unverzichtbaren Standorte 
von Schule, Einzelhandel und Hausarztpraxen muss es ge-
lingen, die Angebote der Daseinsvorsorge auch für dieses 
knappe Viertel der Einwohner/innen im Landkreis Nord- 
sachsen 2030 zugänglich zu machen. 

Ohne hier auf eine landesweite Erhebung zurückgrei-
fen zu können, dürfte für den Freistaat Sachsen insgesamt 
davon auszugehen sein, dass die Gewährleistung der Da-
seinsvorsorge für eine Größenordnung von etwa einem 
Fünftel der Bevölkerung mittelfristig als gefährdet angese-
hen werden muss. Aus diesem Grunde haben Landes- und 
Regionalplanung bereits seit 2004 in verschiedenen Mo-
dellvorhaben der Raumordnung (MORO) nach neuen We-
gen zur Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung 
insbesondere im ländlichen Raum gesucht (hierzu aus-
führlicher Scharmann 2015).

Fazit
Angesichts der – auch im ostdeutschen Vergleich – zuneh-
mend polarisierenden räumlichen Entwicklung innerhalb 
Sachsens stellt die Gewährleistung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse hierzulande eine besondere Herausforderung 
für die Raumordnung dar. Angestoßen durch den demo-
grafischen Wandel haben Regional- und Landesplanung 
hier über Jahre zwar reiche praktische Erfahrungen sam-
meln könne, dennoch aber gilt es auch in Zukunft, die Kom-
munen und ihre Bewohner/innen dabei weiter aktiv zu 
begleiten. Mit der Einrichtung des Sächsischen Staats- 
ministeriums für Regionalentwicklung (SMR), das als 
Raumordnungsressort zudem über die wesentlichen Inst-
rumente zur Förderung des ländlichen Raumes, der Stadt- 
und Regionalentwicklung sowie nicht zuletzt für die Struk- 
turentwicklung der beiden sächsischen Braunkohlereviere 
verfügt, sind hierfür günstige „Governance“-Bedingungen 
geschaffen worden.

Der Verfasser ist in der Obersten Raumordnungsbehörde 
des Freistaates Sachsen tätig. Er vertritt in diesem Beitrag 
aber seine persönliche Auffassung.
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Frau Neu, Sie sind Soziologin und Ernährungswissen-
schaftlerin, da liegt das Thema der gleichwertigen Le-
bensverhältnisse ja nicht unbedingt nahe. Wann haben 
Sie sich erstmals damit befasst?
Mit dem Thema „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ 
beschäftige ich mich sicher schon seit 20 Jahren, vielleicht 
auch länger. In meiner Dissertation zur sozialen Mobilität 
von Genossenschaftsbauern beobachtete ich bereits Mitte 
der 1990er Jahre die fundamentalen demografischen und 
infrastrukturellen Umbrüche, aber auch Kontinuitäten im 
ländlichen Raum Ostdeutschlands. Allerdings lief das da-
mals nicht unter diesem sperrigen Label „Gleichwertigkeit“. 
Anfang der 1990er Jahre „entdeckte“ die Soziologie gerade 
erst wieder den demografischen Wandel. Zeitgleich spielte 
„Raum“ als Ungleichheiten generierende Größe in den So-
zialwissenschaften wieder eine stärkere Rolle. Der Spatial 
Turn, der sich seit den 1990er Jahren in vielen Disziplinen 
vollzog, veränderte die Sicht auf Räume und Raumstruktu-
ren. Räume aller Art sind nun nicht mehr einfach nur da, 
sondern werden seither stärker als soziale Produkte, also 
als von Menschen konstruiert und geschaffen, wahrgenom-
men. Nur bezog sich das neue soziologische Raum-Interes-
se anfänglich nicht unbedingt auf ländliche Räume.

Die raumbezogene Sozialforschung beschäftigt sich ja 
auch historisch gesehen eher mit modernen Großstäd-
ten als mit „traditionellen“ ländlichen Räumen.
Die Stadtforschung interessiert sich seit den 1990er Jahren 
wieder vermehrt für Segregation, Armut in Quartieren und 
neue Lebensstile. Der ländliche Raum spielte zu dieser Zeit 
im Westen vor allem als Freizeit- und Erholungsraum eine 
Rolle. Das änderte sich dann im Zuge der Wiedervereini-
gung. Nicht nur, dass die neuen Bundesländer deutlich 
ländlicher geprägt sind, sondern hier trafen zwei unter-
schiedliche (Agrar-)Systeme unmittelbar aufeinander. 
Entgegen den gängigen westdeutschen Erwartungen trat 
nach der Wende keine Angleichung an westliche Agrar-
verhältnisse, sprich bäuerliche Landwirtschaft, ein. Trotz 

juristischer Rechtsformänderung bestimmen weiterhin 
Großbetriebe die ostdeutsche Landwirtschaft, heute aber 
mit einem Bruchteil des ehemaligen Personals. Nur wenig 
neue Industrie oder Gewerbe entstand im Gegenzug in der 
ländlichen Peripherie. Die Folgen für die Bevölkerung in 
diesen Regionen sind bekannt: hohe Arbeitslosigkeit, weite 
Pendelstrecken und für Jugendliche wenig Alternativen, 
sodass die einen wegzogen und die anderen arbeitslos an 
ihrem Heimatort verharrten. Mitte der 1990er Jahre konn-
te ich bei meiner Feldforschung in Brandenburg noch die 
Hoffnung auf „blühende Landschaften“ spüren. In den fol-
genden Jahren bremsten dann aber Geburtenrückgang, 
Brain-Drain und hohe Arbeitslosigkeit immer mehr den an-
fänglichen Optimismus. Heute wundere ich mich fast, wie 
schnell die sozialen Verwerfungen in den Dörfern hervor-
traten, wie unmittelbar der Verlust der sozialen Infrastruk-
tur in den Dörfern Spuren hinterlassen hat. Dorfkonsum 
weg, Jugendclub dicht, Spielplatz verwaist. Mehr und mehr 
drifteten einige periphere Räume ab, während es in ande-
ren städtischen Regionen wie Leipzig deutlich steiler berg-
auf ging. Die Veränderungen der Raumstrukturen wurden 
also zunächst nur als Transformationslast ostdeutscher 
Kommunen infolge von Deindustrialisierung und Abwande-
rung nach dem Abbau der ostdeutschen Betriebe wahrge-
nommen.

Was meinen Sie, woran lag das geringe Interesse für die 
demografischen und infrastrukturellen Entwicklungen 
in Ostdeutschland?
Für einen Südbadener oder eine Münchnerin ist Demmin 
halt sehr weit weg. Darüber hinaus hat der Arbeitskräftezu-
zug aus den neuen Bundesländern ja den südwestlichen 
Bundesländern oder Hamburg eher genutzt. Hier fiel der 
demografische Wandel eben auch viel später auf und zeigt 
andere Ausprägungen: nicht Bevölkerungsschwund und In-
frastrukturabbau, sondern deutliches Bevölkerungswachs-
tum in vielen Großstädten und im städtischen Umland. Da 
der Agrarstrukturwandel in der Bundesrepublik über viele 

Gleichwertigkeit als  
Integrationsversprechen
Ein Gespräch zu gleichwertigen Lebensverhältnissen  
mit Prof. Dr. Claudia Neu, Inhaberin des Lehrstuhls Soziologie  
ländlicher Räume an den Universitäten Göttingen und Kassel

Das Interview führte Rainer Danielzyk.
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Jahrzehnte gelaufen ist, haben sich die Arbeitsmarktstruk-
turen im ländlichen Raum kontinuierlicher anpassen kön-
nen. Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
auch im Westen ländliche Räume „altern“ und Bevölkerung 
verlieren, vor allem durch die Bildungswanderung der jun-
gen Menschen. Hier leiden Odenwald und Ostfriesland 
auch. Mit den Jahren haben wir mehr und mehr verstan-
den, dass Schrumpfen und Wachsen unmittelbar nebenein- 
ander auftreten (können), also disperse Raumstrukturen 
Normalität werden. Inzwischen ist die Landkarte der sozia-
len und territorialen Ungleichheit in Deutschland sehr kom-
plex geworden.

Jetzt sind Sie ja Inhaberin des Lehrstuhls für die Sozio-
logie ländlicher Räume in Göttingen und Kassel. Wenn 
Sie sagen, dass sich die Raumstrukturen immer stärker 
ausdifferenzieren, macht es dann überhaupt noch Sinn, 
über die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu 
sprechen?
In jedem Fall! Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
war und ist das soziale Integrationsversprechen der bun-
desrepublikanischen Gesellschaft. Die klassische Industrie-
gesellschaft integrierte ihre Bürger/innen einerseits über 
Arbeitsmärkte, andererseits aber über wohlfahrtsstaat- 
liche Leistungen wie flächendeckend bereitgestellte techni-
sche, soziale und politische Infrastrukturen. Arbeitsmärkte, 
öffentliche Infrastrukturen und Institutionen ermöglichen 
nicht nur Teilhabe, sondern auch gesellschaftlichen Zusam-
menhalt. Wie bereits angesprochen, haben demografi-
scher Wandel, Wanderungsbewegungen und regionaler 
Abbau von Infrastruktur in den vergangenen drei Jahrzehn-
ten die räumlichen Voraussetzungen geändert. Zudem se-
hen die Deutschen zunehmend den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt gefährdet. Und wie die Bertelsmann Stiftung 
in ihrem Zusammenhalts-Monitor 2020 herausfand, glau-
ben die Bundesbürger/innen, dass infolge der Corona-Pan-
demie die sozialen Unterschiede weiter zunehmen werden. 
Wir brauchen m. E. daher eine Erneuerung dieses gesell-
schaftlichen Integrationsversprechens, das uns der politi-
sche Leitgedanke der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse gibt, um allen Bürgerinnen und Bürgern Teilhabe- 
möglichkeiten zu geben, den dispersen Raumstrukturen 
gerecht zu werden und den gesellschaftlichen Zusammen-
halt nicht aus dem Blick zu verlieren.

Sie arbeiten seit vielen Jahren auch empirisch zu 
ländlichen Räumen in Deutschland, daher würde mich 
interessieren, was Sie – gerade für Raumplanung und 
Regionalforschung – an Ergebnissen aus Ihren aktuel-
len empirischen Forschungen berichten können?
Unser aktuelles BMBF-gefördertes Projekt „Das Soziale- 
Orte-Konzept. Neue Infrastrukturen für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt“ [Universität Göttingen / SOFI e. V. – An-
merkung der Redaktion] widmet sich unmittelbar der Fra-
ge nach neuen Ansätzen, wie Menschen vor Ort auf disper-
se Raumstrukturen, schwächelnde Infrastruktur und 
demografische Veränderungen reagieren. Wie entstehen 
unter diesen veränderten Bedingungen Soziale Orte? Wie 

nehmen die Landkreisbewohner/innen den sozialen Zusam-
menhalt im Ort, im Landkreis, in Deutschland wahr? Wel-
che Bedingungen braucht es, dass Bürger/innen Soziale 
Orte selbst aufbauen?

Unsere Untersuchung läuft in zwei Landkreisen, 
einmal Saalfeld-Rudolstadt in Thüringen und einmal Wal-
deck-Frankenberg in Hessen. Es handelt sich um zwei Land-
kreise in der Mitte Deutschlands, die einen bunten Mix von 
sehr ländlichen Gebieten, Kleinstädten und vitalen Dörfern 
aufweisen. Beide Landkreise sind einerseits mit demografi-
schen und ökonomischen Herausforderungen konfron-
tiert, andererseits gibt es noch viele mittelständische Be-
triebe, sogar einige große Unternehmen und Hidden 
Champions. Ausreichend Arbeitsplätze sind also vorhan-
den – in Teilen herrscht sogar eher Arbeitskräftemangel.

Wie können wir uns diese Sozialen Orte denn vorstel-
len?
Ganz unterschiedlich. Den einen Sozialen Ort gibt es nicht. 
Es ist eine Gastwirtschaft dabei, die als Genossenschaft ge-
führt wird (Dahlwigksthal) oder eine SoLaWi in Strohte, 
die eine Kulturscheune aufbaut. [In der Solidarischen 
Landwirtschaft (SoLaWi) tragen mehrere private Haushal-
te die Kosten eines landwirtschaftlichen Betriebs, wofür sie 
im Gegenzug dessen Ernteertrag erhalten – Anm. der Re-
daktion.] Soziale Orte entstehen aber keineswegs nur im 
ländlichen Raum. Wir untersuchen ein Urban-Garde-
ning-Projekt („Rudolstadt blüht auf“) und ein Stadtteilpro-
jekt in Saalfeld, das mit Kindern aus prekären Verhältnissen 
arbeitet. Auch zwei Initiativen für Geflüchtete sind dabei 
(Rudolstadt, Diemelstadt). Es gibt folglich sehr unter-
schiedliche Themen, die die Bürger/innen für sich entde-
cken. Diese Sozialen Orte folgen nicht einem konkreten 
Masterplan oder arbeiten ein Projekt ab, sondern reagieren 
flexibel auf soziale und infrastrukturelle Leerstellen. Sie 
sind stets Zusammenschlüsse verschiedenster Akteure aus 
Zivilgesellschaft, Verwaltung und Unternehmen, die sich 
untereinander und mit anderen vernetzen. An unserem 
Fallbeispiel „Zukunftswerkstatt Schwarzatal“ kann man 
sehr gut sehen, was damit gemeint ist. Die Zukunftswerk-
statt schafft seit einigen Jahren regelmäßige Möglichkeiten 
zum Austausch, zum Kennenlernen, etwa beim „Tag der 
Sommerfrische“, oder Raum für Kooperationen, beispiel-
weise mit der Internationalen Bauausstellung Thüringen. 
Die Sozialen Orte weisen also durch ihre Vernetzungsarbeit 
über sich selbst hinaus. Wir haben es demnach nicht nur 
mit „realen“ Orten oder befristeten Projekten zu tun, son-
dern vielmehr mit langjährigen Prozessen, die durchaus 
auch konflikthaft sein können. Selbst wenn ein Projekt 
(-teil) endet oder ein Ziel erreicht ist, können neue Projek-
te initiiert werden und der Prozess läuft weiter. Wie in Die-
melstadt: Ein Ort in Hessen, der sich in der Flüchtlingshilfe 
stark engagiert und sich sehr mit dieser Aufgabe identifi-
ziert hat. Im Anschluss an dieses neue intensive Zusam-
menarbeiten zwischen Neubürgerinnen/Neubürgern, Alt-
eingesessenen und Verwaltung schloss sich für die 
Diemelstädter/innen die Frage an: „Jetzt sind wir doch ei-
gentlich in einem guten Prozess, was heißt denn das jetzt 
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für unsere Gemeinde, was steht in der Zukunft an und wie 
geht es mit uns weiter?“. Diese Fragen hat Diemelstadt 
dann in kleineren Regionalkonferenzen diskutiert, Heraus-
forderungen benannt und Lösungsideen entwickelt, die 
schon fast alle umgesetzt sind.

Was sind dabei Gelingensfaktoren für Soziale Orte?
Ganz entscheidend bleibt der Punkt: Es braucht Infrastruk-
turen und öffentliche Institutionen. Eine intakte Infrastruk-
tur bietet überhaupt erst einen Ankerpunkt, an dem En-
gagement anknüpfen kann. Wenn es keinen Clubraum, 
keine Gastwirtschaft oder kein Vereinsheim mehr gibt, wo 
Menschen zusammenkommen können, dann finden sie 
auch nicht zusammen. Soziale Orte entwickeln sich nicht 
gegen oder ganz ohne öffentliche Strukturen, sondern mit 
ihnen. Natürlich braucht es aktive Menschen vor Ort, die 
etwas anpacken und gestalten wollen. Ein harter Kern 
reicht aber meist schon, um andere zur gelegentlichen Mit-
arbeit anzuregen. Auch die Aktivsten brauchen finanzielle 
Unterstützung, Wertschätzung und die nötigen Freiräume. 
Wir haben zudem festgestellt, dass in unseren Sozialen Or-
ten die Zusammenarbeit mit der öffentlichen Verwaltung 
überdurchschnittlich gut klappt. Verwaltung ist hier Part-
nerin, nicht Bremsklotz. Darüber hinaus haben wir auch mit 
der lokalen Wirtschaft gesprochen und können jetzt sagen, 
dass bei den örtlichen Unternehmen noch Engagementpo-
tenzial zu heben wäre. Handwerk und Gewerbetreibende 
fühlen sich aber oft nicht angesprochen, wissen vielleicht 
auch zu wenig von den laufenden Aktivitäten. 

Ihr Forschungsteam untersucht ja nicht nur im Feld 
Soziale Orte, sondern arbeitet auch an einem Soziale- 
Orte-Konzept. Was haben wir uns darunter vorzustel-
len?
Wie der Begriff „Soziale-Orte-Konzept“ schon vermuten 
lässt, bezieht es sich zum einen auf das raumplanerische 
Zentrale-Orte-Konzept, zum anderen beinhaltet der Begriff 
bereits die Kernaufgabe des neuen Konzepts, nämlich die 
Stärkung von „Sozialen Orten“ als positive Bedingungsfak-
toren für gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dafür muss 
das Soziale-Orte-Konzept jetzt nicht vollkommen neu an-
setzen. Denn die Entwicklung der Daseinsvorsorge in der 
Industriegesellschaft hat zugleich infrastrukturelle Pfad-
abhängigkeiten geschaffen, die sich nicht ohne Weiteres 
verändern lassen: Siedlungs- und Verkehrsstrukturen, 
Wasser-, Energie- und Telekommunikationsversorgung. In-
sofern ergänzt das Soziale-Orte-Konzept das Zentrale- 
Orte-Konzept um die Idee, dass der soziale Zusammenhalt 
„vor Ort“ nicht nur gelebt, sondern aktiv gestaltet und ge-
währleistet werden muss. Uns schwebt schließlich eine 
neue Kartografie sozialen Zusammenhalts vor, die Ressour-
cen und Potenziale aufzeigen kann, aber auch auf Schwach-
stellen und Unterstützungsbedarf von Gemeinden und Re-
gionen hinweisen kann.

Vielen Dank! Damit ist deutlich geworden, was mit dem 
Konzept der Sozialen Orte gemeint ist. Mich würde 
noch ein anderer Punkt interessieren, denn Sie sind ja 
nicht nur als Forscherin tätig, sondern auch in der Poli-
tikberatung aktiv. Welche Botschaften haben Sie an die 
Raumplanung und Regionalpolitik, die ja überwiegend 
Top-down-Programme für ganze Territorien entwirft, 
sei es für das Bundesgebiet, für die Länder oder Regio-
nen – was kann die Raumplanung aus Ihren Arbeiten 
mit lebensweltlichem Bezug lernen?
Bleiben wir doch noch einen kleinen Moment beim Sozia-
le-Orte-Projekt. Hier finden wir sowohl erfolgreiche Pro-
jekte, die top-down als auch bottom-up gestartet wurden. 
Bei den untersuchten Sozialen Orten in Saalfeld-Rudolstadt 
handelte es sich vorrangig um Initiativen, deren Ursprung 
in einem zivilgesellschaftlichen Akteursfeld zu finden ist. 
Der Anstoß ging also „von unten“ bzw. „bottom-up“ aus, 
was viele der in diesem Landkreis befragten Menschen 
auch als wichtige Voraussetzung für die Herstellung von ge-
sellschaftlichem Zusammenhalt ansehen. Natürlich gibt es 
aber auch gute Beispiele dafür, dass der Anstoß ebenso 
vom Bürgermeister oder der Bürgermeisterin, also top-
down, kommen kann – wie in den vorgestellten Beispielen 
etwa aus Diemelstadt in Waldeck-Frankenberg – wenn es 
gelingt, die Bürger/innen rechtzeitig für zukunftsweisende 
Ideen zu gewinnen und in die Entwicklung einzubinden. 
Top-down wie bottom-up braucht es vor Ort gute Kommu-
nikationsstrategien und inklusive Partizipationsmöglichkei-
ten, die möglichst viele Menschen ansprechen – das kann 
auch mal nur Zuschauen sein. Akteurinnen/Akteure brau-
chen Handlungsspielräume und die Verwaltung braucht 
finanzielle und zeitliche Ressourcen, um hier unterstützend 
wirken zu können. Das bedeutet, dass Planung wesentlich 
kleinteiliger werden muss, was aber sehr viel mehr Mühe 
macht und nur mit und nicht gegen die Bürger/innen funk-
tioniert und die Verwaltungen oft vor große Herausforde-
rungen stellt.

Das heißt, vor dem Hintergrund Ihrer Erfahrungen plä-
dieren Sie vor allem für einen lokalspezifischen Ansatz 
in der Planung und Regionalpolitik, da jeder Ort anders 
ist und seine eigenen Potenziale hat?
Ich glaube, dass es beides braucht – also auch eine Planung 
auf zentraler Ebene oder einer Metaebene, aber eben auch 
lokal angepasste Strategien, die die Bedingungen und Be-
darfe vor Ort berücksichtigen. Da ich ja oft im Feld unter-
wegs bin, sehe und höre ich, dass beide Ebenen oft nicht 
zusammenpassen. Mir scheint, wir brauchen eine Planung, 
die Menschen in die Lage versetzt, in unterschiedlichen Ak-
teurskonstellationen eigene, teilweise sehr kleinteilige Lö-
sungen zu finden. Auch jenseits der LEADER-Aktionsgrup-
pen. Das heißt, weder eine absolute Top-down-Planung, 
die in weiten Teilen an Bedarfen vorbeigeht, noch die Vor-
stellung, dass es jedes Dorf für sich alleine schaffen kann 
oder muss. Hier kann ich mir ein gutes Zusammenspiel von 
Zentralem- und Sozialem-Orte-Konzept vorstellen.
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Und wo in diesem weiten Themenfeld sehen Sie beson-
ders relevante Forschungsfragen für die nahe Zukunft?
Die Corona-Pandemie, so scheint es mir, hat in vielerlei Hin-
sicht alte Ungleichheiten neu ausgeleuchtet. So ließ sich 
der Lockdown im Einfamilienhaus mit Gärtchen sicher bes-
ser aushalten als in der Anderthalbzimmerwohnung, allein-
erziehend mit zwei Kindern. Zugleich erscheint das Land- 
leben dank Homeoffice jetzt wieder sehr viel attraktiver, es 
deutet sich an, dass auch der erweiterte Verflechtungs-
raum der Großstädte für Familien interessanter wird. In-
wieweit von der Landleben-Euphorie auch die ländliche 
Peripherie betroffen ist, muss man abwarten. Aber ohne 
entsprechende Internetanschlüsse in der Fläche bleiben 
hier womöglich etliche Regionen chancenlos zurück. Kon-
zepte für periphere ländliche Räume braucht es, glaube ich, 
leider auch in Zukunft. Trotz anhaltender Begeisterung für 
die Arbeit im Homeoffice fehlt es vielen doch an direkten 
Begegnungsmöglichkeiten mit anderen Menschen. Stadi-
onbesuche, Kneipenabend, Rockkonzert – zurzeit alles 
eher schwierig. Was bedeutet das für unser zukünftiges Zu-
sammenleben, wenn Aktivitäten sehr stark auf das rein Pri-
vate zurückgesetzt werden? Wo begegnet sich Gesellschaft 
dann eigentlich noch? Für mich ist aktuell die zentrale Fra-
ge: Wie gestalten wir zukünftig Zusammenhalt, damit für 
alle Bürger/innen – unabhängig von ihrem Wohnort – ge-
sellschaftliche Teilhabe, individuelle Entfaltung und Begeg-
nung möglich bleiben?
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Frau Neu, vielen Dank! Ich denke, dass Ihre Ausführun-
gen vielfältige Anregungen für die Raumplanung und 
Regionalentwicklung bereithalten, ich freue mich auf 
weitere Zusammenarbeit und danke Ihnen ganz herz-
lich für das Gespräch!

Pro f.  D r .  Cl audi   a N eu 
ist seit 2016 Leiterin des Fachgebiets „Soziolo-
gie ländlicher Räume“ der Universitäten Göt-
tingen und Kassel. Von 2009 bis 2016 war sie 
Professorin für Allgemeine Soziologie und em-
pirische Sozialforschung an der Hochschule 
Niederrhein. Sie ist stellvertretende Vorsitzen-
de des Sachverständigenrates „Ländliche Ent-
wicklung“ des Bundesministeriums für Ernäh-
rung und Landwirtschaft sowie Mitglied im 
Expertengremium „Zusammenhalt durch Teil-
habe“ des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat.
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Die Verpflichtung, gleichwertige Lebensverhältnisse zu 
schaffen, ist nach der deutschen Vereinigung zum zentra-
len Thema der deutschen Raumordnungspolitik geworden 
und hat nicht zuletzt wegen der Wahlerfolge rechtspopulis-
tischer Parteien in (vermeintlich) „abgehängten Regionen“ 
neue politische Aktualität und Aufmerksamkeit gewonnen 
(BMI 2019; Kühl 2018). Die Herausforderung, die diese 
Verpflichtung für Politik und Raumordnung darstellt, ist 
aber sehr viel älter und war schon für die junge Bundesre-
publik prägend, auch wenn damals meist andere Begriff-
lichkeiten verwendet wurden. Mit Bezug auf Art. 72 GG, der 
die „Einheitlichkeit der Wirtschafts- und Lebensverhältnis-
se“ ansprach, wurde verkürzt von der „Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse“ gesprochen; das für die Klärung der 
Grundsatzfragen der Raumordnung in der jungen Bundes-
republik sehr wesentliche SARO-Gutachten (SARO 1961) 
sprach sogar von der „Gleichmäßigkeit der Lebensverhält-
nisse“. Auch der Begriff „räumliche Strukturen mit gesun-
den Lebens- und Arbeitsbedingungen“ hatte seinerzeit in 
der Raumordnungspolitik erhebliche Bedeutung, so im 
1965 in Kraft getretenen Raumordnungsgesetz. Dort ist 
u. a. auch der Auftrag verankert, dass in allen Teilen des 
Zonenrandgebietes Lebens- und Arbeitsbedingungen so-
wie eine Wirtschafts- und Sozialstruktur geschaffen wer-
den sollen, „die denen im gesamten Bundesgebiet mindes-
tens gleichwertig sind“ (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 ROG 1965).

In diesem Beitrag wollen wir erstmals zumindest in 
den Grundzügen nachzeichnen, in welcher Tiefe und mit 
welchen grundsätzlichen Positionierungen die ARL die De-
batten um die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse mit-
gestaltet hat, und der Frage nachgehen, welche Bedeutung 
das Thema im Laufe der Jahrzehnte für die ARL gehabt und 
wie sie sich in die Diskussion eingebracht hat. 

Konzeptionelle Debatten 
zur Raumentwicklung in der Bundesrepublik 
in den 1970er und 1980er Jahren
In der Terminologie folgte die ARL in den 1960er Jahren 
dem Raumordnungsgesetz; beispielsweise sprechen Isbary/
von der Heide/Müller eher von „gesunden Strukturen und 
Lebensbedingungen“ (ARL 1969) als von „gleichwertigen 
Lebensverhältnissen“, die im 1970 erschienenen Handwör-
terbuch der Raumforschung und Raumordnung (ARL 
1970) weder als eigener Begriff noch im Stichwortver-
zeichnis erscheinen. Lediglich an einer Stelle wird im Hand-
wörterbuch kurz auf Art. 72 GG eingegangen. 

Während das Bundesraumordnungsprogramm 1975 
klar „gleichwertige Lebensbedingungen in allen Teilräumen 
als eine wesentliche Grundlage der Chancengleichheit für 
alle Bürger“ betonte (MKRO 1975: 1), wurde in der ARL in 
den 1970er und 1980er Jahren eine Diskussion geführt, in 
der das Konzept der „ausgeglichenen Funktionsräume“ 
(ARL 1975) dem der „großräumigen Vorranggebiete“ (im 
Sinne einer funktionsräumlichen Arbeitsteilung) (ARL 
1981) gegenüberstand. Bis Mitte der 1980er Jahre blieb 
diese Diskussion aktuell, wie eine Akademieveröffent- 
lichung über „Funktionsräumliche Arbeitsteilung und aus-
geglichene Funktionsräume“ (ARL 1985) belegt. Obwohl 
inhaltlich mit dem Konzept der „ausgeglichenen Funktions-
räume“ bereits die Schaffung und Sicherung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse angestrebt wurde (Curdes/Lossau/
Schütz 1985: 67), erfolgte eine umfassende Aufarbeitung 
des Themas „gleichwertige Lebensverhältnisse“ im Auftrag 
der ARL erst Ende der 1970er Jahre unter Leitung von Karl-
Heinz Hübler in einem von mehreren Forschungsprojekten 
zur Untersuchung von Grundsatzfragen der Raumordnung 
(ARL 1980). Drei Jahre später folgte dann als weitere Aka-
demieveröffentlichung der Band „Gleichwertige Lebensbe-
dingungen durch eine Raumordnungspolitik des mittleren 
Weges“ (ARL 1983).

Rainer Danielzyk, Axel Priebs

„Gesunde Strukturen“, 
„ ausgeglichene Funktions-
räume“ und gleichwertige 
Lebensverhältnisse
Fünf Jahrzehnte Engagement der ARL in der zentralen Diskussion 
zur Raumentwicklung in Deutschland
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Die Diskussion über gleichwertige 
Lebensverhältnisse nach der deutschen 
Vereinigung
Mit der zum 3. Oktober 1990 erfolgten deutschen Vereini-
gung und dem aus sehr unterschiedlichen gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen resultie-
renden Nachholbedarf der östlichen Bundesländer zur 
Angleichung der Lebensverhältnisse an den westdeutschen 
Standard stand die deutsche Raumordnungspolitik vor ge-
waltigen Herausforderungen, die von der ARL engagiert 
aufgegriffen wurden. Gleich im Jahr 1990 wurde ein Ad- 
hoc-Arbeitskreis zur räumlichen Entwicklung Deutschlands 
eingesetzt. Dieser plädierte mit Bezug auf das Sozialstaats- 
prinzip dafür, als Leitziel räumlicher Entwicklung gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in allen Teilräumen Deutschlands 
zu schaffen (ARL 1992a: 11). Auch das wichtigste Doku-
ment der Raumordnung aus dieser Zeit, der 1992 von der 
Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) zustimmend 
zur Kenntnis genommene Raumordnungspolitische Orien-
tierungsrahmen, sieht sich dem Ziel verpflichtet, „einen 
Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse gerade 
zwischen dem westlichen und dem östlichen Teil Deutsch-
lands zu leisten“ (BMBau 1993: 21).

Bundestag und Bundesrat hatten anlässlich der deut-
schen Vereinigung eine gemeinsame Verfassungskommis-
sion eingerichtet, um vereinigungsbedingte Fragen zur Än-
derung oder Ergänzung des Grundgesetzes zu behandeln. 
Die Arbeit dieser Kommission wurde durch die ARL mit 
zwei Stellungnahmen zur Fortentwicklung des Föderalis-
mus in Deutschland unterstützt. In der zweiten Stellung-
nahme (ARL 1992b) lautete eine der Empfehlungen, den 
Grundsatz gleichwertiger Lebensverhältnisse als Staatsziel-
bestimmung in das Grundgesetz aufzunehmen. Konkret 
sollte Art. 20 Abs. 1 GG um folgenden Satz ergänzt werden: 
„Bund und Länder sind verpflichtet, auf Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse zwischen den Ländern hinzuwir-
ken.“ Allerdings wurde auch unterstrichen, dass dies ange-
sichts der unterschiedlichen Finanzausstattung der Länder 
ein „auf lange Sicht gesehenes“ Ziel war (ebd.). Obwohl 
dieses Ziel bekanntlich nicht in das Grundgesetz, sondern 
1997 „nur“ als Grundsatz in das Raumordnungsgesetz auf-
genommen wurde, hat die ARL damit schon kurz nach der 
Wende eine Vorstellung entwickelt, die weiterhin aktuell ist 
und vor kurzem etwa vom Beirat für Raumentwicklung 
(2019: 6) wieder aufgegriffen wurde.

In dem 1995 erschienenen Handwörterbuch der 
Raumordnung (ARL 1995) finden sich im Stichwortver-
zeichnis mehrere Hinweise zu den „gleichwertigen Lebens-
verhältnissen“, doch wird diesen wiederum kein eigenes 
Stichwort gewidmet. Schwerpunktmäßig bearbeitet wird 
das Thema unter den Stichworten „Verfassungsgrundlagen 
der Raumordnung“ und „Landesplanung“. Unter dem letzt-
genannten Stichwort ist ein engagiertes Plädoyer für die 
„wertgleichen Lebensbedingungen“ zu finden, die hier aus-
drücklich als Gegenmodell zur oben angesprochenen 
„funktionalräumlichen Gliederung“ genannt werden. Die 
Argumentation zielt auf die Eindämmung der Abwande-
rung aus den ländlichen Räumen ab, wofür u. a. das Vorhal-

teprinzip für die Grundversorgung mit Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge betont wurde (Goppel 1995: 585). Auch 
in die Novellierung des Raumordnungsrechts hat sich die 
ARL in den folgenden Jahren mit zwei Stellungnahmen ein-
gebracht. Sie wandte sich im Januar 1996 mit dem Vor-
schlag an die Gesetzgebungsorgane des Bundes und der 
Länder, im ROG gleich eingangs in den „Aufgaben und Leit-
vorstellungen der Raumordnung“ festzuschreiben, dass 
eine Raumentwicklung anzustreben sei, die „gleichwertige 
Lebensbedingungen der Menschen in allen Teilräumen bie-
tet“ (ARL 1996: 29). 

Die Phase des neoliberalen Zeitgeistes 
Das erste Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts, vor allem die 
ersten Jahre, waren unverkennbar von einem neoliberalen 
Zeitgeist bestimmt, das Staatsverständnis hatte sich „vom 
fürsorgenden Wohlfahrtsstaat zum vorsorgenden aktivie-
renden Gewährleistungs- und Verantwortungsstaat“ verän-
dert (ARL 2006: 2). Die Politik orientierte sich sehr stark 
an – vermeintlich erfolgreichen – angelsächsischen Vorbil-
dern, Wahlen wurden mit Slogans wie „Privat vor Staat“ 
gewonnen. Im Hinblick auf Raumordnung und Regionalpo-
litik brachte das besonders prägnant der damalige Bundes-
präsident Horst Köhler in einem Interview mit dem Magazin 
Focus zum Ausdruck: „… gab und gibt es nun mal überall in 
der Republik große Unterschiede in den Lebensverhältnis-
sen. Das geht von Nord nach Süd wie von West nach Ost. 
Wer sie einebnen will, zementiert den Subventionsstaat 
und legt der jungen Generation eine untragbare Schulden-
last auf. Wir müssen wegkommen vom Subventionsstaat“ 
(Focus 2004). Dieser geradezu paradigmatische Wechsel 
der Orientierung im Vergleich zum sozialstaatlichen Raum-
ordnungsverständnis der Jahrzehnte zuvor wurde auch in 
der ARL aufgegriffen und diskutiert: So behandelten am 
18.03.2005 die seinerzeit bestehende Grundsatzkommissi-
on und das Präsidium der ARL das Thema „gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ und beschlossen ein Fachgespräch, 
das am 27.06.2005 in Hannover durchgeführt wurde. Das 
ARL-Präsidium veröffentlichte zudem ein Diskussionspa-
pier zu gleichwertigen Lebensverhältnissen (ARL 2005a). 

Ein wesentlicher Anlass für diese vergleichsweise in-
tensiven raumordnungspolitischen Grundsatzdebatten 
war – neben dem erwähnten Interview des damals amtie-
renden Bundespräsidenten – die über mehrere Jahre und 
in einem relativ breiten fachlichen Diskurs erfolgende Erar-
beitung neuer „Leitbilder und Handlungsstrategien der 
Raumentwicklung“. Diese war von der MKRO auf den Weg 
gebracht worden, da gut ein Jahrzehnt nach der Verab-
schiedung des Raumordnungspolitischen Orientierungs-
rahmens (1992) und des Raumordnungspolitischen Hand-
lungsrahmens (1995) eine neue Positionierung der 
Raumordnungspolitik für erforderlich gehalten wurde. Die 
neuen Leitbilder begannen im Unterschied zur bisherigen 
Praxis der Raumordnung mit einem Leitbild zur Wettbe-
werbsfähigkeit, dem aber unmittelbar darauf auch ein Leit-
bild zur Daseinsvorsorge folgte, während es in einem drit-
ten Leitbild um Kulturlandschaftswandel und Ressourcen- 
schutz ging (MKRO 2006). Diskussionswürdig ist, ob damit 
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ein paradigmatischer Wandel in der Raumordnungspolitik 
im Sinne des Neoliberalismus und des erwähnten Inter-
views mit dem Bundespräsidenten eingeleitet wurde oder 
ob mit den umfangreichen textlichen Ausführungen zu den 
Leitbildern 1 und 2, die sich mit der Sicherung der Daseins-
vorsorge, der Förderung des Strukturwandels in struktur-
schwachen Regionen usw. befassten, nicht doch das tradi-
tionelle Grundanliegen der Raumordnung erhalten werden 
sollte. Zu dieser Unklarheit trägt auch das gelegentlich im 
Sinne des Zeitgeistes veränderte Vokabular bei (vgl. BBR 
2006 sowie Kühl 2018).

Ein von der ARL eingerichteter Ad-hoc-AK unter der 
Leitung von Hans-Heinrich Blotevogel legte im September 
2006 unter dem Titel „Gleichwertige Lebensverhältnisse: 
eine wichtige gesellschaftspolitische Aufgabe neu interpre-
tieren!“ ein Positionspapier aus der ARL vor (ARL 2006). 
Darin wurde, wie der Titel schon sagt, eine „Neuinterpreta-
tion“ der gleichwertigen Lebensverhältnisse gefordert. Die 
Ausführungen zu den Herausforderungen einer „Neuinter-
pretation des Gleichwertigkeitsprinzips“ (Wandel des 
Staatsverständnisses, demografischer Wandel, europäi-
sche Integration und Globalisierung) sprachen bestehende 
bzw. wachsende Probleme an, denen sich Raumordnung 
und Regionalpolitik mit Realitätssinn stellen sollten. Sicher 
waren dabei Glaube und Anspruch an die Wirksamkeit 
staatlichen Handelns mit dem Ziel eines räumlichen Aus-
gleiches nicht mehr so stark ausgeprägt wie in den Jahr-
zehnten zuvor, ein grundsätzlicher Bruch mit der bisheri-
gen Auffassung von Raumordnung seitens der ARL lässt 
sich daraus aber nicht ableiten. Wichtige konkrete Vor-
schläge und Anregungen galten dem Finanzausgleich zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen, der regionalen Wirt-
schaftspolitik (im Sinne einer Straffung und Verzahnung 
der Instrumente) und der Raumordnungspolitik (hier ins-
besondere einer realitätsgerechten Anpassung der Sied-
lungs- und Infrastrukturen infolge des demografischen 
Wandels) (ebd.).Von Interesse ist an dieser Stelle also we-
niger die Frage nach einem fundamentalen Wandel der 
raumordnungspolitischen Orientierung im Allgemeinen 
und der ARL im Besonderen. Hingegen könnte man schon 
berechtigt fragen, welche – möglicherweise sozial „beruhi-
gende“ – Funktion ein quasi kontrafaktischer Gleichwertig-
keits-Diskurs in Zeiten eines ganz anders, d. h. neoliberal 
und fast ausschließlich am Wettbewerbsprinzip, ausgerich-
teten politischen Handelns hatte (vgl. dazu auch Kühl 
2018).

Etwas irritierend aus heutiger Sicht ist, dass auch im 
2005 erschienenen Handwörterbuch der Raumordnung 
(ARL 2005b) der Gleichwertigkeit immer noch kein eige-
nes Stichwort gewidmet wurde. Es finden sich lediglich drei 
Verweise zu gleichwertigen bzw. wertgleichen Lebensbe-
dingungen im Stichwortverzeichnis, die aber keine grund-
sätzliche Auseinandersetzung mit der Thematik darstellen. 
Allerdings stand die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se Anfang 2007 im Mittelpunkt des Raumwissenschaft- 
lichen Kolloquiums der 4R-Institute in Berlin. Dabei wurden 
u. a. die bisherigen Positionen der ARL zusammenfassend 
vorgestellt (Kalcher/Klee 2007). 

Neuer Schub für 
„gleichwertige Lebensverhältnisse“ durch 
die globale Finanzkrise
Die globale Finanzkrise 2008/2009 führte zu einer tiefgrei-
fenden gesellschaftspolitischen Neuorientierung und der 
Erfahrung, dass wenig regulierte Märkte und das extrem 
renditeorientierte, ja kriminelle Handeln einzelner Akteure 
destabilisierend für große Unternehmen und ganze Staaten 
wirken können, letztlich sogar systemgefährdend sind. Das 
führte ganz allgemein zu einem erneuten Bedeutungsge-
winn staatlicher Regulierung und ausgleichsorientierten 
Handelns. Das hatte nicht unmittelbar Auswirkungen im 
Sinne einer gestärkten Raumordnung, aber beeinflusste 
z. B. die Diskussionen zur Überarbeitung der Leitbilder und 
Handlungsstrategien der Raumentwicklung, die 2016 abge-
schlossen wurden (MKRO 2016). Diese veränderte Diskus-
sionslage konnte sich noch nicht in dem 2010 von Martin T. 
W. Rosenfeld und Dominik Weiß herausgegebenen Sam-
melband zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zwi-
schen Politik und Marktmechanismus (ARL 2010) und 
auch nicht im langfristig geplanten und 2011 veröffentlich-
ten „Grundriss der Raumordnung“ (ARL 2011) nieder-
schlagen, in dem es wiederum kein eigenes Kapitel zu der 
Thematik, allerdings zehn Erwähnungen im Stichwortver-
zeichnis gab. Die Diskussion zu neuen Leitbildern wurde 
intensiv von der ARL begleitet, wie etwa das Heft 2/2014 
der Nachrichten der ARL zeigt, in dem es sechs fachliche 
Beiträge zu der Thematik gab. Es verbindet die Diskurse 
schon im Titel: „Gleichwertigkeit – Zwischenrufe zu den 
neuen Leitbildern in der Raumordnung“. Zudem ist auf ei-
nen im Oktober 2014 durchgeführten Expertenworkshop 
der ARL zu „Gleichwertigen Lebensverhältnissen zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit“ in Hannover hinzuweisen.

In der Mitte des Jahrzehnts war ein Ad-hoc-AK zu 
„Daseinsvorsorge und gleichwertigen Lebensbedingun-
gen“ unter Leitung von Rainer Danielzyk aktiv, der seine 
Ergebnisse unter dem Titel „Daseinsvorsorge und gleich-
wertige Lebensverhältnisse neu denken“ 2016 vorlegte 
(ARL 2016). Dieses Positionspapier wollte das Verständnis 
von Gleichwertigkeit zeitgemäß weiterentwickeln und jen-
seits von Fragen der reinen Verteilung von Infrastrukturen 
stärker den „Outcome“ (Bildung, Gesundheit, Mobilität 
usw.) als den infrastrukturellen Input (Schulen, Arztpra-
xen/Krankenhäuser, Bahnhöfe usw.) zum Maßstab der 
Gleichwertigkeit machen. Das Positionspapier knüpfte aus-
drücklich an Gerechtigkeitsdiskurse an, wie sie etwa im 
Hinblick auf „Umweltgerechtigkeit“ oder im Rahmen einer 
Enquete-Kommission des Bayerischen Landtages über 
räumliche Gerechtigkeit geführt wurden (Koppers/Miosga/
Sträter et al. 2018). Es betonte zugleich wieder stärker als 
zuvor die staatliche Verantwortung, wie sie etwa in der er-
neuten Forderung nach der Verankerung der Gleichwertig-
keit als Staatsziel im Grundgesetz zum Ausdruck kommt 
(ARL 2016). 
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Die aktuelle Diskussion
Im Jahr 2018, in dem das von der ARL herausgegebene 
„Handwörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung“ (ARL 
2018) die „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ erst-
mals als eigenes Stichwort aufführte, welches von M. T. W. 
Rosenfeld bearbeitet wurde (Rosenfeld 2018), erhielt das 
Thema in der Politik noch stärkere Bedeutung. Seit der 
Neubildung der Bundesregierung im März 2018 ressortiert 
die Raumordnung im Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat. Im Zuge der „Heimatstrategie“ dieses Mi-
nisteriums hat auch die Raumordnung auf Bundesebene 
neuen Schub bekommen. Schon im Juli 2018 fasste das 
Bundeskabinett den Beschluss zur Einsetzung einer Regie-
rungskommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“, die 
den Auftrag erhielt, gemeinsam mit den Ländern „Hand-
lungsempfehlungen mit Blick auf unterschiedliche regiona-
le Entwicklungen und den demografischen Wandel in 
Deutschland“ zu erarbeiten (https://www.bmi.bund.de/
SharedDocs/topthemen/DE/topthema-kommission-gleich 
wertige-lebensverhaeltnisse/kom-gl-artikel.html). Die Er-
gebnisse der von der Kommission eingesetzten Arbeits-
gruppen lagen im Mai 2019 vor, doch kam kein gemeinsames 
Kommissionsergebnis zustande. Stattdessen hat die Bun-
desregierung ihre eigenen Schlussfolgerungen im Juli 2019 
im Dokument „Unser Plan für Deutschland – Gleichwertige 
Lebensverhältnisse überall“ präsentiert und darin die 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse zur „prioritä-
ren Aufgabe der Politik der nächsten Dekade“ erklärt (BMI 
2019).

In die darauffolgende intensive öffentliche Debatte 
zur Arbeit der Gleichwertigkeitskommission und zum „Plan 
für Deutschland“ hat sich die ARL aktiv eingebracht. Unmit-
telbar nach der Vorlage des Plans begrüßte das Präsidium 
der ARL die darin zum Ausdruck kommende politische Be-
deutung des Themas in einer eigenen Stellungnahme und 
Pressemitteilung als wichtiges und erfreuliches Signal (ARL 
2019). Allerdings betrachtete das Präsidium mit Sorge, 
dass der „Plan für Deutschland“ kein Gemeinschaftspro-
dukt der Kommission war und sah darin eine Schwäche des 
kooperativen Föderalismus, sich pragmatisch auf gemein-
same Grundlinien bundesweiter Politik zu verständigen. 
Neben der in dem Plan zum Ausdruck kommenden Wieder-
belebung der Raumordnungspolitik auf Bundesebene hob 
das Präsidium positiv hervor, dass in dem Plan nicht mit 
vereinfachten Klischees von Ost und West sowie Stadt und 
Land argumentiert wird und wohltuend differenziert auf 
die große Spannweite regionaler Entwicklungsstände in 
Deutschland hingewiesen wird. Positiv sah das Präsidium 
unter anderem auch die Empfehlung zur Stärkung der Zen-
tralen Orte, kritisierte jedoch, dass diese noch nicht mit 
konkreten Maßnahmen untersetzt war und auch nicht auf 
Mindeststandards für deren Ausstattung einging.

Über die zeitnah erschienene Pressemitteilung hinaus 
wurde auch in den folgenden Monaten die Gleichwertig-
keitsdebatte von der ARL intensiv vorangetrieben: Im Sep-
tember 2019 befasste sich das Forum Planungsrecht der 
ARL mit dem Thema „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
(siehe dazu die Beiträge in der Zeitschrift für Umweltrecht, 

Heft 2/2020, insbes. Erbguth 2020). Die im November 
2019 in Berlin von der ARL durchgeführte Fachtagung 
„Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse – der Beitrag von 
Raumordnung und Raumentwicklung“ (Muarrawi/Torkler 
2019) fand ein sehr großes Echo in der Fachöffentlichkeit. 
Beiträge zu der Diskussion wurden auch im Heft 3/2019 der 
ARL-Nachrichten veröffentlicht (Mäding 2019; LAG Sach-
sen/Sachsen-Anhalt/Thüringen 2019).

Anfang 2020 legte die ARL zudem ein Positionspapier 
mit dem Titel „Raumordnung – Anwalt für gleichwertige Le-
bensverhältnisse und regionale Entwicklung – eine Positi-
onsbestimmung“ vor. Darin wurden gleichwertige Lebens-
verhältnisse ausdrücklich als Voraussetzung für gesell- 
schaftlichen Zusammenhalt und sozialen Frieden bezeich-
net, das Zentrale-Orte-System als wesentliches Instrument 
der Gleichwertigkeit betont und die Bedeutung von Min-
deststandards unterstrichen (ARL 2020). 

Um der Debatte zu den Themen „(räumliche) Ge-
rechtigkeit“ und „Gleichwertigkeit“ angemessenen Raum 
zu geben, beide Perspektiven stärker zu verbinden sowie 
diese inhaltlichen Diskussionen intern und extern fortzu-
setzen und zu vertiefen, wurden der ARL-Kongress 2020 
und das vorliegende Heft 1-2/2020 der ARL-Nachrichten 
initiiert. Da der Kongress wegen der Corona-Pandemie 
nicht stattfinden konnte, wurde ein Themendossier zu 
räumlicher Gerechtigkeit auf der ARL-Webseite veröffent-
licht, welches die geplanten Keynote-Vorträge sowie einen 
Teil der Fachbeiträge dauerhaft digital zugänglich macht 
(https://www.arl-net.de/de/gerechtigkeit).

Fazit
Dem Begriff der Gleichwertigkeit wird gelegentlich unter-
stellt, im Sinne Ernesto Laclaus ein „leerer Signifikant“ zu 
sein, der letztlich inhaltsleer sei und je nach Zeitgeist mit 
Bedeutung gefüllt werde (Kühl 2018). Das mag in man-
chem politischen und medialen Diskurs so sein. Die ARL hat 
im Laufe der letzten Jahrzehnte alle Debatten und Aktivitä-
ten dazu aktiv begleitet und möglicherweise auch beein-
flusst. Eine Wirkungsforschung dazu wäre von Interesse, 
steht aber noch aus. Dabei hat sie grundsätzlich und zentral 
immer den Ausgleichsanspruch der Raumordnung vertre-
ten – wenn auch gelegentlich mit unterschiedlichem Voka-
bular und modifiziertem Anspruch an und Vertrauen auf 
die Handlungsfähigkeit und Wirksamkeit des Sozialstaats 
sowie der Politik zur Raumentwicklung. Wäre das anders, 
würde das bislang basale Selbstverständnis der Raumord-
nung und Regionalpolitik infrage gestellt.
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Kommentierung der 
Schlussfolgerungen 
der Kommission  
„Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse“

Der nachfolgende Beitrag stellt eine Zusammenfassung der 
Empfehlungen des Beirates für Raumentwicklung dar.

Ausgangssituation und Zielsetzung
„Unser Plan für Deutschland“ befasst sich mit gleichwerti-
gen Lebensverhältnissen, die für die Entwicklung aller Regi-
onen und Kommunen in Deutschland von zentraler Bedeu-
tung sind und gute Entwicklungs- und Zugangschancen 
sowie Teilhabemöglichkeiten für alle Bevölkerungsgruppen 
und Unternehmen unabhängig von ihrem (Wohn-)Stand-
ort bedeuten. 

Der Beirat für Raumentwicklung begrüßt ausdrück-
lich die Initiative „Unser Plan für Deutschland“ des Bundes-
ministeriums des Innern, für Bau und Heimat und deren 
interministerielle Abstimmung. Die Stellungnahme des Bei-
rats für Raumentwicklung umfasst Anregungen und ver-
sucht konstruktive Denkanstöße in die laufende Diskussion 
und für die weitere Arbeit der fachlich relevanten/berühr-
ten Ressorts einzubringen. 

Begriffsdimensionen von Gleichwertigkeit– 
Gleichwertigkeit breit denken und weit fassen
Zu Beginn sollten die Dimensionen der Gleichwertigkeit 
thematisiert werden. Das Thema „Gleichwertigkeit von Le-
bensverhältnissen“ ist seit Jahrzehnten ein Grundanliegen 
der Raumordnung, Raumplanung und Raumentwicklung. In 
anderen Fachressorts bestimmt dieses Leitbild bzw. diese 
Philosophie das Handeln allerdings nicht immer im gleichen 
Ausmaß. Bislang kommt dieses Thema sowohl vom Um-
fang als auch von den Inhalten her zu kurz. Die Definition 
der „Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen“ orientiert 
sich in der vorliegenden Fassung des „Unser Plan für 
Deutschland“ sehr stark an Infrastrukturen und Dienstleis-
tungen der Daseinsvorsorge. Die Gleichwertigkeit von Räu-
men bedeutet jedoch auch vergleichbare Startchancen 
und Entwicklungsmöglichkeiten, Zugang und Erreichbar-
keit öffentlicher und privater Einrichtungen und Infrastruk-
turen der Daseinsvorsorge sowie Zugang zu Fördermög-
lichkeiten auf der Ebene der EU, des Bundes und der Länder 
und damit vergleichbare Möglichkeiten zur Gestaltung des 
demografischen, sozialen und wirtschaftlichen Struktur-
wandels. Ferner bedeutet Gleichwertigkeit vergleichbare 
Lebensqualitäten, Ausbildungs- und Qualifikationschancen 

für Arbeitnehmer/innen und (technologische) Innovati-
onsmöglichkeiten für Unternehmen sowie ein vergleichba-
res Nahversorgungsangebot.

Forderung nach einem inhaltlichen 
Zukunftskonzept „Deutschland 2030“
Wünschenswert wäre – so die Empfehlung des Beirats – ein 
in Tiefe und Durchdringung durchgängiges und abge-
stimmtes Papier, das sich nicht nur auf der Befundebene 
des Status quo bewegt, sondern auf der Grundlage von 
kurz- und mittelfristig absehbaren Trends auch eine Zu-
kunftsvision mit konkreten Handlungsansätzen formuliert. 
Der Beirat empfiehlt dringend eine regelmäßige Fortschrei-
bung dieses Papiers, wenn der Anspruch zur Förderung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse ernst genommen wird. 
In der Konsequenz ist damit auch eine Daueraufgabe für die 
Raumentwicklung begründet.

Diese Zukunftsvision sollte – über die allgemein und 
im vorliegenden „Unser Plan für Deutschland“ erwähnten 
Trends hinaus – insbesondere folgende Themen berück-
sichtigen: Globalisierung und Europäisierung, Pandemien 
und Epidemien, Digitalisierung und digitale Infrastrukturen, 
demografischer Wandel und Zuwanderung, Klimawandel 
und Energiewende, Mobilitätswende, ökonomischer Struk-
turwandel und Zukunftsbranchen, land- und forstwirt-
schaftliche Belange, sozialer Wandel und Wertewandel in 
der Gesellschaft (z. B. neue Ansprüche auf Mitsprache und 
Mitentscheidung).

Ziele, Zielgruppen und Adressatenkreis
Von großer Bedeutung ist eine Zieldiskussion verbunden 
mit der Frage, was mit dem Plan erreicht werden soll. Stellt 
der Plan ein Eckpunktepapier dar oder soll es um konkrete 
Strategien und Maßnahmen gehen, die einen Umsetzungs-
ansatz begründen und einen mittel- bis langfristigen Zeit-
plan enthalten?

Ebenfalls von Bedeutung auch im Hinblick auf die 
Handlungsempfehlungen ist die Festlegung eines Adressa-
tenkreises und damit die Bestimmung von Zielgruppen: 
Wer soll mit dem „Unser Plan für Deutschland“ erreicht 
werden und auf welche Weise (öffentliches Marketing, Öf-
fentlichkeitsarbeit) kann der Plan den Zielgruppen vermit-
telt werden? 
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Erweiterung des inhaltlichen Spektrums 
und Konkretisierung der Inhalte sowie 
Maßnahmenplan und zeitliche Prioritäten 
erforderlich 
Das bisherige inhaltliche Spektrum des Papiers spiegelt we-
der die Kompetenzen der Raumordnung und Raument-
wicklung noch deren Anspruch auf querschnittsorientierte 
und integrierte sowie nachhaltige Entwicklung von Räumen 
in geeignetem Maß wider. Raumrelevante Themen und (ak-
tuelle) Trends bedürfen einer Positionierung seitens der 
Raumordnung und Raumentwicklung. 

In diesem Zusammenhang bedarf es eines konkreten 
Maßnahmenplans, der die Fragen „Was soll getan wer-
den?“, „Wo und wann soll es realisiert werden?“ und „Wie 
soll es finanziert werden?“ beantwortet. 

Ein positives Beispiel hierfür ist die Erwähnung von 
Dezentralisierungsmaßnahmen, die jedoch eines Umset-
zungsplans – beispielsweise in Gestalt einer ressortüber-
greifenden Liste von obersten und nachgeordneten Behör-
den des Bundes sowie von Forschungseinrichtungen, die 
maßgeblich von Bund und Ländern finanziell unterstützt 
werden – bedürfen.

Ein weiteres Thema hierzu ist das Erfordernis einer 
flächendeckenden Versorgung mit hochleistungsfähigem 
Internet auf Basis von Glasfaser- und 5G-Technologien in 
allen Regionen; erforderlich ist dies insbesondere im Hin-
blick auf die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ländlicher 
Räume in allen Wirtschaftsbereichen (Landwirtschaft, pro-
duzierendes Gewerbe – Industrie 4.0 und Dienstleistungs-
bereich) sowie im Hinblick auf die Standortattraktivität 
ländlicher Räume als Wohnstandorte vor dem Hintergrund 
der Diskussion über neue Arbeitsmodelle (z.  B. Home- 
office).

Wichtig sind daher klare Verbindlichkeiten sowohl im 
Hinblick auf die Maßnahmen, deren Verortung, deren Fi-
nanzierung, deren Trägerschaft als auch auf deren Betrieb. 

Finanzausstattung des „Unser Plan für 
Deutschland“ 
Im Vergleich etwa zur Kohlekommission oder zum „Klima-
paket“ der Bundesregierung weist der „Unser Plan für 
Deutschland“ keine eigenständige finanzielle „Unterfütte-
rung“ bzw. Finanzausstattung auf, was die Wahrnehmung 
und Wirkung des Planes deutlich schwächt. Hier müsste 
das Ziel einer integrativen Raumentwicklung durch ein ei-
genes Förderprogramm für Raumentwicklung flankiert 
werden.

Neuer Titel des „Unser Plan für Deutschland“ 
verbunden mit der Formulierung einer 
Zukunftsvision für Deutschland 2030
Auch, aber nicht nur im Hinblick auf eine entsprechende 
Öffentlichkeitswirkung über die reine Fachöffentlichkeit hi-
naus wird der Raumordnung und Raumentwicklung auf 
Bundesebene ein griffiger, plakativer neuer Titel empfoh-
len, so etwa: 

>> „Unser Plan für Deutschland – Raumentwicklung 2030“ 
oder 

>> „Raumentwicklung 2030 – Vision und Maßnahmen“ oder

>> „Heimat Deutschland – Strategien und Maßnahmen aus 
der Sicht der Raumentwicklung“

Der Titel eines überarbeiteten Papiers sollte nach 
Auffassung des Beirates die Zukunfts-, Akteurs- und Hand-
lungsperspektive besser zum Ausdruck bringen. 

Externes wissenschaftsgestütztes Monitoring 
und Evaluation einzelner Maßnahmen und 
Maßnahmenpakete 
Wichtig erscheint hier die laufende und in festen Formaten 
organisierte Kooperation mit Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft und Praxis, um gerade für Fortschreibun-
gen und Umsetzungsprozesse einen breiten Konsens zu 
erzielen und damit die Akzeptanz zu erhöhen.

Anmerkung
Die Stellungnahme wurde bei der Sitzung des Beirates für 
Raumentwicklung in der 19. Legislaturperiode am 27. Mai 
2020 verabschiedet. Sie wurde von den Mitgliedern der 
Ad-hoc-Arbeitsgruppe „Kommentierung der Schlussfolge-
rungen der Kommission Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse“ vorbereitet:

>> Prof. Dr. Gabi Troeger-Weiß, Lehrstuhl Regionalent-
wicklung und Raumordnung der TU Kaiserslautern (Lei-
tung und Autorin der vorliegenden zusammenfassenden 
Textfassung)

>> Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Akademie für Raumentwick-
lung in der Leibniz-Gemeinschaft / Leibniz Universität 
Hannover 

>> Tine Fuchs, Deutscher Industrie- und Handels- 
kammertag

>> Claudia Kaspar, Stadt Würzburg

>> Prof. Dr. Jörg Knieling, Fachgebiet Stadtplanung und 
Regionalentwicklung der HafenCity Universität Hamburg

>> Dr. Stefan Köhler, Erster Bürgermeister der Stadt 
Friedrichshafen

>> Uwe Lübking, Beigeordneter Deutscher Städte- und 
Gemeindebund

>> Dr. Peter Pascher, Deutscher Bauernverband

>> Constanze Simon, Deutscher Forstverein

 
Pro f.  D r .  G a bi   Tro eg e r-We i ß
Lehrstuhl Regionalentwicklung und Raumordnung  
der TU Kaiserslautern
Tel. +49 631 20547-01 
troegerw@ru.uni-kl.de
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Die ARL hat Expertinnen und Experten gebeten, zum The-
menschwerpunkt dieses Heftes mit einem pointierten und 
persönlichen 3-Sätze-Statement Position zu beziehen, 
um auf unterschiedliche Aspekte und Perspektiven auf-
merksam zu machen und zur Diskussion anzuregen.

Mit Blick auf die Komplexität und Vielschichtigkeit des 
Themas „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ ist die 

Nachgefragt
Positionen zu gleichwertigen Lebensverhältnissen und räumlicher 
Gerechtigkeit in aller Kürze

„Niedersachsen ist das zweitgrößte Flächenland in 
Deutschland und unsere Räume sind mit Blick auf ihre 
Entwicklung sehr vielfältig: Unser regionalpolitischer 
Ansatz geht deshalb weg von standardisierten, top-
down vorgegebenen Instrumenten, die auf alle Regio-
nen gleichermaßen passen müssen. Stattdessen set-
zen wir auf eine Ertüchtigung der Regionen, damit sie 
nach ihrem jeweiligen Bedarf lokale Herausforderun-
gen angehen und ihre Stärken ausbauen können. Da-
mit wollen wir Angebote der Daseinsvorsorge, Le-
bensqualität und Attraktivität in den Regionen er- 
halten, diese zukunftsfest aufstellen und mit entspre-
chenden Strukturen ausstatten.“

© Pressefoto Birgit Honé 2018

© Sabrina Pörtner

Frau Ministerin Honé, welche besonderen Akzen-
te setzt die Politik zur Entwicklung der nieder-
sächsischen Regionen im Hinblick auf gleichwer-
tige Lebensverhältnisse?

„Angebote der Daseinsvorsorge ermöglichen Bürge-
rinnen und Bürgern gesellschaftliche Teilhabe und 
den Zugang zu lebensnotwendigen Gütern und 
Dienstleistungen, sie sind aber auch zentral für den 
sozialen Zusammenhalt. Schulen, freiwillige Feuer-
wehren, Bus und Bahn etc. sind wichtige und vieler-
orts die einzigen Orte, an denen Menschen aus unter-
schiedlichen Kontexten einander begegnen und mit- 
einander ins Gespräch kommen können. Eine mög-
lichst wirtschaftliche Versorgung sollte daher nicht 
das alleinige Ziel sein, vielmehr sollte vor dem Hinter-
grund einer wachsenden gesellschaftlichen Polarisie-
rung auch diese Funktion von Angeboten der Da-
seinsvorsorge berücksichtigt werden.“

Herr Stielike, was sollte Ihrer Meinung nach in 
regionalen Handlungsstrategien zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge mehr als bisher beachtet 
werden?

Begrenzung auf einen oder zwei wesentliche Punkte her-
ausfordernd. Umso mehr freuen wir uns, dass die Ange-
fragten spontan bereit waren, sich auf dieses neue Format 
einzulassen.

Die Fragen stellte Prof. Dr. Rainer Danielzyk.

Dr .- Ing . 
Jan Stielike ,
Stadt- und Regionalplaner 
und technischer Assessor, 
wissenschaftlicher Mitar-
beiter an der Professur für 
Städtebau und Bodenord-
nung der Universität Bonn

B irgit  Honé ,
niedersächsische Ministerin 
für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Regionale 
Entwicklung
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© Altkofer, Bayreuth

„Erforderlich als Basis für den Einsatz von Instrumen-
ten und Maßnahmen ist eine regional differenzierte 
Trend- und Regionalforschung, also die Analyse und 
Bewertung von regionalen Entwicklungen in ver-
schiedenen Strukturbereichen. Die wichtigsten zwei 
Handlungsansätze zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse sind erstens die Digitalisierung auf 
4- oder 5G-Standard in allen Regionen, um neue For-
men im Bereich des Arbeitsmarktes (Homeoffice), 
der Industrie 4.0, der Gesundheitsversorgung (E- 
Health), der Mobilität und der Nahversorgung zu er-
möglichen. Und zweitens die Dezentralisierung öf-
fentlicher Einrichtungen, da mit der Neugründung 
und Verlagerung öffentlicher Einrichtungen staat- 
licherseits eine effiziente Regional- und Strukturpoli-
tik mit weitreichenden Wirkungen in den jeweiligen 
Regionen erfolgen kann.“

Frau Troeger-Weiß, was ist aus Ihrer Sicht vor-
dringlich zu tun, um die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in Deutschland zu gewährleis-
ten?

Prof.  Dr . 
G abi   Troeg er-Weiß ,
TU Kaiserslautern, Fachbereich 
Raum- und Umweltplanung, 
Lehrstuhl Regionalentwicklung 
und Raumordnung 

© Julian Martitz, FAL

„Die Genderperspektive geht von den Alltagswelten 
der Menschen aus und ermöglicht es, Räume nicht 
nur als konkret-physische, sondern auch als abstrakt- 
immaterielle und soziale Räume zu verstehen. Das 
schärft den Blick für die Menschen im Raum, ihre Fä-
higkeiten und Ressourcen, auch zur Übernahme von 
Verantwortung oder zur Bildung von unterstützen-
den Netzwerken. Die Bewertung der Teilräume des 
Landes als Lebensräume fällt unter der Genderpers-
pektive differenzierter aus, weil ‚Wirtschaftsräume‘ 
und deren Attraktivität nicht nur im Hinblick auf Er-
werbstätigkeit, Arbeitsplätze und prosperierende Un-
ternehmen gedacht werden, sondern auch im Hin-
blick auf Versorgungsarbeit, Alten-, Kranken- und 
Beziehungspflege und kooperierende Haushalte; dies 
vergrößert die Diversität, auch in den Handlungs- 
und Steuerungsmöglichkeiten.“

Frau Zibell, welche Aspekte sollten in der Diskus-
sion über gleichwertige Lebensverhältnisse aus 
der Perspektive der Genderforschung stärker be-
tont werden?

Prof.  Dr . 
barbar a zib ell ,
Dipl.-Ing. Stadt- und Regional- 
planung, Bauass. Städtebau, 
vorm. Leibniz Universität Han- 
nover, Fakultät Architektur  
und Landschaft, Institut für  
Geschichte und Theorie der  
Architektur, Abteilung Planungs- 
und Architektursoziologie 
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Während einer weltweiten Pandemie treten viele Themen 
zwangsläufig in den Hintergrund. Dennoch bleiben Klima-
wandel, Digitalisierung, demografischer Wandel und 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse weiterhin hochak-
tuell und sowohl für Planung und Raumforschung als auch 
für die gesamte Gesellschaft relevant. Vor allem die Debat-
te um die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse wird da-
bei vor dem Hintergrund regionaler Umbrüche nicht nur zu 
einer Frage räumlicher Disparitäten, sondern rückt ver-
stärkt auch soziale Gerechtigkeit in den Vordergrund.

Die erste digitale Jahrestagung des Jungen 
Forums: ein voller Erfolg
Unter dem Titel „Visionen für den Raum von morgen – Ins-
trumente, Ansätze und Perspektiven“ sollte im Juni die Jah-
restagung des Jungen Forums 2020 in Leipzig stattfinden 
– zeitlich, örtlich und thematisch eng verbunden mit dem 
ARL-Kongress. Die Covid-19-Pandemie durchkreuzte diese 
Planungen und das Junge Forum entschloss sich daraufhin, 
die erste Digitalkonferenz innerhalb der Akademie durch-
zuführen. 

Jahrestagung Junges Forum:
visionen für den Raum von 
morgen 
Instrumente, Ansätze und Perspektiven

Die Teilnehmenden der digitalen Jahrestagung des Jungen Forums der ARL im Videogespräch (Screenshot, erstellt von Lisa Lorenz)
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Im Fokus standen folgende Fragen:

>> Wie können gleichwertige Lebensverhältnisse in räumli-
cher und sozialer Hinsicht sichergestellt werden?

>> Welches Planungsverständnis braucht es dafür? Inwie-
fern ist unser jetziges Planungsverständnis überhaupt 
zeitgemäß?

>> Haben wir die nötigen Instrumente und Fördermöglich-
keiten für eine entsprechende Planung?

>> Wie können Wissenschaft und Planungspraxis effektiver 
und zielführender kooperieren?

>> Welche Visionen sind für eine zielgerichtete raumplane-
rische Zusammenarbeit nötig? 

>> Welche Rolle spielen gesellschaftliches Engagement,  
Ehrenamt oder auch Aktivismus dabei?

>> Welche übergeordneten gesellschaftlichen Diskurse 
können Planung verändern und prägen?

In sechs Vorträgen wurden die Themen „Verände-
rung von Räumen“, „(Um-)Nutzung“ und „Möglichkeiten 
zur Schaffung von gleichwertigen Lebensverhältnissen“ 
vorgestellt und mit mehr als 30 Teilnehmenden diskutiert. 
Aus Sicht des Jungen Forums war das eine gute Resonanz 
für eine digitale Veranstaltung und die Teilnehmenden er-
lebten das neue Format als eine engagierte Runde mit kon-
struktiven Diskussionen.

Stadtentwicklung und regionale 
Transformationsprozesse
Angeregt diskutiert wurde dabei über verschiedene Visio-
nen und Möglichkeiten der sozial gerechten Stadtentwick-
lung: Vorgestellt wurden hierzu das Konzept der Raumkol-
laboration, das zu selbstverwalteten und niederschwellig 
zugänglichen Siedlungsstrukturen beiträgt, und das Kon-
zept Zukunftsschutzgebiet. In Zukunftsschutzgebieten soll 
die Stadtgesellschaft einen Ort zur freien Entfaltung erhal-
ten, um entkoppelt von Gesetzmäßigkeiten des (Immobi- 
lien-)Marktes gemeinsam zu handeln und eine nachhaltige 
und sozial gerechte Stadtentwicklung zu gestalten. 

Inwiefern Stadtgestaltungs- bzw. Gemeinwohlinitiati-
ven mit dem Baurecht vereinbar sein können, wurde beim 
Vortrag Baurecht auf Stadtmachen dargestellt. Kritisch dis-
kutiert wurde, inwiefern solche Projekte Gefahr laufen, ins-
trumentalisiert zu werden, indem sie beispielsweise als Le-
gitimationshebel für eine uneingeschränkt wachstums- 
orientierte Stadtentwicklung verstanden werden, denn es 
bestünde durchaus die Möglichkeit, dass ein grundlegen-
des „Weiter so“ in der Stadtplanung mit dem diskursiven 
Verweis auf diese alternativen Vorstöße in der Stadtent-
wicklung gerechtfertigt würde. 

In einem weiteren Beitrag wurden zunehmende Gen-
trifizierungstendenzen und die damit einhergehenden Kon-
flikte in San Diego, Kalifornien beleuchtet, die unter ande-
rem durch eine Umgestaltung der innerstädtischen Gren- 
zen entstehen.

Neben der Entwicklung in Städten wurden auch an-
dere räumliche Planungsebenen in großflächigen Räumen 
betrachtet: So wurde mit Blick auf Transformationsprozes-
se in der Lausitz die Rolle von Leitbildern als Strategieinst-
rument untersucht. Erneut international wurde es bei der 
Betrachtung der urbanen Verdichtung des Alpenrheintals 
und der sozial-räumlichen Auswirkungen dieser Verdich-
tungsdynamiken.

Neben dem klassischen Vortragsformat über Präsen-
tationen auf dem digital geteilten Bildschirm fanden die In-
puts aber auch über Interviewgespräche statt, in denen die 
Teilnehmenden ihr Thema für die Zuhörenden über ein 
Frage-Antwort-Zusammenspiel aufbereiteten und inhalt- 
liche Teilaspekte mit digitalem und analogem Projektmate-
rial untermalten. 

Organisatorisch und inhaltlich berichtete Sebastian 
Bohnet, als Leitung der Arbeitsgruppe „Postwachstum in 
ländlichen Räumen“ des Jungen Forums, zudem über erste 
konstituierende Treffen. Gerade im Kontext einiger Debat-
ten auf der Jahrestagung werden die Visionen und Inhalte 
der Arbeitsgruppe mit Spannung erwartet.

Zur Zukunft der Raumplanung – ein 
Stimmungsbild des Jungen Forums 
Des Weiteren wurde die Jahrestagung genutzt, um Echt- 
zeitumfragen zu verschiedenen Planungsthemen durchzu-
führen, die ein grundlegendes Stimmungsbild seitens der 
Teilnehmenden abbilden sollten. Auch wenn viele die Hoff-
nung äußerten, dass die Corona-Zeit unter bestimmten Be-
dingungen zu einem Umdenken in der Raumplanung und zu 
Transformationsdynamiken führen könnte, glaubte die 
Mehrheit der Teilnehmenden, dass es nach Corona eher 
eine Rückkehr zu „business as usual“ geben wird. Ebenso 
war die Sorge recht groß, dass sich Gerechtigkeitsfragen 
durch die Corona-Krise noch weiter verschärfen werden. 
Die Frage nach dem Vertrauen in die Planung, Zukunftsauf-
gaben angemessen begegnen zu können, wie auch die Fra-
ge, ob unser Planungssystem grundlegender Erneuerung 
bedarf, ergab ein uneindeutiges Bild und spiegelte damit 
ein heterogenes Meinungsbild innerhalb der Teilnehmen-
den wider. Die Mehrheit wünschte sich für die Raumpla-
nung von morgen mehr Gemeinwohlorientierung, Flexibili-
tät, Nachhaltigkeit und Beteiligung, wie die in Echtzeit 
erstellte Wortwolke im Folgenden anschaulich visualisiert. 
Damit ergänzten sich die erhobenen Stimmungslagen sehr 
gut mit der inhaltlichen Ausrichtung der Jahrestagung so-
wie mit den gelieferten Inputs und Diskussionen im digita-
len Plenum.

Insgesamt wurde die erste digitale Konferenz des 
Jungen Forums der ARL von allen Beteiligten sehr positiv 
aufgenommen. Auch wenn der persönliche Austausch in 
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den Pausen, bei Kaffee und süßen Leckereien und auch am 
Abend sowie die bereichernden Exkursionen oder auch 
zahlreiche andere schöne Momente digital nicht in Gänze 
aufgefangen werden können, schaut das Junge Forum po-
sitiv auf diese Erfahrung zurück. Die Konferenz hat zudem 
gezeigt, dass der digitale Austausch mit alltäglicher Sponta-
nität vereinbar ist. So schalteten sich einige Teilnehmende 
zwischenzeitlich zu, die bei einem Präsenztreffen nicht da-
bei gewesen wären. Diese Spontanität macht digitale Ver-
anstaltungsformate für kürzere und themenbezogene An-
lässe zum ortsunabhängigen Austausch reizvoll. So könnten 
zukünftig Netzwerktreffen sowohl digital als auch analog 
geplant und realisiert werden. Inwiefern Konferenzen und 
Diskussions- und Austauschformate auch in Zukunft ins Di-
gitale verlagert werden müssen, bleibt abzuwarten. In je-
dem Fall konnte dank dieser Erfahrung nicht nur das Netz-
werk des Jungen Forums inhaltlich gestärkt werden, 
sondern es hat sich damit auch formattechnisch breiter 
aufgestellt. Somit sind wir mit Blick auf die nächste Konfe-
renz guter Dinge. 

Sprecher/in des Jungen Forums 

Li sa Lo re  n z
PLANWERK Stadtentwicklung 
lorenz@planwerk.de

To b i a s B ö d g er
Institut für Geographie, Westfälische Wilhelms-Universität Münster  
tobias.boedger@uni-muenster.de

S i m o n Gr o ß m a n n
Amt für Kreisentwicklung und Infrastruktur, Landkreis Hildesheim  
simon.grossmann@landkreishildesheim.de

Ergebnis der Echtzeitabfrage während der Konferenz (erstellt mit Mentimeter durch Tobias Bödger)
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Obwohl es gegenwärtig weder einen quantitativen Mangel 
an Fördermitteln noch an Förderinstrumenten für die  
Raumentwicklung gibt und eine Vielzahl an wichtigen Pro-
jekten in Deutschland realisiert werden konnte, ist das 
Fördergeschehen durch strukturelle Defizite geprägt, so-
dass auf Bundesebene Handlungsbedarf für ein integrativ 
ausgerichtetes Förderinstrument der Regionalentwicklung 
besteht. 

In dessen Mittelpunkt sollte ein umfassendes, integ-
riertes Management der Raumentwicklung und die Integra-
tion der vorhandenen Förderansätze in den unterschied-
lichsten Gebietskulissen stehen. Eine (interkommunale) 
Abstimmung innerhalb von Handlungsräumen sollte dabei 

Ad-hoc-Arbeitskreis der ARL 
erarbeitet Stellungnahme 
zur integrativen Förderung 
der Regionalentwicklung

die Voraussetzung für finanzielle Fördermaßnahmen sein. 
Zugleich kommt der engen Kooperation zwischen Bund 
und Ländern bei der Konzeption und Umsetzung des neuen 
Förderinstruments und der Berücksichtigung länderspezi-
fischer Erfahrungen eine besondere Bedeutung zu. Der 
Ad-hoc-Arbeitskreis „Regionalförderung“ der ARL hat hier-
zu eine Stellungnahme für das Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat erarbeitet. 

Die Stellungnahme finden Sie als PDF auf unserer 
Webseite unter ARL-AKTUELL: 
https://www.arl-net.de/de/category/blog-category/arl-
aktuell

Ärzte, Feuerwehr, Bildungseinrichtungen, öffentlicher 
Nahverkehr – in ländlichen Gebieten gibt es häufig wenig 
Infrastruktur. Der demografische Wandel verschärft die Si-
tuation: Junge Menschen sehen bessere Perspektiven in 
den Großstädten und ziehen weg. Mit diesen Problemen ist 
Deutschland jedoch nicht allein. Es gibt in Europa Regio-
nen, die mit sehr ähnlichen Herausforderungen zu kämpfen 
haben und teilweise noch entlegener und schlechter ange-
bunden sind als ländliche Regionen in Deutschland.

Unter der Leitung der Leibniz Universität Hannover 
(LUH) setzen sich die Carl von Ossietzky Universität Ol-
denburg, die TU Dresden, das Thünen-Institut in Braun-
schweig und die ARL – Akademie für Raumentwicklung in 
der Leibniz-Gemeinschaft mit Herausforderungen der Da-
seinsvorsorgeplanung in Deutschland, Schottland, Schwe-
den und Österreich auseinander und erforschen Möglich-
keiten zur Übertragbarkeit und Verstetigung guter Ansätze.

von europa lernen
Daseinsvorsorge und Infrastruktur in ländlichen Räumen

Hierzu wurde das Forschungsprojekt „Innovative An-
sätze der Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen – lernen 
von Erfahrungen anderer europäischer Länder für Deutsch-
land“ (InDaLe) ins Leben gerufen. Im Januar 2020 wurde 
die Arbeit aufgenommen, gefördert wird es für zweieinhalb 
Jahre mit rund 900.000 Euro aus Mitteln des Bundesminis-
teriums für Ernährung und Landwirtschaft. Prof. Dr. Win-
rich Voß vom Geodätischen Institut der LUH leitet das Pro-
jekt.

Impulse und Erfahrungen aus Schottland, 
Schweden und Österreich nutzen
Folgende Projekte in ländlichen Räumen Schottlands, 
Schwedens und Österreichs stehen im Fokus: nachschuli-
sche Bildung, Möglichkeiten der ärztlichen Versorgung 
durch Telemedizin und Organisation der freiwilligen Feuer-
wehr. Die beteiligten Wissenschaftler/innen analysieren im 
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Rahmen von Fallstudien Modellprojekte in diesen drei Län-
dern, die erfolgreich verstetigt wurden. „Gute Modellpro-
jekte gibt es in Deutschland bereits viele. Wenn aber die fi-
nanzielle und personelle Förderung ausläuft, schaffen sie 
häufig keine Verstetigung“, erläutert Winrich Voß.

Da andere Regionen Europas schon länger vor diesen 
Herausforderungen stehen, haben sie bereits mehr Erfah-
rungen bei der Verstetigung solcher Modellprojekte ge-
sammelt – so der Ausgangspunkt des Forschungsvorha-
bens. 

Der Schwerpunkt der Universität Oldenburg wird auf 
Schottland liegen, die TU Dresden untersucht Schweden 
und das Thünen-Institut Österreich. Der Fokus des Teams 
der LUH liegt auf den theoretischen Hintergründen und 
Querschnittsthemen: Was bedeutet Verstetigung? Welche 
Strategien sind hier zielführend? Und wie müssen beispiel-
hafte Lösungen an die Gegebenheiten in Deutschland ange-
passt werden? 

Das Verbundprojekt InDaLe bündelt die Kompetenzen von fünf Institutionen. Das erste Projekttreffen fand zum Jahresbeginn 2020 an der 
Leibniz Universität Hannover statt.

Das ARL-Team wird unter Beteiligung von Prof. Dr. 
Rainer Danielzyk, Dr. Barbara Warner und des Projektmit-
arbeiters Alistair Adam Hernández deutsche Modellvorha-
ben suchen und evaluieren, auf die sich die international 
gewonnenen Erkenntnisse erfolgreich übertragen lassen. 
Darüber hinaus zeichnet das ARL-Team für den Wissens- 
transfer der im Projekt erarbeiteten Ergebnisse verant-
wortlich und wird eine große Abschluss- und Transfer- 
tagung organisieren, die voraussichtlich im Sommer 2022 
stattfinden wird.

Mehr Informationen gibt es unter www.indale.org.

Al i st a i r Ad a m H er  n á n dez 
Tel. +49 511 34842-30
adam@arl-net.de
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Das Projekt „Raumbezogene Identitäten“ wurde von Mai 
2019 bis Mai 2020 vom Institut für Umweltplanung der 
Leibniz Universität Hannover in Kooperation mit der ARL 
durchgeführt. In diesem Zukunftsdiskurs wurden die The-
men „Regionalisierung“ und „raumbezogene Identitäten“ 
zusammengebracht und stärker als bisher aus der Perspek-
tive von Planenden und Aktiven in regionalen Entwicklungs-
prozessen betrachtet. In aufeinander aufbauenden Dis-
kursformaten konnten so wissenschaftliche Erkenntnisse 
und Erfahrungen aus der Praxis verknüpft und konkrete 
Umsetzungserfordernisse vertiefend diskutiert werden. 
Als zentrales Produkt des Zukunftsdiskurses ist eine praxis-
orientierte Broschüre entstanden, die ab sofort zum 
Download bereitsteht: https://www.umwelt.uni-hannover.
de/zukunftsdiskurs-ergebnisse.html 

Die Broschüre richtet sich an die Planungspraxis und 
an Aktive aus Regionen, Landkreisen und Gemeinden, die 
sich mit Regionalentwicklung, Nachhaltigkeit und Verände-
rungsprozessen beschäftigen sowie an weitere Interessier-
te aus Wissenschaft und Praxis. 

Das Projekt und die Broschüre zeigen, dass regionale 
Entwicklungsprozesse von der Beschäftigung mit regiona-
len Identitäten und der Berücksichtigung emotionaler 
Raumbezüge profitieren können. Im Fokus stehen regional 
Aktive sowie Bürger/innen mit ihren persönlichen Bezügen 
zur Heimatregion. Sie verfügen über eine gute Kenntnis der 
eigenen Region, sind dort verwurzelt und wollen Verant-
wortung für deren künftige Entwicklung übernehmen. 
Durch regionale Identitäts-Diskurse können Identifikations-
merkmale sichtbar gemacht und als Ressource für eine zu-
kunftsorientierte Regionalentwicklung genutzt werden. Die 
Broschüre zeigt konkrete Wege zur Umsetzung auf, gibt 
Tipps zu Formaten und Werkzeugen und beschreibt Bei-
spiele aus verschiedenen Regionen in Deutschland.

Die Broschüre kann auch in gedruckter Form kosten-
frei bestellt werden. Hierzu genügt eine Nachricht an die 
untenstehende E-Mail-Adresse mit Angabe der postali-
schen Anschrift und der gewünschten Anzahl der Broschü-
ren.

Auf der genannten Webseite der Leibniz Universität 
Hannover finden sich auch eine großformatige Illustration 
zum Thema sowie ein Poetry-Slam-Beitrag. Darüber hinaus 
werden dort in Kürze zwei weitere Arbeitspapiere veröf-

fentlicht. In Arbeitspapier 1 werden Ziele, Erfordernisse 
und Kennzeichen von Regionalisierungsprozessen und regi-
onalen Identitäts-Diskursen verglichen; in Arbeitspapier 2 
wird die Auswertung einer begleitenden Umfrage zu regio-
nalen Identitäten vorgestellt.

Die Förderung des Projektes „Raumbezogene Identi-
täten verstehen und nutzen – Eine Chance für zukunftsori-
entierte Regionen“ erfolgte im Rahmen der Fördermaß-
nahme „Zukunftsdiskurse“ vom Niedersächsischen Minis- 
terium für Wissenschaft und Kultur. Weitere Unterstüt-
zung bot das Forschungszentrum TRUST der Leibniz Uni-
versität Hannover.

D r .  S e b a st i a n K r ätz  i g
Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Referat „Wirtschaft und Mobilität“ 
der Geschäftsstelle der ARL
Tel. +49 511 34842-52
kraetzig@arl-net.de

Raumbezogene Identitäten 
verstehen und nutzen –  
Eine Chance für  
zukunftsorientierte Regionen
Zukunftsdiskurs: Ausgewählte Ergebnisse veröffentlicht
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Seit 25 Jahren zählt die ARL – Akademie für Raumentwick-
lung in der Leibniz-Gemeinschaft zu den derzeit 96 wissen-
schaftlich, rechtlich und wirtschaftlich eigenständigen Mit-
gliedseinrichtungen. Da diese Mitgliedschaft für die ARL 
von großer Bedeutung ist und um dieses Jubiläum zu wür-
digen, möchten wir Sie im Folgenden einladen, sich aus-
führlicher über die Geschichte der Leibniz-Gemeinschaft, 
ihr aktuelles Profil sowie über die Aktivitäten der ARL in der 
Leibniz-Gemeinschaft zu informieren. 

Zugleich möchte ich im Namen des gesamten Präsidi-
ums der ARL ankündigen, dass im Rahmen der Mitglieder-
versammlung im kommenden November ein Festvortrag 
und eine kleine Feierstunde zur 25-jährigen Mitgliedschaft 
der ARL in der Leibniz-Gemeinschaft geplant sind.

Pro f.  D r .  Sa b i n e B au m g a rt
(Präsidentin der ARL) 

Die Geschichte der Leibniz-Gemeinschaft
Nach dem Zweiten Weltkrieg setzten die Alliierten ein föde-
rales System in Deutschland durch, mit starken Bundeslän-
dern, denen auch die Hoheit im Bereich von Kultur, Bildung 
und Wissenschaft zukam. Denn nach den Erfahrungen mit 
dem Nationalsozialismus sollte kein neuer, übermächtiger 
Zentralstaat entstehen. Da jedoch einige der bestehenden 
Forschungseinrichtungen nicht von einzelnen Ländern al-
lein finanzierbar gewesen wären, kam es im März 1949 zu 
einem Treffen der westdeutschen Länder und zur Unter-
zeichnung des sogenannten „Königsteiner Abkommens“. 
Das Abkommen verpflichtete die Länder, größere For-
schungseinrichtungen von überregionaler Bedeutung 
gemeinsam zu finanzieren (https://www.leibniz-gemein 
schaft.de/ueber-uns/geschichte/leibniz-gemeinschaft.
html).

1969 wurde dann das Grundgesetz erweitert, um 
Bund und Ländern die verfassungsrechtliche Möglichkeit 
zu bieten, im Rahmen von Forschungsvorhaben überregio-
naler Bedeutung und von gesamtstaatlichem wissen-
schaftspolitischem Interesse zusammenzuarbeiten. Nach 
intensiven Verhandlungen, die sich zunächst auf über 300 
Einrichtungen bezogen, einigte man sich 1977 auf die ge-
meinsame Förderung von 46 Einrichtungen, die auf einer 
Liste veröffentlicht wurden. Die Papierfarbe der Liste gab 
dem Projekt seinen Namen: Blaue Liste (ebd.).

Ab 1979 wurden die Einrichtungen der Blauen Liste 
regelmäßig vom Wissenschaftsrat evaluiert, um ein hohes 
Leistungsniveau zu sichern und die strategische Weiterent-
wicklung zielgerichtet begleiten zu können. Bund und Län-
der schufen mit der Blauen Liste ein Instrument, das es er-
möglichte, flexibel und schnell auf neue wissenschaft- 
liche und wissenschaftspolitische Anforderungen zu rea- 
gieren. Von den ursprünglich 46 geförderten Einrichtun-
gen schieden bis 1989 fünf Institute aus. Sechs Einrichtun-
gen wurden neu aufgenommen. Allerdings führte die Be-
grenzung der Gesamtausgaben dazu, dass die Zahl der 
geförderten Institute zwischen 1977 und 1989 fast gleich-
blieb, da notwendige Finanzmittel zur Neuaufnahme einer 
Einrichtung nur durch das Ausscheiden anderer Institute 
frei wurden (ebd.).

Die deutsche Wiedervereinigung im Jahre 1990 
brachte auch für die gemeinsame Forschungsförderung 
von Bund und Ländern nachhaltige Veränderungen mit 
sich, unter anderem da der Einigungsvertrag die Eingliede-
rung der Wissenschafts- und Forschungslandschaft der 
DDR in das bundesrepublikanische System festlegte. So 
kam es nach der Wende fast zu einer Verdopplung der 
„Blaue-Liste-Institute“; ihre Zahl stieg bis 1992 auf 81 Ein-
richtungen. Alle 34 neu aufgenommenen Mitglieder waren 
zuvor vom Wissenschaftsrat positiv evaluiert worden. Die 
Neuaufnahmen veränderten das Profil der Blauen Liste und 
verschoben überdies den wissenschaftlichen Schwerpunkt 
in Richtung einer natur-, technik-, agrar-, lebens- und raum-
wissenschaftlichen Forschung (ebd.).

1990 gründeten die damaligen Mitgliedseinrichtun-
gen die „Arbeitsgemeinschaft Blaue Liste“, die besonders 
in administrativen Fragen institutsübergreifend tätig war. 
Vier Jahre später beschloss die Mitgliederversammlung, ei-
nen Grundsatzausschuss einzusetzen, der über die Zukunft 
und das Selbstverständnis der „Blauen Liste“ beraten soll-
te. Die Arbeit des Ausschusses mündete 1995 in die Grün-
dung der „Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste“ (WBL). 
1997 benannte sich die WBL um in „Wissenschaftsgemein-
schaft Gottfried Wilhelm Leibniz“ (WGL). Dieser Name 
wird heute nicht mehr verwendet; gebräuchlich ist die 
Kurzform „Leibniz-Gemeinschaft“ (ebd.).

Ziele der Selbstorganisation der weiterhin eigenstän-
digen Einrichtungen sind eine stärkere inhaltliche Zusam-
menarbeit – beispielsweise in Form der Leibniz-Forschungs-
verbünde und Leibniz-Forschungsnetzwerke –, ein regel- 

25 Jahre Mitgliedschaft  
der ARL in der Leibniz- 
Gemeinschaft
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mäßiger Informations- und Erfahrungsaustausch, die Zu-
sammenarbeit hinsichtlich gemeinsamer Interessen sowie 
die Wahrnehmung dieser Interessen nach außen, das heißt 
gegenüber der Politik, aber auch in der Öffentlichkeit. Die 
Qualitätssicherung wird unter anderem durch ein transpa-
rentes und unabhängiges Evaluierungsverfahren gewähr-
leistet, das alle Leibniz-Einrichtungen in regelmäßigen Ab-
ständen durchlaufen (https://www.leibniz-gemeinschaft.
de/ueber-uns/evaluierung.html). 

Leitmotiv „Theoria cum Praxi“
Der Universalgelehrte und Namensgeber Gottfried Wil-
helm Leibniz interessierte sich für Natur- und Kulturwissen-
schaften. Er plädierte zeitlebens zudem für einen Anwen-
dungsbezug von Forschung. Er riet dem brandenburgischen 
Kurfürsten Friedrich III zur Einrichtung einer Sozietät der 
Wissenschaften, deren erster Präsident Leibniz dann 1700 
wurde. Diese Keimzelle der Akademie der Wissenschaften 
folgte dem Wahlspruch „theoria cum praxi“ (https://www.
leibniz-gemeinschaft.de/ueber-uns/geschichte/gottfried- 
wilhelm-leibniz.html). Damit steht die Leibniz-Gemein-
schaft für ein interdisziplinäres Wissenschaftsverständnis 
zum Wohl und Nutzen der Menschen und widmet sich ex-
plizit gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevan-
ten Fragen. Gleichzeitig setzt die Leibniz-Gemeinschaft be-
wusst Schwerpunkte im Wissenstransfer, indem sie die 
Informationsbedarfe der Gesellschaft aufgreift und auf ak-
tuelle Fragen und Herausforderungen reagiert. Wichtig für 

die ARL und ihr eigenes Transferverständnis ist dabei, dass 
die Leibniz-Einrichtungen Wissenstransfer nicht mehr als 
klassischen technologischen Transfer von der Wissen-
schaft in die Praxis betrachten, sondern – wie die ARL – als 
Dialog verstehen und daher vielfältige Angebote vom Tech-
nologietransfer bis hin zur Gesellschafts- und Politikbera-
tung anbieten und aktiv fördern (https://www.leibniz- 
gemeinschaft.de/ueber-uns/ueber-die-leibniz-gemein 
schaft.html). Die Grundsätze ihres Verständnisses von 
Wissenstransfer hat die Leibniz-Gemeinschaft 2018 in ih-
rem „Leitbild Leibniz-Transfer“ neu festgelegt.

Nachhaltigkeit
Eine weitere wesentliche Orientierungsgröße für die Leib-
niz-Gemeinschaft und ihre Mitgliedseinrichtungen ist das 
Ziel der Nachhaltigkeit. Den politischen Bezugsrahmen bil-
den die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten 
Nationen, die für die Leibniz-Gemeinschaft handlungsanlei-
tend sind. Dies geschieht sowohl durch Forschung zu und 
über Nachhaltigkeit als auch durch die Organisation und 
das Bemühen um nachhaltige Forschungs- und Betriebs-
prozesse (https://www.leibniz-gemeinschaft.de/ueber- 
uns/nachhaltigkeit.html). Als Kompetenzzentrum für 
nachhaltige Raumentwicklung hat „Nachhaltigkeit“ eine 
besondere Relevanz für alle ARL-Aktivitäten. Auf der Mit-
gliederversammlung 2019 der Leibniz-Gemeinschaft haben 
die Mitgliedseinrichtungen das „Leitbild Nachhaltigkeit der 
Leibniz-Gemeinschaft“ verabschiedet. Es basiert im We-
sentlichen auf den Ergebnissen des Projekts „LeNa – Nach-
haltigkeitsmanagement in außeruniversitären Forschungs-
organisationen“, an dem die ARL maßgeblich beteiligt war. 
Die Ergebnisse des weithin beachteten BMBF-Verbundpro-
jektes, das gemeinsam von Einrichtungen der Fraunho-
fer-Gesellschaft, der Helmholtz-Gemeinschaft und der 

„Leitbild Leibniz-Transfer“
„Leibniz-Transfer bezieht sich auf den Austausch zwi-
schen der Wissenschaft und der außerakademischen 
Welt. Die Leibniz-Gemeinschaft versteht erfolgrei-
chen Wissenstransfer als die zielgruppenspezifische 
und qualitätsgesicherte Übersetzung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse sowie umgekehrt die Integration 
von gesellschaftlich generierten Fragestellungen in 
Forschungsvorhaben. Er erfüllt daher eine Schnitt-
stellenfunktion in zwei Richtungen. Transfer ver-
knüpft gesellschaftlichen Wissensbedarf und in der 
Gesellschaft vorhandene Wissensbestände mit den 
Forschungsagenden von Leibniz-Einrichtungen und 
versetzt Akteure außerhalb der Wissenschaft in die 
Lage, wissenschaftliche Erkenntnisse, ihre Vorausset-
zungen, aber auch ihre Grenzen zu verstehen und an-
zuwenden. (…) Leibniz-Wissenstransfer umfasst also 
alle Aktivitäten, die durch Forschung generiertes Wis-
sen – insbesondere auch in Form von Technologien –, 
Kompetenzen, Ressourcen sowie das Verständnis von 
Wissenschaftskultur selbst vermitteln und den Dialog 
von Wissenschaft und Gesellschaft fördern. Das Leit-
bild Leibniz-Transfer ist online verfügbar unter  
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/transfer/ 
wissens-und-technologietransfer.html.

„Leitbild Nachhaltigkeit der Leibniz-
Gemeinschaft“
„Die Leibniz-Gemeinschaft begreift Nachhaltigkeit in 
ihrem gesamten Aktionsradius als eine wesentliche 
Orientierungsgröße. Die Leibniz-Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedseinrichtungen leisten in ihrem Forschen 
und Handeln einen Beitrag zur Bewältigung der gro-
ßen gesellschaftlichen Herausforderungen. Im politi-
schen Bezugsrahmen der 17 UN-Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDG – Sustainable Development Goals) 
richten sie zum einen sowohl die Fortentwicklung in 
Wissenschaft und Forschung als auch forschungsba-
sierten Wissens- und Technologietransfer auf das Ziel 
der Nachhaltigkeit aus, was sie zum anderen mittels 
einer Qualifikation von Personal und der nachhaltigen 
Gestaltung von Forschungsprozessen selbst realisie-
ren.“ Das Leitbild Nachhaltigkeit der Leibniz-Gemein-
schaft ist online verfügbar unter https://www.leibniz- 
gemeinschaft.de/ueber-uns/nachhaltigkeit.html.
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Leibniz-Gemeinschaft getragen wurde, sind hier veröffent-
licht: https://www.nachhaltig-forschen.de. Im Rahmen des 
LeNa-Prozesses werden seit Projektabschluss vielfältige 
Aktivitäten zur Umsetzung eines Nachhaltigkeitsmanage-
ments in den Instituten und Einrichtungen der drei For-
schungsorganisationen unternommen. So richtete das Prä-
sidium der Leibniz-Gemeinschaft eine Projektgruppe ein, 
an der auch der ARL-Generalsekretär Prof. Dr. Rainer Da- 
nielzyk beteiligt war. Diese erarbeitete das oben genannte 
Leitbild und passte die Projektergebnisse an die organisati-
onsspezifischen Eigenschaften der Leibniz-Gemeinschaft 
an. Gesteuert und vorangetrieben wird der LeNa-Prozess 
von einer Runde ehemaliger Projektleiterinnen und -leiter 
des LeNa-Projekts. Für die ARL haben Prof. Dr. Rainer Dani-
elzyk und Dr. Ina Peters sich aktiv, zeitweise auch federfüh-
rend, in diese Runde eingebracht und an der Ausarbeitung 
eines Folgeprojekts mitgewirkt. Dieses soll die Gestaltung, 
Wirkung und Qualitätssicherung des Prinzips „Forschen in 
gesellschaftlicher Verantwortung“ näher untersuchen. An 
dem Projektantrag sind, neben den oben genannten Wis-
senschaftsorganisationen, auch eine Einrichtung der Max- 
Planck-Gesellschaft sowie Forschende einzelner Universi-
täten beteiligt. Im Falle der Bewilligung wird die ARL in den 
kommenden Jahren insbesondere an der nutzergerechten 
Implementierung des LeNa-Reflexionsrahmens in den For-
schungsalltag aktiv mitwirken.

Die ARL in der Leibniz-Gemeinschaft
Die ARL freut sich in diesem Jahr über 25 Jahre aktive 
Mitgliedschaft und Mitgestaltung in und mit der Wissen-
schaftsgemeinschaft. Das hier skizzierte Profil der Leib-
niz-Gemeinschaft verdeutlicht den enormen Mehrwert, 
den die Mitgliedschaft für die ARL bedeutet, sowie die gro-
ßen Synergieeffekte. Sowohl das Leitmotiv „theoria cum 
praxi“ als auch das dialogische Transferverständnis und das 
Ziel Nachhaltigkeit decken sich mit den Zielen und der Ar-
beitsweise der Akademie.

Gesellschaftliche Relevanz, Nachhaltigkeit, Anwen-
dungsorientierung bzw. Transdisziplinarität und Transfer 
sowie die gesellschaftliche Wirkung und Vermittlung des in 
der ARL erzeugten Wissens sind profilbildend und hand-
lungsleitend für die Akademie und die Leibniz-Gemein-
schaft. Folglich kann sich die Akademie mit ihrem inter- und 
transdisziplinär arbeitenden Netzwerk inhaltlich und stra-
tegisch sehr gut einbringen. Gerade in den Bereichen Nach-
haltigkeit und Transfer wird die Expertise der ARL nachge-
fragt und geschätzt. Zugleich profitiert die ARL als relativ 
kleine Forschungseinrichtung von der Größe, Bedeutung 
und fachlichen Vielfalt bzw. interdisziplinären Kooperation 
in der Leibniz-Gemeinschaft. Weitere wichtige Aspekte der 
Mitgliedschaft stellen die fachliche Vernetzung, der institu-
tionell-organisatorische Austausch, aber auch die langfris-
tige Finanzierungssicherheit, die Unabhängigkeit der For-
schung, größere Sichtbarkeit sowie die gemeinsame 
Interessenvertretung insbesondere im wissenschaftlichen 
und (gesellschafts-)politischen Raum dar.

Die ARL ist seit 1995 Mitglied der Sektion B „Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften, Raumwissenschaften“. 
Insgesamt gibt es innerhalb der Leibniz-Gemeinschaft fünf 
Sektionen unterschiedlicher Fachrichtungen:

>> Sektion A – Geisteswissenschaften und Bildungs- 
forschung

>> Sektion B – Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, 
Raumwissenschaften

>> Sektion C – Lebenswissenschaften

>> Sektion D – Mathematik, Natur- und Ingenieurwissen-
schaften

>> Sektion E – Umweltwissenschaften

Die vier raumwissenschaftlichen Einrichtungen der 
Leibniz-Gemeinschaft bildeten zusammen mit dem ILS – In-
stitut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung ein leis-
tungsfähiges Netzwerk raumbezogener Forschung im nati-
onalen Maßstab. Erweitert wurde das Netzwerk jüngst um 
das Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformati-
onsökonomien (IAMO) und das Leibniz-Zentrum für Ag-
rarlandschaftsforschung (ZALF).

Das neue Leibniz-Forschungsnetzwerk „Räumliches 
Wissen für Gesellschaft und Umwelt | Spatial Knowledge 
for Society and Environment“, kurz „Leibniz R“, gibt die re-
ferierte Open-Access-Fachzeitschrift „Raumforschung und 
Raumordnung | Spatial Research and Planning“ heraus, 
stellt gemeinsam Projektanträge und beteiligt sich aktiv an 
den Leibniz-Forschungsverbünden. Darüber hinaus führt 
das Netzwerk regelmäßig Veranstaltungen wie das alle zwei 
Jahre stattfindende Raumwissenschaftliche Kolloquium 
durch, das auf einen direkten Fachaustausch zwischen Wis-
senschaft, Praxis und Politik/Verwaltung setzt. Ebenso gibt 
es im Rahmen der Nachwuchsförderung gemeinsame For-
mate und einen Austausch zwischen den beteiligten Ein-
richtungen. 

Ebenfalls neu ist das Leibniz-Forschungsnetzwerk 
„Wissen für nachhaltige Entwicklung“, an dem neben der 
ARL vier weitere Leibniz-Einrichtungen beteiligt sind 
(https://www.leibniz-gemeinschaft.de/forschung/leib 
niz-forschungsnetzwerke/wissen-fuer-nachhaltige-ent 
wicklung.html). Es unterstützt Forscherinnen und For-
scher dabei, einen wissenschaftlichen Beitrag zur Bewäl- 
tigung der dringendsten Herausforderungen der Mensch-
heit zu leisten. Denn der Forschung kommt dabei eine 
Schlüsselrolle zu: Sie liefert die Basis für das Verständnis 
der komplexen Prozesse und entwickelt zusammen mit Ak-
teuren aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft neues Wis-
sen, technologische, soziale und ökologische Innovatio-
nen. Das Leibniz-Forschungsnetzwerk „Wissen für nach- 
haltige Entwicklung“ bündelt und vernetzt entsprechende 
Forschungskompetenzen in der Leibniz-Gemeinschaft und 
leistet einen Beitrag zur Wirksamkeit und Sichtbarkeit einer 
Forschung für nachhaltige Entwicklung.
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Darüber hinaus beteiligt sich die ARL aktiv in den 
Leibniz-Arbeitskreisen „Presse“ und „Wissenstransfer“ im 
Verwaltungsausschuss und in der stängigen Kommission 
für wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen und For-
schungsmuseen und hat seit einigen Jahren die Sprecher-
rolle im AK „Nachhaltigkeit“ inne. Letzterer hat im Rahmen 
eines Strategieprozesses beschlossen, die Themen des 
Nachhaltigkeitsmanagements und der Nachhaltigkeitsfor-
schung künftig in verschiedenen Organisationsformen zu 

bearbeiten. Aus diesem Grund hat der AK seine Weiterent-
wicklung zum Leibniz-Arbeitskreis „Nachhaltigkeitsma-
nagement“ beantragt. Zugleich haben sich AK-Mitglieder 
aus verschiedenen Sektionen zusammengefunden und ein 
Konzept für ein Leibniz-Forschungsnetzwerk „Wissen für 
nachhaltige Entwicklung“ erarbeitet. 

Ferner hat sich die ARL seit vielen Jahren in mehreren 
Leibniz-Forschungsverbünden (LFV) aktiv engagiert. Die-
se werden aktuell neu strukturiert und weiterentwickelt. 
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Die ARL verfügt mit dem Wissenschaftlichen Beirat und 
dem Nutzerbeirat über zwei externe Beratungsgremien. In 
den letzten zwei Ausgaben der Nachrichten der ARL haben 
wir ganz allgemein die Bedeutung der Beiräte für die Ein-
richtungen der Leibniz-Gemeinschaft sowie Funktion und 
Aufgaben beider Beiräte speziell für die ARL erläutert. 

Wichtig war uns aber vor allem, die Persönlichkeiten 
und die in den Beiräten versammelte Expertise vorzustel-
len. 

Und da aller guten Dinge drei sind, geht diese Reihe in 
dieser Ausgabe in die letzte Runde. Wir danken den Beirats-
mitgliedern für ihre Bereitschaft, sich hier vorzustellen.

Wissenschaftlicher Beirat (WB) 

Prof. Dr. Gernot Stöglehner 
studierte Landschaftsplanung, 
Landschaftspflege und Techni-
schen Umweltschutz. Neben sei-
ner Promotion und Habilitation 
an der Universität für Bodenkul-
tur (BOKU) in Wien; absolvierte 
er mehrere Gastlehraufträge in 
Australien und Forschungsauf-
enthalte in Japan. 2011 wurde er 
assoziierter Professor am Insti-
tut für Raumplanung und länd- 

liche Neuordnung. 2016 erfolgte die Berufung zum Univer-
sitätsprofessor für Raumforschung und Raumplanung an 
der BOKU. Gernot Stöglehner leitet dort das Institut für 
Raumplanung, Umweltplanung und Bodenordnung (IRUB). 
Er forscht, publiziert und lehrt zu Nachhaltigkeit, Alterna- 
tivenergien, Umweltplanung und Umweltprüfungen sowie 
zukunftsfähiger Raumplanung. 2019 gab er ein neues Lehr-
buch zu Grundlagen der Raumplanung im Facultas Verlag 
heraus. Er ist seit 2018 Mitglied des Wissenschaftlichen 
Beirates der ARL und unterstützt die Arbeit der Akademie 
vor allem durch seine ausgewiesene fachliche Expertise in 
Fragen der Nachhaltigkeit, Raum- und Umweltplanung.

Prof. Dr. Dipl.-Ing. MA Sven Stremke studierte Land-
schaftsarchitektur an der Fachhochschule Erfurt und ar-
beitete als Landschaftsarchitekt in den USA und Deutsch-
land, bevor er seinen Master an der Hochschule Anhalt 
abschloss, um danach als Landschaftsarchitekt in Barcelo-
na und Amsterdam zu arbeiten. Seine Promotion an der 
Wageningen University mit dem Titel „Designing Sustain-

able Energy Landscapes: Con-
cepts, Principles and Proce-
dures“ widmete sich nachhal- 
tigen Energielandschaften. Aktu-
ell ist er Associate Professor für 
Landschaftsarchitektur an der 
Wageningen University (WUR) 
und Professor für Landschafts-
architektur an der Amsterdam 
Academy of Architecture/Uni-
versity of the Arts (AHK). Seine 

Forschung konzentriert sich auf nachhaltige Landschaften 
unter besonderer Berücksichtigung der Energiewende. 
2017 initiierte er die WUR Energieallianz – eine Plattform 
für derzeit 50 Forscher/innen und Lehrende, die sich mit 
aktuellen Fragen der Energiewende befassen – und 2019 
das Solar Research Program für nationale und internationale 
Kooperationen zum Thema „Solarlandschaften“. Sven 
Stremke ist seit 2020 Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat 
der ARL und wird vor allem seine internationale Perspekti-
ve sowie seine energie- und klimapolitische Expertise ein-
bringen. Die ARL freut sich auf die Zusammenarbeit.

Dr. sc. techn. Silvia Tobias stu-
dierte Kulturtechnik und Geodä-
sie an der ETH Zürich und pro-
movierte dort im Bereich Inge- 
nieurbiologie. Seit 2001 ist sie 
Forschungsprogrammleiterin an 
der Schweizer Eidgenössischen 
Forschungsanstalt für Wald, 
Schnee und Landschaft (WSL) 
in Birmensdorf und leitet das 
Zentrum Landschaft WSL. Zu ih-

ren aktuellen Forschungsschwerpunkten zählen Raument-
wicklung und die Auswirkungen der Landnutzung auf 
Ökosystemleistungen. Wichtig ist Silvia Tobias der Wis- 
senstransfer zwischen Wissenschaft und Praxis. Sie forscht 
inter- und transdisziplinär und arbeitet in ihren Fallstudien 
eng mit lokalen Akteuren zusammen. Darüber hinaus ist sie 
Expertin für Bodenschutz. Sie lehrt an der ETH Zürich, der 
Universität Zürich und der Zürcher Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften. Silvia Tobias ist seit 2020 Mitglied 
im Wissenschaftlichen Beirat der ARL. Dort bringt sie ihr 
fachliches Profil und insbesondere ihre Erfahrungen in der 
inter- und transdisziplinären Forschung sowie im Bereich 
Wissenstransfer aktiv ein. Die ARL freut sich auf die Zusam-
menarbeit.

Ein Blick hinter die Kulissen 
Vorstellung der Beiräte der ARL (Teil 3)
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Prof. Dr. Max Welch Guerra, Po-
litikwissenschaftler und Raum-
forscher, ist seit 2003 Professor 
für Raumplanung und Raumfor-
schung an der Fakultät Architek-
tur und Urbanistik der Bau-
haus-Universität Weimar. Dort 
leitet er die deutschsprachigen 
Urbanistik-Studiengänge und ist 
Direktor des Bauhaus-Instituts 
für Geschichte und Theorie der 

Architektur und Planung. Max Welch Guerra hat in ver-
schiedenen Ländern – etwa in Frankreich, Argentinien, Bra-
silien, Chile und Peru – gelehrt und geforscht. Die Landes-
entwicklung Thüringens steht auf der einen Seite seiner 
Forschung, auf der anderen die Planungsgeschichte Euro-
pas im 20. Jahrhundert, insbesondere in Zeiten von Dikta-
turen. Seit 2016 ist er zudem der Direktor des Programms 
European Joint Doctorate urbanHIST – History of Europe-
an Urbanism in the 20th Century. Als Mitglied des Wissen-
schaftlichen Beirates der ARL bringt Max Welch Guerra seit 
2018 eine stark gesellschaftswissenschaftlich und interna-
tional geprägte Perspektive ein, mit der er die räumliche 
Entwicklung sowie die Institutionen mit steuernden oder 
beratenden Funktionen kritisch und umsetzungsorientiert 
verfolgt.

Nutzerbeirat (NB)
Die ARL zählt zu den wenigen Leibniz-Einrichtungen, die 
neben dem Wissenschaftlichen Beirat auch über einen 
Nutzerbeirat verfügen. Der Nutzerbeirat ist für die ARL als 
inter- und transdisziplinär arbeitende Einrichtung mit dem 
zentralen Ziel, den Wissensaustausch zwischen Forschung 
und Praxis sowie Politik und Verwaltung zu stärken und die 
Arbeitsergebnisse auch für die interessierte Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen, von besonderer Bedeutung. Der 
Nutzerbeirat berät und bewertet die Arbeit der ARL aus der 
Sicht verschiedener Nutzer/innen.

Wir freuen uns sehr, im Folgenden weitere Mitglieder 
des Nutzerbeirates vorzustellen.

Dr.-Ing. Alexandra Renz hat 
Geodäsie studiert und ein Ver-
messungsreferendariat absol-
viert, bevor sie an der Rheini-
schen Friedrich-Wilhelms-Uni- 
versität Bonn promovierte. 
Nachfolgend war sie als Referen-
tin im Dezernat „Regionalpla-
nung“ der Bezirksregierung Köln 
tätig. 2011 wechselte sie als Re-
ferentin für die Bereiche „Lan-

desentwicklungsplan, Europäische Raumordnung, Frei-
raum“ in die nordrhein-westfälische Staatskanzlei. 2013 
übernahm sie dort die Referatsleitung für die Bereiche 
„Landesentwicklung, Braun- und Steinkohleplanung, Ener-
giestandorte, Rohstoffsicherung“ und war Mitglied der 
Projektgruppe „Energiewende“. Im Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes 

Nordrhein-Westfalen (MWIDE) leitete sie dann bis 2018 
das Referat „Landesentwicklung, Flächenvorsorge für 
Energiewende und Rohstoffe“. Aktuell ist sie leitende Mi-
nisterialrätin im MWIDE und hat dort die Gruppenleitung 
„Raumordnung und Landesplanung“ inne. Alexandra Renz 
repräsentierte das Land NRW von 2016 bis 2018 im Nut-
zerbeirat und unterstützte die Arbeit der ARL aus Sicht der 
Landes- und Regionalplanung. 2019 wurde sie von der Mi-
nisterkonferenz für Raumordnung (MKRO) erneut ent- 
sandt. Die ARL freut sich sehr, die Zusammenarbeit fort- 
setzen zu können.

Dipl.-Geogr. Christian Schildbach, 
Regierungsdirektor im Bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie, 
Abteilung Landesentwicklung, ist 
stellvertretender Leiter des Refe-
rats „Allgemeine Angelegenheiten, 
Raumbeobachtung“, seit 2014 Mit-
glied des Nutzerbeirats der ARL 
und seit 2019 Vertreter der Minis-

terkonferenz für Raumordnung (MKRO). Christian Schild-
bach studierte an der Universität Augsburg Wirtschafts- 
und Sozialgeographie und war beruflich bereits in 
verschiedenen Staatsministerien Bayerns tätig. Im Bayeri-
schen Wirtschaftsministerium ist er insbesondere für An-
gelegenheiten der MKRO, für Themen der europäischen 
Raumentwicklung sowie für landesentwicklungspolitische 
Fragen zum Themenbereich „Ländlicher Raum“ zuständig. 
Er war zwischen 2009 und 2013 Geschäftsführer des 
Staatssekretärausschusses „Ländlicher Raum in Bayern“. 
Im Vordergrund standen dabei umfassende Koordinie-
rungs- und Querschnittsaufgaben mit einem breiten fach- 
lichen Themenspektrum. Für die ARL ist die Kompetenz 
und Erfahrung von Christian Schildbach auf den Ebenen 
der Landesentwicklung und Bundesraumordnung, insbe-
sondere im Themenbereich „Ländlicher Raum“, von gro-
ßem Interesse und Nutzen.

PD Dr. Thomas Streifeneder lei-
tet seit 2009 das Institut für Re-
gionalentwicklung von Eurac Re-
search in Bolzano/Bozen, Italien. 
Nach dem Studium der Wirt-
schaftsgeographie an der Lud-
wig-Maximil ians-Universität 
München (LMU) promovierte 
und habilitierte er am Departe-
ment für Geographie der LMU. 
In seiner Forschung beschäftigt 

er sich aus verschiedenen Perspektiven mit agrarischen 
und sozioökonomischen Transformationsprozessen im 
ländlichen Raum, insbesondere in Berggebieten. 2018 ver-
anstaltete er den ersten Weltkongress zum Agrotourismus. 
Thomas Streifeneder beschäftigen innovative soziale und 
ökologische Initiativen, die andere zum Umdenken inspirie-
ren. Darüber hinaus gilt sein besonderes Interesse der Lite-
raturgeographie und den Spatial Literary Studies. Hier inte-
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ressiert ihn, wie die ländlichen Lebens- und Wirtschafts- 
weisen in der Prosa dargestellt werden, wie genau diese in 
der Prosa wahrgenommen und welche Aussagen damit ge-
macht werden. Er lehrte an der Universität Trient und war 
für internationale Forschungsarbeiten in Aberdeen/Schott-
land und in Lillehammer/Norwegen. Thomas Streifeneder 
wurde 2019 in den Nutzerbeirat der ARL berufen und be-
reichert diesen durch seine wissenschaftliche sowie praxis-
orientierte Perspektive auf Planung und Raumentwicklung 
im europäischen Kontext.

Dr. Nora Vogt, Oberregierungs-
rätin, ist im Bundesministerium 
für Bildung und Forschung 
(BMBF) in der Abteilung „Inter-
nationale Zusammenarbeit in Bil-
dung und Forschung“ tätig. Sie 
hat in Dresden, Bordeaux und 
Göttingen Internationale Bezie-
hungen und VWL studiert und 
wurde an der Georg-August- 
Universität in Göttingen zu um-
weltökonomischen Mechanis-

men zum Erhalt von Biodiversität promoviert. Ihre Disser-
tation wurde mit dem Florenz-Sartorius-Preis ausge- 
zeichnet. Von 2014 bis 2015 hatte sie die Leitung des wis-
senschaftlichen Referats „Wirtschaft, Technik, Infrastruk-
tur“ in der ARL-Geschäftsstelle inne. Seit 2016 arbeitet 
Nora Vogt als Referentin im BMBF, zunächst mit dem 
Schwerpunkt auf der Entwicklung neuer Instrumente und 
Programme zur Förderung des Ideen-, Wissens- und Tech-
nologietransfers. In ihrer jetzigen Position arbeitet Nora 
Vogt an Grundsatzfragen und Rahmenbedingungen der in-
ternationalen und europäischen Bildungs- und Forschungs-
zusammenarbeit und vertritt des BMBF u. a. als Delegierte 
in der OECD. Nora Vogt wurde 2019 in den Nutzerbeirat 
berufen. Sie unterstützt und berät die Arbeit der ARL aus 
Sicht der Hochschul- und Wissenschaftspolitik und bringt 
ihre fachliche Expertise zu ARL-Themen, Internationalisie-
rung und Transfer ein.

Dr. Matthias Wohltmann ist seit 
2015 Mitglied des Nutzerbeira-
tes. Der studierte Volkswirt ist 
seit 1997 für den Deutschen 
Landkreistag tätig und leitet dort 
als Beigeordneter das Dezernat 
„Öffentliche Finanzen, Daseins-
vorsorge und Ländlicher Raum“. 
Zu seinen fachlichen Schwer-
punkten zählen öffentliche Fi-
nanzen, Sparkassen, Kommunal-
wirtschaft, öffentlicher Verkehr, 

Daseinsvorsorge, Struktur- und Förderpolitik und Statistik. 
Zusammen mit dem Geschäftsführenden Präsidialmitglied 
des Deutschen Landkreistages Prof. Dr. Hans-Günter Hen-
neke ist er seit 1998 Autor des jährlich erscheinenden Kom-
munalfinanzberichts. Er wirkte in der Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ in den Facharbeitsgruppen 

„Altschulden“, „Wirtschaft und Innovation“, „Raumord-
nung und Statistik“ sowie „Technische Infrastruktur“ mit 
und war u. a. Mitglied in der Kommission zur Reform der 
Gemeindefinanzen, der Kommission zur Neuordnung der 
Gemeindefinanzierung sowie im Unterausschuss „Reform 
des Gemeindehaushaltsrechts“ der Innenministerkonfe-
renz, der die Doppik-Umstellung in den Kommunalhaushal-
ten vorbereitete. Seit 1997 ist Matthias Wohltmann ständi-
ges Mitglied im Unterausschuss „Kommunale Wirtschaft 
und Finanzen“ der Innenministerkonferenz. Seit Beginn der 
vergangenen Legislaturperiode ist er Mitglied des Beirats 
für Raumentwicklung beim Bundesministerium des Innen-
ren, für Bau und Heimat (BMI). 

Dr. Sabine Zillmer ist Volkswirtin 
und hat an den Universitäten 
Göttingen und Flinders in Adelai-
de, Australien, studiert und an 
der Humboldt-Universität zu 
Berlin im Fach Agrarwissen-
schaften promoviert. Sie war 
Mitbegründerin und ist aktuell 
Direktorin der in Berlin ansässi-
gen Spatial Foresight Germany 
GmbH und ist darüber hinaus als 
Senior Consultant der Spatial 

Foresight GmbH in Luxemburg tätig. Spatial Foresight ist 
ein privatwirtschaftliches Beratungsunternehmen und ein 
unabhängiger Think-Tank im Bereich der europäischen 
Raumentwicklungs- und Regionalpolitik sowie -forschung. 
Zuvor hat Sabine Zillmer langjährig als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin im Leibniz-Institut für Regionalentwicklung 
und Strukturplanung e. V. – heute Leibniz-Institut für Raum-
bezogene Sozialforschung (IRS) – in Erkner gearbeitet. Als 
Lehrbeauftragte hat sie an der Fachhochschule Neubran-
denburg sowie den Universitäten Cottbus und Potsdam ge-
lehrt. Zu ihren Forschungs- und Arbeitsschwerpunkten ge-
hören die Analyse regionaler und territorialer Politiken 
sowie sozioökonomischer Trends und ihre räumlichen Aus-
wirkungen auf unterschiedlichen Ebenen. Sabine Zillmer ist 
seit 2019 Mitglied des Nutzerbeirates der ARL. Sie unter-
stützt die Arbeit der Akademie durch ihre internationale 
Perspektive und bringt ihre Erfahrung zu grenzüberschrei-
tender, europäischer Raumentwicklung aus deutscher 
Sicht sowie ihre umfangreiche Expertise mit angewandter 
Forschung und Politikberatung aktiv ein.



70 au s d er AR  L � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er AR  L

Die Abnahme der Leitfunktion des Handels verändert aktu-
ell die Funktionsmischung vieler Orts- und Stadtteilzentren 
– die Chancen, neue Einzelhandelsgeschäfte als Folgenut-
zungen für Leerstände zu finden, nehmen ab. Daraus resul-
tiert die Notwendigkeit einer Transformationsstrategie, die 
funktionierende urbane Kerne mit einer lebendigen multi-
funktionalen Nutzungsmischung und einer hohen Aufent-
haltsqualität in den Mittelpunkt stellt. Angesichts der Her-
ausforderungen müssen alle Akteursgruppen an der 
Strategieentwicklung beteiligt werden – von den politisch- 
administrativen Akteuren in Städten und Gemeinden, Krei-
sen, Ländern und im Bund bis zu den privaten Eigentü-
merinnen und Eigentümern, Gewerbetreibenden sowie 
den gesellschaftlichen Akteuren einschließlich der Kund-
schaft und der im Zentrum Wohnenden.

Dies ist eine zentrale Handlungsempfehlung der 
Ad-hoc-Arbeitsgruppe „Zukunft der (Stadt-)Zentren ohne 
Handel? Neue Impulse und Nutzungen für Zentren mit Zu-
kunft“ der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Bremen/
Hamburg/Niedersachsen/Schleswig-Holstein der ARL. Die 
Ergebnisse der LAG wurden als Positionspapier veröffent-
licht.

Anlass für die Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu diesem The-
ma sind die funktionalen und städtebaulichen Veränderun-
gen in den Zentren, die wesentlich durch sich wandelnde 
nachfrage- und angebotsseitige Trends im Innenstadt- 
handel verursacht sind. Viele Läden stehen leer, das Ange-
bot wird weniger vielfältig, Immobilien verlieren an Wert 
und die Ortsbilder verändern sich – mit negativen Effekten 
für die Nutzungen im Umfeld und die städtebauliche Quali-
tät. Diese Trends betreffen sowohl Klein- und Mittelstädte 
als auch Stadtteilzentren der Großstädte. Eine voraus-
schauende und mutige Zentrenentwicklung wird daher in 
den nächsten Jahren immer wichtiger. Dabei zeichnet sich 
ab, dass der Einzelhandel zukünftig weiterhin eine von vie-
len Funktionen in den Zentren darstellen wird – den Status 
der Leitfunktion aber nach und nach einbüßt.

Was kommt, wenn der Handel geht? 
Ein Schwerpunkt der Transformation der Zentren in „urba-
ne Marktplätze“ mit mehr Frequenz muss – neben innovati-
ven Handelsnutzungen – auf der strategischen Ansiedlung 
ergänzender Nutzungen neben dem Handel liegen: öffent-
liche Einrichtungen wie Kitas, Gastronomie, Freizeit- und 
Gesundheitseinrichtungen, Coworking-Spaces, Handwerk 
und urbanes Kleingewerbe. Auch das Wohnen in zentralen 
Lagen gewinnt an Bedeutung. Die Kommunen müssen hier-
für mit den Akteuren vor Ort ein Zukunftsbild für ihr Zent-
rum entwerfen, das Handlungsleitlinien vorgibt und Zu-
ständigkeiten definiert. Die öffentlichen Räume in den 
Zentren gewinnen gleichzeitig an Bedeutung und können 
als „gute Stube“ Mehrwerte generieren, indem sie quali-
tätsvolle und auch konsumunabhängige Angebote für ihre 
„Gäste“ zur Verfügung stellen. Im Zusammenspiel mit neu-
en Nutzungen können die Kommunen so Stadträume mit 
attraktiven Aufenthalts-, Kommunikations- und Erlebnis-
welten entstehen lassen.

Wer nutzt zukünftig die Zentren? 
Es müssen verschiedene Zielgruppen berücksichtigt wer-
den, an deren Bedürfnissen sich die Neuausrichtung der 
Ortsmitten orientieren muss – um die Identifikation dieser 
Gruppen mit „ihrem“ Zentrum zu erhöhen und sowohl Fre-
quenz als auch Kaufkraft in die zentralen Bereiche zurück-
zuholen.

Zukunft der (Stadt-)Zentren 
ohne Handel? 
Neue Impulse und Nutzungen für Zentren mit Zukunft

Abb. 1: Einflussfaktoren der Zentrentransformation 
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Von der Strategie zur Umsetzung
Soweit der strategische Rahmen – aber wie lässt sich die 
Transformation umsetzen? Hierfür ist ein Bewusstseins-
wandel notwendig, indem die Zentrenentwicklung zukünf-
tig als eine kommunale Kernaufgabe begriffen wird. Der 
Impuls muss somit aus dem Rathaus kommen. Gleichzeitig 
sind geeignete Anreize (Verfahren und Instrumente) anzu-
bieten, um die privaten und gesellschaftlichen Akteure zu 
motivieren bzw. deren Initiativen zu unterstützen. Denn die 
Gestaltung der Transformation braucht eine aktive Stadt-
gesellschaft: Menschen, die etwas bewegen wollen sowie 
kreative „Stadtmacher/innen“, die mutig über Altbekanntes 
hinausdenken, um auf den ersten Blick visionär anmutende 
Ideen in umsetzbare Einzelprojekte zu zerlegen und so 
sichtbare Erfolge zu erzielen. Wichtig ist überdies eine zen-
trale Anlaufstelle in der Verwaltung, die weiterhilft und ver-
waltungsintern koordiniert.

Dabei sind die stadt- und immobilienökonomischen 
Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. In vielen Zentren 
sinken die Mieten, polarisieren sich die Lagen und verkür-
zen sich die 1-a-Lagen. Aufgabe eines „Businessplans“ für 
das Zentrum ist es, frequenzstarke neue Nutzungen (Fre-
quenzanker) in geeigneten Immobilien an den „richtigen“, 
d. h. frequenzbringenden Standorten anzusiedeln, um im 
Zusammenspiel einen attraktiven Lauf zu generieren. Eine 
neue Multifunktionalität bezüglich Nutzungen und Ziel-
gruppen erfordert neue privatwirtschaftliche und kommu-
nale Geschäftsmodelle, die stärker das Gemeinwohl bei 
Mieten und Renditen beachten. Dabei werden die Erdge-
schossflächen ohne Handel nicht mehr überwiegend die 
höchste Rendite generieren und zudem einem Nutzungs-
wandel im Zeitverlauf unterliegen, während die Oberge-
schosse mit Wohnungen, Dienstleistungen und Praxen 
eher stabilisierend auf die Mieteinnahmen wirken dürften.

Neben den vorhandenen, überwiegend formellen In-
strumenten sind daher durch die Träger der Planung ver-
stärkt informelle, flexible und schnell umsetzbare Instru-
mente einzuführen, mit denen tragfähige Zukunftsbilder 
für die Zentren in neuen Nutzerallianzen umgesetzt werden 
können. Entscheidend sind dabei niedrigschwellige Instru-
mente, die Eigentümer/innen zur Anpassung ihrer Ge-
schäftsflächen bewegen (von Gesprächen bis zu finanziel-
len Anreizen, auch durch nicht rückzahlbare Zuschüsse) 

und die Miet-/Renditedifferenzen zwischen Handelsnut-
zung und neuer Nutzung überwinden.

Die erfolgreiche Gestaltung dieser Transformations-
maßnahmen erfordert Aushandlungsprozesse zwischen öf-
fentlichen und privaten Akteuren. Diese haben eine ge-
meinsame Verantwortung für vitale Zentren – für Nut- 
zungsmix, Stadtbild und öffentlichen Raum. Daher sind 
Nutzerallianzen in Form von Standortgemeinschaften, Bu-
siness Improvement Districts oder Genossenschaften zu 
finden, die neben individuellen „Immobilienrenditen“ die 
für die Transformation notwendige „Zentrumsrendite“ er-
wirtschaften.

Was kommt, wenn Corona geht?
Das Positionspapier wurde vor der Corona-Pandemie re-
daktionell abgeschlossen. 

Aus aktuellem Anlass enthält das Positionspapier des-
halb den Epilog „Was kommt, wenn Corona geht?“. Der 
Lockdown hat insbesondere Handel und Gastronomie in 
den Zentren getroffen – mit negativen, aber möglicherwei-
se auch mit positiven Folgen. Denn die Konsequenzen der 
oben genannten Trends im Handel wurden während des 
Lockdowns stärker wahrgenommen, da die Fußgängerzo-
ne leer und das Lieblingsgeschäft um die Ecke geschlossen 
war. Führt dies zu noch stärkerem Online-Handel oder 
könnte die aktuelle Krise auch zu mehr Wertschätzung für 
den lokalen Geschäftsbesatz, zu bewussteren Einkaufs-
gewohnheiten, stärkeren Online-Aktivitäten auch kleiner 
Geschäfte, einem aktiveren Besatzmanagement seitens der 
Kommunen und moderateren Mietsteigerungen führen? 
Zentrenrelevant waren viele Geschäfte schon immer, zu-
mindest für die Stadtplanung. Vielleicht werden diese jetzt 
systemrelevant – für Kommunen, Konsumentinnen und 
Konsumenten. 

Die möglichen Wirkungen des Coronavirus unter-
streichen, dass die zentralen Handlungsempfehlungen ge-
rade jetzt noch wichtiger werden.

K l au s Me  n s i n g 
Leiter der Ad-hoc-AG „Zukunft der (Stadt-)Zentren ohne Handel? 
Neue Impulse und Nutzungen für Zentren mit Zukunft“
Tel. +49 40 30068478-1 
mensing@convent-mensing.de

Abb. 2: Fokus Immobilie –  
zukünftige Geschossnutzungen

Q
ue

lle
: K

la
us

 M
en

si
ng



72 au s d er AR  L � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er AR  L

Abb. 1: Media Markt im Hauptbahnhof in Berlin
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Der Bedeutungsverlust der Leitfunktion „Handel“ in den 
Innenstädten und Zentren erfordert umfassende Transfor-
mationsstrategien (ARL 2020; Stumpf 2019). Gleichzeitig 
gilt es, die grundlegende Bedeutung der Innenstädte als 
Handelsstandorte zu erkennen und zu sichern (BFW 2019: 
20 f.; GfK 2015: 6). Als verbindendes Element dieser bei-
den Entwicklungsrichtungen bringt der zunehmende Ein-
satz digitaler Technologien im stationären Einzelhandel 
neue Impulse, die sich auch als neue Betriebsformen aus-
wirken.

In Innenstädten und zentralen Lagen, Wohngebiets-
zentren, aber auch an peripheren, ländlich geprägten 
Standorten sind zunehmend drei Betriebsformen im statio-
nären Handel anzutreffen, die maßgeblich von der Digitali-
sierung geprägt sind: Kleinflächenformate, smarte Ge-
schäfte ohne Verkaufspersonal sowie ursprüngliche Online 

Pure Player, die ergänzend stationäre Geschäfte eröffnen. 
Eine besondere Vielfalt hinsichtlich der Varianz und der 
Standortpräferenzen ist bei kleinformatigen Geschäften zu 
erkennen – eine Betriebsform, die sich seit etwa zehn Jah-
ren zunehmend in der stationären Handelslandschaft ver-
breitet und dabei nahezu alle Branchen abdeckt.

Kleinflächenkonzepte als neue Betriebsform 
in Innenstädten und Zentren
Treiber dieser Formatentwicklung bzw. Veränderung vor-
handener Standorte sind die stärkere Ausrichtung auf aus-
gewählte Kundengruppen und deren spezifische Bedarfe. 
Zu diesen zählen u. a. die zunehmende Urbanisierung und 
der Trend zum Wohnen in der Innenstadt, die demografi-
sche Entwicklung und Verkleinerung der Haushaltsgrößen, 
gewachsene Ansprüche an Frische und sofortige Verzehr-

Chancen der Digitalisierung 
für den stationären  
Einzelhandel
Kleinflächenkonzepte in Innenstädten und ländlichen Räumen
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fertigkeit sowie der Wunsch nach einem Einkauf ohne Auto 
(Lach 2019: 20 ff.; ZHH 2018: 4). Generell können fünf 
Typen von Kleinflächenkonzepten beschrieben werden, die 
zugleich unterschiedliche Zielgruppen ansprechen und 
dementsprechend differenzierte Lageanforderungen auf-
weisen. 

Kleinflächenformate im Lebensmitteleinzelhandel sind 
überwiegend in den Groß- und Mittelstädten in zentralen 
Lagen anzutreffen. Dabei übernehmen die kleinen Geschäf-
te je nach strategischer Ausrichtung die Funktion von Nah-
versorgungsmärkten oder Convenience Stores. Gemein-
sam ist diesen Kleinflächenformaten, dass sie vor allem auf 
Zielgruppen ausgerichtet sind, die einen schnellen und zen-
tralen Einkauf bevorzugen. Die fußläufige Erreichbarkeit 
und hohe Passantenfrequenz spielt dabei eine wichtige Rol-
le. Bei den Geschäften mit Ausrichtung auf die Nahversor-
gung handelt es sich um kleinere Ausführungen sonst groß-
flächiger Betriebstypen, die mit einem angepassten 
Sortiment ausgestattet und in direkter Nähe zu Wohnquar-
tieren eröffnet werden (bspw. Lidl, Aldi Süd, Edeka, Net-
to). Noch stärker auf hochfrequentierte, zentrale Lagen 
sind Convenience Stores ausgerichtet (z. B. Rewe to go). 
Geschäfte dieses Typus sind in Bezug auf die Verkaufs- 
flächen kleiner und im Aufbau, in der Architektur und Pro-
duktauswahl weniger stark an die Ursprungsläden ange-
lehnt. Es dominieren Produkte zum direkten Verzehr 
(Heiermann 2019; Lach 2019). 

Kleinflächenformate als Ableger von Fachmärkten wer-
den branchenübergreifend erprobt (z.  B. Bauhaus, Obi, 
Dänisches Bettenlager, Takko, Smyths). Im Gegensatz zu 
den Formaten im Lebensmitteleinzelhandel weisen die An-
sätze der Fachmärkte eine Verknüpfung zum eigenen On-
line-Handel auf. In den stationären Geschäften stehen das 
Einkaufsambiente, die Warenpräsentation sowie die per-
sönliche Beratung im Vordergrund. Die Reduzierung der 
vor Ort verfügbaren Produkte, als Folge der kleineren Ver-
kaufsfläche, wird durch eine Kopplung an digitale Angebote 
direkt im Geschäft ausgeglichen (u. a. Click&Collect, Filial-
lieferung, stationäre Retoure). Die kleinformatigen Fach-
märkte siedeln sich bevorzugt in Innenstadtlagen und 
Shopping-Centern in Groß- und Mittelstädten an. 

Eine Zuspitzung des Kleinflächenformates im Fach-
handel stellen Connect Stores dar. Diese verstehen sich 
noch wirksamer als stationäre Anlauf- und Schnittstelle 
zum Online-Shop in Hochfrequenzlagen (Bahnhöfe, 
1-a-Lage Fußgängerzone und Shopping-Center). Darüber 
hinaus dienen diese Kleinstläden häufig als Logistik-Hub 
(z. B. Decathlon Connect). Der Kunde kann die gewünsch-
ten Produkte vor Ort online bestellen und aus den umlie-
genden Geschäften direkt in die Kleinfiliale liefern lassen. 
Im Connect Store selbst werden nur wenige Artikel für eine 
breite Zielgruppe angeboten, hier steht der Service im Vor-
dergrund (von Schwanenflug 2018: 11). 

Abb. 2: Decathlon Connect im Hauptbahnhof Berlin
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Den fünften Typ von Kleinflächenkonzepten bilden 
ebenfalls im Fachmarktbereich jene Geschäfte, die auf die 
Nahversorgungsfunktion in dezentralen, ländlichen La-
gen ausgerichtet sind. Beispiele dafür finden sich in der 
Branche „Heimwerken und Garten“. Während einige Bau-
marktanbieter ihre Portfolios mit großflächigen Geschäf-
ten in Stadtrandlagen um innenstadtnahe kleinflächige 
Fachmärkte ergänzen, gibt es auch Anbieter, die ihre Ex-
pansion gezielt in den ländlichen Raum verlegen. In diesen 
Kompaktmärkten werden mit direkter Anbindung an die 
Kanäle des unternehmenseigenen Online-Handels Produk-
te für Heimwerker/innen und Gärtner/innen angeboten. 
Darüber hinaus stellen sich die Märkte in der Produktaus-
wahl vielfältiger auf, indem ergänzend auch Produkte aus 
den Bereichen „Lebensmittel“ und „Drogerie“ angeboten 
werden (Mau 2018: 21). Als Expansionsgebiet kommen 
auch Kleinstädte infrage, was insbesondere auf die Versor-
gung im ländlichen Raum abzielt (Mau 2018: 20; von 
Schwanenflug 2016: 12).

Konzept für zentrale Lagen und den 
ländlichen Raum
Im Vergleich der fünf Typen können hinsichtlich der 
räumlichen Verteilung zwei wesentliche Bewegungsrich-
tungen erkannt werden. Unternehmen mit bislang großfor-
matigen Geschäften an verkehrsgünstigen Stadtrandlagen 
nutzen Kleinflächenkonzepte, um auch in zentralen, inner-
städtischen Lagen zu expandieren. Die Kleinflächenkonzep-
te in innerstädtischen Lagen erzeugen dabei in der Regel 
keine eigene Kundenfrequenz, sondern nutzen vorhandene 
bzw. unterstützen diese. Eine gegensätzliche Bewegungs-

richtung unternehmen jene bislang großformatigen Ge-
schäfte in den Stadtrandlagen, die in der Expansion im länd-
lichen Raum und damit vor allem in der Nahversorgung 
noch Wachstumspotenziale sehen. 

Gemeinsam ist den Ansätzen, dass die vermeintlichen 
Nachteile der kleineren Formate durch die Verkaufskanal-
kopplung von stationärem und Online-Handel und ergän-
zenden Services ausgeglichen werden. So werden auch 
jene Standorte erschlossen, die bislang für ausgewählte 
Branchen und Formate nicht attraktiv waren (ländliche Re-
gionen, Klein- und Mittelstädte sowie Kleinflächen in inner-
städtischen Lagen). Dennoch wird deutlich, dass auch die-
se digital geprägten Formate mehrheitlich die hoch- 
frequentierten Lagen in den Großstädten bevorzugen. Die 
kleinflächigen Formate beschreiben sich diesbezüglich 
selbst als „Frequenzfolger“. Die aktuellen Entwicklungen im 
stationären Einzelhandel zeigen jedoch auch in den Innen-
städten der Großstädte massive Umbrüche im Handelsbe-
satz und in dessen Folge Frequenzverluste (HDE 2020: 7). 
Der Wandel in zentralen Einzelhandelslagen wird sich auch 
künftig unter den Vorzeichen weiterer Ladenschließungen 
fortsetzen (Rinke 2020; Zacharakis 2020). Für die be-
schriebenen Kleinflächenformate wird es ferner verstärkt 
darum gehen, selbst als Frequenzanker zu wirken, um die 
Standorte zu halten und darüber hinaus Angebote vorzu-
halten, die im Sinne einer funktionalen Mischung der Innen-
städte und Zentren auch mehr anbieten als „nur Einkauf“. 
Die Einschränkungen durch den Lockdown infolge der Co-
rona-Krise haben gezeigt, dass die Digitalisierung im Einzel-
handel noch großes Potenzial für neue Angebote und Ser-
vices bereithält. 

Abb. 3: Räumliche Standortverteilung von Kleinflächenkonzepten
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Die Autorin beschäftigt sich im Rahmen ihrer Promotion 
mit den räumlichen Auswirkungen der Digitalisierung im 
Einzelhandel.
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Ein neuer Arbeitskreis der ARL stellt sich vor.
Boden als nicht vermehrbare Lebensgrundlage ist 

grundsätzlich zu schützen: Bereits seit den 1980er Jahren 
fordert das Baugesetzbuch mit der Bodenschutzklausel 
den sparsamen Umgang mit Grund und Boden. Hinzuge-
kommen ist in Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung (Die Bundesregierung 2002) die Maßga-
be, die zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen für bauli-
che Nutzungen zu verringern (§  1a Abs.  2 BauGB). Das 
Raumordnungsgesetz bezieht sich in § 2 Abs. 2 Nr. 6 auf 
weitere konkrete Maßnahmen zum Schutz von Boden und 
unbesiedelter Fläche (Freiraum). Beide Gesetzesgrundla-
gen weisen auf grundlegende Strategien zur Reduzierung 
der Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke und gleichzeitig zur Sicherung wertvoller 
Freiraumfunktionen hin. Die Wiedernutzbarmachung von 
brachgefallenen bebauten Flächen, Nachverdichtung und 
andere Maßnahmen der Innenentwicklung sollen es den 
Kommunen ermöglichen, die Schutzgüter Boden und Flä-
che sparsam in Anspruch zu nehmen und Übernutzung, 
Versiegelung und sonstige umweltbelastende Flächeninan-
spruchnahmen zu vermeiden. Gleichzeitig trägt eine geziel-
te Sicherung und Entwicklung der Freiraumstruktur zu ei-
ner nachhaltigen Raumentwicklung bei. Dies gilt nicht nur 
für urbane Räume mit starkem Druck auf dem Wohnungs-
markt. Auch in ländlichen bzw. zentrenfernen Regionen ist 
vielfach eine massive Inanspruchnahme bzw. Nutzungsän-
derung von Freiraum zu verzeichnen: durch flächenintensi-
ve Wohnbebauung und Gewerbegebiete, wie bspw. Eigen-
heime, durch Infrastrukturen (auch der Energiewende) 
und durch die fortschreitende Intensivierung und Speziali-
sierung der Landwirtschaft, bspw. beim Anbau unter Folie.

Freiraumsicherung und -entwicklung ist somit ein 
grundlegendes Thema und wichtiges Ziel, es erfährt große 
Resonanz in Wissenschaft, Planung und Politik (bspw. 
BBSR 2018; ARL 2018; Haßlacher/Pütz/Nischik et al. 2018; 
Behnisch/Kretschmer/Meinel 2018; Siedentop/Egermann 
2009). Große Studien wie „Naturkapital Deutschland – 
TEEB DE“ zu Potenzialen und Leistungen von Natur unter-
streichen die Dringlichkeit des Freiraumschutzes explizit 
für Deutschland, ebenso die Studie des Umweltbundesam-
tes zur Unterstützung der Umsetzung der Nationalen Biodi-
versitätsstrategie (Schütte/Kattau/Koch et al. 2018).

Eine wirksame Umsetzung von Flächen- bzw. Frei-
raumschutzzielen ist unter den gegebenen politischen, 
rechtlichen und planerischen Bedingungen jedoch nach 
wie vor nur schwer möglich. Bundespolitische Flächenspar-
ziele werden seit Jahrzehnten verfehlt. Auch wenn Boden-, 
Flächen- und Freiraumschutz als Nachhaltigkeitsziele in der 
überarbeiteten Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung explizit genannt sowie mit entsprechen-
den Indikatoren hinterlegt sind (Die Bundesregierung 
2018: 39 ff.) und diese durchaus zukunftsweisend disku-
tiert werden, bleibt es bis zur tatsächlichen Sicherung und 
nachhaltigen Entwicklung von Freiraum ein weiter Weg. Ak-
teure der Planungspraxis und mit ihnen zahlreiche weitere 
kommunale und regionale Akteure der Raumentwicklung 
sowie Vertreter/innen der Raum- und Umweltwissenschaf-
ten setzen sich seit Jahren intensiv mit freiraumbezogenen 
Flächen- und Nutzungskonflikten auseinander (vgl. hierzu 
u. a. den ARL-Kongress 2018, die IÖR-Jahrestagung 2018, 
die Bundeskongresse Nachhaltige Stadtentwicklungspolitik 
und die Zukunftsforen ländliche Räume). Auch gesell-
schaftlich spielt das Thema zunehmend eine bedeutende 

Freiraumsicherung  
und -entwicklung  
in der räumlichen Planung
Innovative Ansätze im Kontext einer nachhaltigen Entwicklung  
von Siedlungs- und Verkehrsflächen
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Rolle, dies zeigt bspw. die Sensibilisierung für den Schutz 
von Landschaften über Initiativen wie solidarische Land-
wirtschaft, urban farming oder gemeinschaftliche Unter-
stützungsmodelle (bspw. Bodenfonds). 

Es ist daher ein zentrales Anliegen der Raumwissen-
schaften und der Planungspraxis, Freiraumsicherung und 
-entwicklung in der räumlichen Planung viel stärker zu eta-
blieren als bisher. Die durchaus kontroverse Diskussion um 
das facettenreiche Thema wird in der ARL im Rahmen eines 
neuen Arbeitskreises aufgegriffen und weitergeführt, da 
eine fundierte Aufarbeitung flächenpolitischer Argumenta-
tionsmuster und zielführender Ansätze für konkrete Flä-
chenspar- und Freiraumsicherungsinstrumente bislang 
ausstehen. Die ARL ist in der Planungs- und Wissenschafts-
community als Kompetenzzentrum und bekannte Platt-
form für nachhaltige Raumentwicklung prädestiniert dafür, 
sich dem Thema in transdisziplinärer Herangehensweise zu 
widmen. Spezifische Ansätze für die räumliche Planung und 
Entwicklung und insbesondere für die Raumordnung sollen 
von den Expertinnen und Experten sowohl grundsätzlich 
als auch anhand konkreter Funktionsräume und Akteurs- 
konstellationen diskutiert werden, wobei auch die Wirk-
samkeit der regionalen und kommunalen Landschaftspla-
nung zu betrachten ist (Wende/Walz 2016).

Der Arbeitskreis „Freiraumsicherung und -entwick-
lung in der räumlichen Planung – Innovative Ansätze im 
Kontext einer nachhaltigen Entwicklung von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen“ wird einen Beitrag dazu leisten, das The-
ma in den Fokus der gesellschaftspolitischen Diskussion zu 
rücken und zur Entwicklung integrierter Flächenpolitiken 
beitragen. Die Mitglieder setzen sich u. a. mit den folgenden 
Fragen auseinander: 

>> Wie kann Freiraumsicherung und -entwicklung über for-
melle und informelle Planungsprozesse etabliert wer-
den? 

>> Welche Akteure stehen bei einer künftigen Freiraum- 
sicherung und -entwicklung im Fokus und auf welchen 
Mustern beruhen Flächennutzungsentscheidungen? 

>> Wo muss man über modifizierte oder neue Instrumente 
zur Umsetzung von Freiraumsicherung und -entwick-
lung nachdenken und was sind weiterführende Ansätze? 

Der Arbeitskreis wird von Prof. Dr. Christian Jacoby 
(Universität der Bundeswehr München), Walter Kufeld 
(Regierung von Oberbayern) und apl. Prof. Dr. Hans-Jörg 
Domhardt (TU Kaiserslautern) geleitet. Die Geschäftsfüh-
rung übernimmt Vivien-Ann Kunze (Universität der Bun-
deswehr München).

Folgende weitere Mitglieder wurden berufen: 
>> Michael Bongartz, Regionalverband Ruhr, Essen 
>> Ulrich Dilger, Bereich Stadtentwicklung, Stadtplanungs-
amt Fellbach 

>> Christiane Eberts, Rehwaldt Landschaftsarchitekten, 
Dresden

>> Prof. Dr. Susan Grotefels, Zentralinstitut für Raumpla-

nung an der Universität Münster
>> Andrea Hartz, agl Hartz • Saad • Wendl, Saarbrücken
>> Talke Heidkroß, Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen, Oldenburg

>> Dietrich Kraetzschmer, Planungsgruppe Umwelt, 
Hannover

>> Elisabeth Oechtering, Behörde für Umwelt und Energie, 
Hamburg

>> Dr. Claus Peinemann, Verband Region Rhein-Neckar, 
Mannheim

Der Arbeitskreis wird sich in den kommenden drei 
Jahren intensiv und im Austausch mit weiteren Fachkolle-
ginnen und -kollegen sowie Gremien mit dem komplexen 
Thema auseinandersetzen. Die konstituierende Sitzung ist 
für den Herbst 2020 geplant.
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Zu Beginn der aktuellen Legislaturperiode in Bayern wurde 
der landesplanerische Diskurs mit neuer Dynamik aufge-
nommen, auch begünstigt durch eine stärkere Offenheit 
der Staatsregierung gegenüber den Beratungsaktivitäten 
von Fachverbänden und Akademien. Die Arbeitsgruppe 
„Neue Perspektiven einer zukunftsfähigen Raumordnung in 
Bayern“ (AG NeuRO) der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Bayern der ARL hat in ihrer Arbeit seit 2017 unter 

Leitung von Prof. Dr. Manfred Miosga (Abt. Stadt- und 
Regionalentwicklung, Universität Bayreuth) detaillierte 
Analysen des Wandels der Landesentwicklungspolitik im 
Freistaat durchgeführt sowie Strategien für eine zukunfts-
fähige Weiterentwicklung entworfen, welche nun auf eine 
fruchtbare Debatte zwischen Wissenschaft, Politik und Pla-
nungspraxis treffen.

Neue Perspektiven einer 
nachhaltigen Raumordnung 
in Bayern
Fachtagung und Mitgliederversammlung der LAG Bayern  
am 21. Februar 2020 in Bayreuth

Die Mitglieder der alten und der neuen Lenkungsgruppe der LAG Bayern der ARL (v. l. n. r.): Hubert Job, Constantin Meyer, Sabine Weizenegger, 
Christiane Odewald, Hans-Martin Zademach, Simon Dudek; auf dem Foto abwesend: Andreas Klee, Oliver Weidlich
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Die erste Fachtagung mit Mitgliederversammlung der 
LAG Bayern im Jahr 2020 fand am 21. Februar unter dem 
Titel „Neuorientierung der Raumordnung in Bayern“ in 
den Räumlichkeiten der Regierung von Oberfranken in Bay-
reuth statt. Hier wurden die vorläufigen Ergebnisse der Ar-
beitsgruppe präsentiert und mit den Mitgliedern und Gäs-
ten der LAG Bayern diskutiert. Die Arbeit der AG NeuRO 
fokussiert im Wesentlichen die durch den Wandel der bay-
erischen Landesentwicklungspolitik der letzten zwei Jahr-
zehnte entstandenen Herausforderungen, die durch 
Schlagwörter wie „Verschlankung“, „Deregulierung“ und 
„Kommunalisierung“ sowie die Entkopplung von Raumpla-
nung und Strukturpolitik charakterisiert werden können. 
Die in der Arbeitsgruppe ausgearbeiteten Vorschläge zur 
Neuorientierung der Landesentwicklung orientieren sich 
an dem durch die Enquete-Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse in ganz Bayern“ erarbeiteten Leitprinzip 
der „räumlichen Gerechtigkeit“. 

Neben den einleitenden Analysen sowie einer ab-
schließenden Zusammenfassung von Prof. Dr. Manfred 
Miosga sprachen Christiane Odewald (Regierung von 
Oberfranken) zum Wandel von Leitbildern und Aufgaben 
in der bayerischen Landesentwicklung sowie Prof. Dr. Ralf 
Klein (Universität Würzburg) zur bayerischen Raumstruk-
tur in Verbindung mit einer Analyse des derzeitigen Zentra-
l e - 
Orte-Systems. Stärker konzeptionell orientierte Beiträge 
wurden von Dr. Theophil Weick (Ltd. Planer a. D.) zur Wie-
derentdeckung der Koordinationsfunktion räumlicher Pla-
nung als „strategische“ Planung sowie von Dr. Reinhard 
Paesler (Akad. Direktor i. R.) zur Abgrenzung von Hand-
lungsräumen für Raumordnung und Raumplanung vorge-
tragen. Ergänzt wurden die Ausführungen durch einen Bei-
trag von Simon Dukek und Prof. Dr. Hans-Martin Zademach 
(Katholische Universität Eichstätt) zur Einbeziehung von 
„Sozialen Orten und Infrastrukturen“ bei der Sicherung der 
Daseinsvorsorge durch die bayerische Raumordnung sowie 
durch einen an der Praxis der Regionalplanung orientierten 
Beitrag von Sebastian Büchs (Regierung von Unterfran-
ken), der Ansätze zur Stärkung der Regionalen Planungs-
verbände vorstellte. 

Die hier nur skizzierten AG-Beiträge der LAG können 
dem Policy Paper „Neuorientierung der Raumordnung in 
Bayern“, das in der Reihe „Positionspapiere aus der ARL“ 
erscheinen wird, entnommen werden. Eine ausführliche 
Aufbereitung der Arbeitsergebnisse der LAG Bayern wird 
zudem im Rahmen eines Bandes der „Arbeitsberichte der 
ARL“ publiziert.

Mitgliederversammlung
In der anschließenden Mitgliederversammlung stand vor 
allem die Thematik der Verwaltungsneugliederung Mün-
chens und Oberbayerns im Fokus, die durch den Vorstoß 
des Bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder zum 
„8. Regierungsbezirk München“ Anfang des Jahres 2020 re-
levant wurde. Nach vorheriger Genehmigung durch das 
Präsidium der ARL beschloss die LAG Bayern die Gründung 
einer Ad-hoc-AG unter Leitung von Dr. Jürgen Weber, wel-
che diesen Prozess, für den die Bayerische Staatsregierung 
die Gründung einer Kommission angekündigt hat, mit der 
Erarbeitung fundierter Stellungnahmen aus Sicht der LAG 
Bayern begleiten soll. 

Mit Ende des Berufungszeitraums 2018–2020 stand 
zudem die Neuwahl der Lenkungsgruppe der LAG Bayern 
an. Die bisherige Lenkungsgruppe, bestehend aus Prof. Dr. 
Hubert Job (Leiter), Dr. Sabine Weizenegger (Stellvertr. 
Leiterin), Prof. Dr. Hans-Martin Zademach (Stellvertr. Lei-
ter) und Constantin Meyer (Geschäftsführer), dankte den 
Mitgliedern für die gute Zusammenarbeit. Als Ergebnis der 
Wahl durch die Mitglieder der LAG Bayern besteht die neue 
Lenkungsgruppe nun aus Prof. Dr. Hans-Martin Zademach 
(Leiter), Christiane Odewald (Stellvertr. Leiterin) und Oli-
ver Weidlich (Stellvertr. Leiter). Als neuer Geschäftsführer 
wurde Simon Dudek benannt. Die LAG wird vonseiten der 
ARL-Geschäftsstelle weiterhin von Prof. Dr. Andreas Klee 
betreut. 

S i m o n D u dek 
Geschäftsführer der LAG Bayern und Geschäftsführer der 
AG NeuRO
simon.dudek@ku.de

Co n st a nti n Me  y er
constantin.meyer@uni-wuerzburg.de
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Die mittlerweile fünfte Dortmunder Konferenz Raum- und 
Planungsforschung fand am 17. und 18. Februar 2020 auf 
dem Campus Süd der TU Dortmund statt und bot ein um-
fangreiches, interdisziplinär besetztes Programm.

In insgesamt 36 Sessions diskutierten ca. 350 Teilneh-
mende zu acht übergeordneten Themen – Quartiers- und 
Stadtentwicklung, Raumentwicklung und Raumbeobach-
tung, Planungstheorie, Mobilität und Verkehr, planerischer 
Umgang mit dem Klimawandel, Gesundheit, grüne und 
blaue Infrastrukturen sowie internationale und europä- 
ische Perspektiven der Raumplanung. Fünf Round Tables 
luden außerdem zur gemeinsamen Erarbeitung von innova-
tiven Konzepten ein.

Keynote-Vorträge von Prof. Dr. Tuna Tasan-Kok (Uni-
versität Amsterdam) und Prof. Dr. Martina Löw (TU Ber-
lin) zu den Themen „Rethinking the Role of Urban Planning 
in New State-Market-Citizen Relations“ und „Räume neu 
erfahren“ rückten die Rolle von Planung und Raum im Ge-
flecht von Akteursinteressen in den Fokus. Diversität und 
Vielfalt im Kontext räumlicher Planung, neue Perspektiven 
und eigene Rollen wurden kritisch reflektiert. Planungswis-
senschaftler/innen und Praktiker/innen diskutierten zur Be-
deutung von Ökosystemleistungen und deren Einbezie-
hung in bestehende Planungsansätze, über Klimafolgen- 
analysen in der räumlichen Planung sowie über planungs-
theoretische Perspektivenwechsel. 

Die Konferenz zeigte die Vielfalt an Innovationspoten-
zialen für die Planungsforschung, ermöglichte intensives 
Netzwerken und schärfte den Blick für neue Dynamiken 
und fachliche Fragestellungen.

Im Rahmen einer Student Poster Session, die in Ko-
operation mit der Fachschaft der Fakultät Raumplanung 
der TU Dortmund veranstaltet wurde, präsentierten Stu-
dierende ihre Forschungsergebnisse aus Abschluss- oder 
Projektarbeiten zu den Themenfeldern der Konferenz. Der 
Diskussionscharakter der Poster Session bot neben der 
Vernetzung von ähnlich gelagerten Forschungsinteressen 
und Strategien auch die Möglichkeit zu einem erweiterten 
interdisziplinären Austausch.

Veranstalter der Dortmunder Konferenz Raum- und 
Planungsforschung sind die Fakultät Raumplanung der TU 
Dortmund, die ARL – Akademie für Raumentwicklung in 
der Leibniz-Gemeinschaft und das ILS – Institut für Landes- 
und Stadtentwicklungsforschung. Die Federführung liegt 
bei der TU Dortmund.

Die nächste Dortmunder Konferenz Raum- und Pla-
nungsforschung wird im Frühjahr 2022 stattfinden. 

D r .  B a r b a r a Wa r n er  
Leiterin des Wissenschaftlichen Referates „Ökologie und Landschaft“ 
in der Geschäftsstelle der ARL
Tel. +49 511 34842-22
warner@arl-net.de

Dortmunder Konferenz Raum- 
und Planungsforschung 2020
Räume neu denken – Planung in einer Welt im Wandel

Volles Haus auch in den Pausen: Netzwerken auf der Dortmunder Konferenz
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Transformationsprozesse  
in Stadt und Land
Neue Kohorte des TRUST-/ARL-Promotionskollegs gestartet

Die zweite Kohorte des TRUST-/ARL-Promotionskollegs (v. l. n. r.): Leonie Wiemer, Oliver Schulte, Filip Śnieg, Lydia Heilen, Jule Lietzau, Ole Badelt, 
Nora Mai und Anne Finger 

Im Januar 2020 ist die zweite Kohorte des TRUST-/ARL-Pro-
motionskollegs mit insgesamt acht Promovierenden ge-
startet. Die einzelnen Promotionsvorhaben beschäftigen 
sich aus ingenieur- und sozialwissenschaftlichen sowie na-
turwissenschaftlich-ökologischen Perspektiven mit Trans-
formationsprozessen in Stadt und Land. Promovierende in 
der Geschäftsstelle der ARL sind Anne Finger, Insa Thimm 
und Filip Śnieg. Anne Finger beschäftigt sich mit Mobilität 
als einem wichtigen Aspekt der nachhaltigen Raumentwick-
lung. Dafür untersucht sie räumliche Eigenschaften und 
Zusammenhänge wie auch planerische Rahmenbedingun-
gen mobilitätsstarker Quartiere. Insa Thimm analysiert 
Bürgerenergiegenossenschaften als Akteurinnen des Wan-
dels in der ländlichen regionalen Entwicklung. Filip Śnieg 
forscht vergleichend zu nachhaltiger urbaner Transforma-

tion in postsozialistischen, schrumpfenden Städten. Er 
analysiert verschiedene Planungsprozesse in Polen, 
Deutschland und Tschechien und untersucht, inwiefern 
begrenzte Transformationskapazitäten die räumliche Ent-
wicklung in den Städten beeinflussen. Alle geförderten Pro-
motionen sind in die relevanten theoretischen Diskurse 
eingebettet, nehmen aber zugleich Bezug auf aktuelle pla-
nerisch-politische Handlungsansätze. Die Promovierenden 
in der ARL-Geschäftsstelle werden von den Wissenschaft- 
lichen Referatsleitungen in ihrer Qualifikationsphase be-
gleitet. Zugleich sind die Promovierenden über den wissen-
schaftlichen Austausch und diverse Möglichkeiten, sich in 
die Netzwerkarbeit und in Veranstaltungen oder Publikatio-
nen der ARL einzubringen, aktiv in die Akademiearbeit ein-
gebunden. 
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Die strukturierte Förderung durch das TRUST-/ARL- 
Promotionskolleg unterstützt die Promovierenden wäh-
rend der Erstellung ihrer Doktorarbeiten zudem durch ein 
umfangreiches Rahmenprogramm. Neben Fachveranstal-
tungen zu ausgewählten Themen werden regelmäßige 
Treffen und Kolloquien der Promovierenden mit den be-
treuenden Professorinnen und Professoren aus dem For-
schungszentrum TRUST sowie den beteiligten Disziplinen 
an der Leibniz Universität Hannover durchgeführt. Außer-
dem werden Intensivkurse zu Soft Skills, wie Präsentations-
techniken und Seminare zu disziplinären Methoden, ver-
pflichtend angeboten. Darüber hinaus organisieren die 
Promovierenden im dritten Jahr des Kollegs eigenständig 
eine wissenschaftliche Tagung zu einem selbstentwickelten 
Oberthema mit externen Referierenden, mit dem Ziel, ihre 
eigenen Arbeiten in einem größeren Kontext zu diskutie-
ren.

Um eine exzellenzorientierte, fakultätsübergreifende 
und strukturierte Nachwuchsförderung zu „Transforma- 
tionsprozessen in Stadt und Land“ anbieten zu können, 
haben die ARL – Akademie für Raumentwicklung in der 
Leibniz-Gemeinschaft und das Forschungszentrum TRUST 
2015 ein gemeinsames Promotionskolleg ins Leben geru-
fen. TRUST versammelt sechs Fakultäten und 19 Institute 
der Leibniz Universität Hannover, die gemeinsam am The-
ma „Räumliche Transformation“ arbeiten.

Die inhaltliche Ausgestaltung der Nachwuchsförde-
rung wird vom Vorstand des Kollegs konzipiert und organi-
siert. Zudem wird der Vorstand durch den Beirat des Kol-
legs unterstützt. Dieser dient der Qualitätssicherung, 
Beratung und Weiterentwicklung und ist mit namhaften 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern besetzt, die 
selbst zu Themenfeldern forschen, die im Kolleg bearbeitet 
werden. Die laufende Koordination der Aktivitäten im Pro-
motionskolleg übernimmt die Geschäftsstelle, die von ARL 
und TRUST partnerschaftlich betrieben wird. 

Weitere Informationen zum TRUST-/ARL-Promoti-
onskolleg:
https://www.arl-net.de/de/content/trust-arl-promotions 
kolleg und
https://www.trust.uni-hannover.de/

Geschäftsstelle der ARL:
Le n a Gre   i n ke
greinke@arl-net.de 
Tel. +49 511 34842-34

Geschäftsstelle TRUST:
J e n s I b e n d o rf  
ibendorf@trust.uni-hannover.de 
Tel. +49 511 762-3960

Neben der bereits erhältlichen Print- und E-Book-Version 
wird derzeit eine HTML-Version des Handwörterbuchs als 
frei zugängliche Webseite – u. a. inkl. herunterladbarer Ein-
zelbeiträge – vorbereitet. Bereits vor Veröffentlichung der 
Webseite bieten wir Ihnen jetzt alle 284 Einzelbeiträge 
über den ARL-Shop kostenfrei zum Download an. Die Ein-
zelbeiträge sind dafür in einem alphabetischen Verzeichnis 
strukturiert. Das vierbändige Grundlagen- und Nachschla-
gewerk erläutert alle zentralen Fachbegriffe und aktuellen 
Themen der Raumordnung, Raumplanung und Raument-
wicklung. 

Von A wie Abfallwirtschaft bis Z wie Zwischennutzung 
– wir wünschen viel Spaß beim Recherchieren und Lesen 
der für Sie interessanten Beiträge! 

https://shop.arl-net.de/handwoerterbuch-stadt- 
raumentwicklung.html

Alle Einzelbeiträge des  
Handwörterbuchs der  
Stadt- und Raumentwicklung 
zum kostenfreien Download!
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Postwachstumsgeographien
Raumbezüge diverser und alternativer Ökonomien
Der Band „Postwachstumsgeographien“ untersucht die 
Raumbezüge diverser und alternativer Ökonomien im 
Spannungsfeld von wachstumsorientierten Institutionen 
und multiplen sozialökologischen Krisen. Die Beiträge grei-
fen diesen Ansatz erstmals umfassend auf und eröffnen mit 
konzeptionellen und empirischen Fachbeiträgen aus der 
Geographie und deren Nachbardisziplinen verschiedene 
Perspektiven auf die Möglichkeiten, Forderungen und Kriti-
ken einer sozialökologischen Transformation. Aktuelle Dis-
kussionen zu Postwachstumsökonomien werden aus geo-
graphischer Sicht präzisiert und mit Fallstudien und 
Interviews aus Zivilgesellschaft, Planung und Politik er-
gänzt. 

Die Idee für dieses Buch entstand durch die Zusam-
menarbeit der Herausgebenden und mehrerer Beitragen-
der im Arbeitskreis „Postwachstumsökonomien“ der ARL. 
In diesem Rahmen trafen sich von Mitte 2017 bis Mitte 
2020 ein gutes Dutzend Geographinnen/Geographen, 
Wirtschaftswissenschaftler/innen sowie Raum- und Land-
schaftsplaner/innen aus Deutschland, der Schweiz und Lux-
emburg halbjährlich an wechselnden Orten zu Workshops, 
um das Thema für die Raum- und Planungswissenschaften 
systematisch aufzubereiten.

Das frei herunterladbare E-Book wurde vom Publika-
tionsfonds für Monografien der Leibniz-Gemeinschaft ge-
fördert. Die Print-Version (ISBN 978-3-8376-5180-5) kos-
tet 29,00 € und kann über die Verlagsseite bestellt werden: 
https://www.transcript-verlag.de/978-3-8376-5180-5/
postwachstumsgeographien/

Sammelband  
„Postwachstumsgeographien“ 
erschienen
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Die Ungewissheit im Umgang mit der Covid-19-Pandemie, 
aber auch die daraus hervorgehende unverhoffte Dynamik 
und die Relevanzwirkungen von gemeinwohlorientierten 
Initiativen sowie Ad-hoc-Allianzen im familiären und nach-
barschaftlichen Kontext, wie bspw. Einkaufshilfen oder 
Gartenmitnutzungen, bieten unserer Auffassung nach eine 
besondere Gelegenheit, das Potenzial und die Gestaltbar-
keit von Wohlstandsalternativen gerade jetzt aufzuzeigen. 

Dies ist umso nötiger, als dass sich im Zuge der Wie-
derbelebung der Wirtschaft zeigt, dass die staatlicherseits 
vorgetragenen Lösungsvorschläge zur Überwindung der 
primären (direkt durch das Virus ausgelösten) und sekun-
dären (vor allem wirtschaftlichen und sozialen) Folgen der 
Pandemie weitgehend in marktwirtschaftlichen und wachs-
tumsbasierten Denkweisen verhaftet bleiben.

Substantielle Stimulierungen von postfossilen Mobili-
tätsformen oder alternativen landwirtschaftlichen Produk-
tionsformen sind bedauerlicherweise nicht zu erkennen. 
Und die ohnehin teils zaghaften Ziele des Green Deals der 
EU werden bereits angezweifelt. Im Gegenzug artikulieren 
sich aber verstärkt soziale Bewegungen wie z. B. im Umfeld 
des „Netzwerkes Ökonomischer Wandel“ (NOW), das zu-
kunftsfähige Alternativen zur gegenwärtigen Wirtschafts-
ordnung auslotet.

Vor diesem Hintergrund verfolgt der Beitrag zwei Zie-
le: Zum einen zeigt er die Relevanz postwachstumsorien-
tierter Konzepte und Praktiken im Kontext der durch das 
Virus ausgelösten Krisen auf und stellt damit ein alternati-
ves Deutungsangebot zur Verfügung. Zum anderen nimmt 
er die Krise zum Anlass, um postwachstumsorientierte 
Konzepte und Praktiken auch aus räumlicher Sicht zu aktu-
alisieren und mit Bezug auf die Covid-19-Pandemie zuzu-
spitzen.

Postwachstumskriterien im Kontext von Covid-19
Vertreter/innen der Postwachstumsdebatte stellen Wirt-
schaftswachstum als Leitprinzip menschlichen Zusammen-
lebens infrage und fordern eine reflexive Neuorientierung 
ökonomischer, politischer und sozialer Institutionen, um 
ein zeitlich und räumlich gerechtes, nachhaltiges und wür-
diges (Über-)Leben für alle zu ermöglichen. Das „Post“ vor 

Wachstum bezieht sich dabei nicht darauf, was zu tun wäre, 
wenn die Wirtschaft nicht mehr wächst (Rezession), son-
dern möchte angesichts der vielfach bereits überschritte-
nen sozialen und ökologischen Grenzen einen institutionel-
len Umbau begründen, der die Stabilität sozialökologischer 
Systeme jenseits des kapitalistischen Wachstumsimperati-
ves ermöglicht.

Postwachstumsansätze befassen sich damit, wie so- 
zialökonomische Verhältnisse ausgestaltet sein müssen, 
damit sie eben nicht der Krisenhaftigkeit eines wachstums-
abhängigen Wirtschaftssystems unterliegen. Hier lassen 
sich Alternativen beobachten und diskutieren, die über 
marktfokussierte Lösungsansätze hinausweisen und eman-
zipatorische Praxen in den Vordergrund stellen. Mit Blick 
auf Covid-19 ist wichtig, dass Individuen und Bevölkerungs-
gruppen auf allen räumlichen Maßstabsebenen unter-
schiedlich von der Pandemie betroffen sind und daher auch 
die Erfahrungen, Probleme und Auswirkungen höchst he-
terogen sind. Wir möchten auf die Existenz und Möglich-
keit alternativer Organisationsformen, Bewertungen, Le-
bensstile und Umgangsformen aufmerksam machen, die 
sowohl im unmittelbaren Umgang mit der Pandemie als 
auch bei einer Neuorientierung sozialökologischer Verhält-
nisse gerade für Stadt-, Wirtschafts- und Raumplanung 
sinnvoll erscheinen.

>> Alternative Wertkreisläufe und die Rolle solidari-
scher Netzwerke

	A ngesichts des Versagens (unregulierter) Märkte im 
Kontext der Krise treten alternative Formen der Steue-
rung und Allokation hervor. Maßnahmen, die von tief-
greifenden staatlichen Eingriffen bis hin zu Nachbar-
schaftshilfe, solidarischen Netzwerken, Tausch- und 
Schenkökonomien reichen, zeigen, dass Märkte als 
Allokationsmechanismus weder krisensicher noch alter-
nativlos sind. Mit dem allgemeinen Ruf nach Solidarität 
und Rücksicht auf Mitmenschen hat sich in der Lock-
down-Phase der Pandemie eine Vielzahl von Wirt-
schaftsbeziehungen herausgebildet, die nicht nach den 
Gesichtspunkten Gewinnmaximierung, Konkurrenz und 
Egoismus funktionieren. 

Bastian Lange, Benedikt Schmid, Martina Hülz, Christian Schulz

Covid-19 und 
Postwachstumsgeographien
Beobachtungen und Perspektiven
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>> Suffizienz, Zeitwohlstand und das Gute Leben
	U nter dem Begriff der Suffizienz wird für eine Genüg-

samkeit, die explizit kein Verzicht ist, plädiert. Im Zuge 
der Krise müssen viele Menschen mit weniger auskom-
men – und das reicht vom Luxuskonsum wie einer Welt-
reise bis hin zur fehlenden Befriedigung fundamentaler 
Bedürfnisse für jene, die in diesen Zeiten um ihre Exis-
tenz, Würde, Gesundheit und ihr körperliches Wohlbe-
finden kämpfen müssen. 

>> Lokale Produktion und regionale Wertschöpfung
	 Bereits vor der globalen Ausbreitung des Sars-CoV-2- 

Virus wurde deutlich, welchen Abhängigkeiten weltweite 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen durch komplexe 
transnationale Liefer- und Wertschöpfungsketten unter-
worfen sind. Postwachstum fordert eine Reflexion darü-
ber, welche lokalen, regionalen und globalen Wertkreis-
läufe ökologisch und sozial sinnvoll sind. Inspiration 
bieten auch (teil-)autonome peer-to-peer-Produktions- 
und Distributionsnetzwerke, die dynamisch auf die Pan-
demiesituation reagieren.

>> Der Wert von Arbeit und Unternehmen
	 Während sich zahlreiche Freiwillige in selbstorganisier-

ten Netzwerken zusammenfinden, um unentgeltlich ei-
nen wichtigen Beitrag zu leisten, fließen die staatlichen 
Soforthilfen umfänglich an große Unternehmen und in-
ternational operierende Konzerne. Nicht antragsberech-
tigt hingegen sind Unternehmen, die nicht dauerhaft am 
Markt tätig sind. Autonome peer-to-peer-Produktions- 
und Distributionsnetzwerke von Tauschbörsen bis 
Foodsharing arbeiten also nicht nur umsonst, sie erhal-
ten in der Regel auch keine Unterstützung für ihre Mate-
rialausgaben.

	 Besonders deutlich tritt hier die Problematik eines auf 
Lohnarbeit verengten Arbeitsbegriffs hervor, der Sorge- 
und Care-Arbeit ebenso ausklammert wie jegliche For-
men des Tätigseins, die keinen marktwirtschaftlichen 
Mehrwert erzeugen.

	N eben der häuslich organisierten Kranken- und Alten-
pflege ist in der Krise durch Schul- und Kitaschließungen 
auch die Bedeutung der vermehrt weiblichen Erzie-
hungsarbeit offenkundig geworden. Die zusätzliche Be-
lastung betraf – ähnlich wie andere Sorgearbeit – in aller 
Regel Frauen stärker als Männer und führte zur Ver-
schärfung ohnehin bestehender Ungleichheiten.

>> Ökologische Krisen und staatliche Interventionen 
	L eere Straßen, klare Kanäle, blauer Himmel, ruhige 

Städte und Landschaften und eine Verlangsamung des 
globalen CO2-Ausstoßes – bei allen durch die Krise ver-
ursachten Problemen hat diese mancherorts zumindest 
kurzzeitig gezeigt, wie eine Welt mit weniger Hektik, All-
tagspflichten und Luftverschmutzung aussehen könnte. 
Eine Welt, in der Nachhaltigkeit als Eigenwert anerkannt 
wird und die sich nicht einem ständigen Wirtschafts-
wachstum unterordnen muss. 

	D abei wirft jedoch die umfassende staatliche Mobilisie-
rung von finanziellen, administrativen und diskursiven 
Ressourcen die Frage auf, ob sich diese erstaunlich 
schnelle Steuerungskraft nicht ebenso auf diffusere, 
aber nicht minder gefährliche Krisen übertragen ließe, 
wie z. B. auf den Klimawandel oder das Artensterben? 
Die Trägheit und Langsamkeit des nötigen Wandels in 
den vergangenen Jahren hat seit der Pandemie als Argu-
ment ausgedient. Aus Postwachstumsperspektive 
braucht es (endlich) eine Anerkennung der wissen-
schaftlich belegten Dringlichkeit ökologischer Krisen, 
die in ein entschiedenes Umsteuern politischer und 
wirtschaftlicher Prozesse führt.

Emanzipatorische Transitions- und  
Transformationsprozesse
Die vielseitigen Alternativen laden dazu ein, den Blick dar-
auf zu richten, welche Lern- und Steuerungserfahrungen 
aus der aktuellen Krise in die Übergangsphasen der Zeit 
nach dem Pandemie-Peak mitgenommen werden können. 
Alternative Diskurse und Praktiken, die bereits vor der Pan-
demie in und durch emanzipatorische Gruppen und Bewe-
gungen umgesetzt wurden, haben neue Bedeutungen und 
Dynamiken erlangt.

Betrachtet man regional, aber auch europäisch diffe-
renzierte Steuerungspraktiken bei der Bewältigung der 
Pandemie, so fördern sie interessante Beobachtungen zu-
tage: Zum Beispiel sind vor allem in Großstädten experi-
mentelle Mobilitätsformen schnell implementiert worden, 
für die es sonst Jahre gebraucht hätte, wie bspw. pop-up- 
Radwege. 

Des Weiteren wurden unterschiedliche ökonomische 
Austauschbeziehungen aktiviert, die bereits zuvor existiert 
haben, jedoch im Zuge der Krise auf besondere Weise rele-
vant wurden: Lokale Einkaufsgemeinschaften haben neue 
Vertriebswege für landwirtschaftliche Produkte aus dem 
Stadtumland geschaffen, Handwerks- und Einzelhandels-
betriebe wurden vielerorts von Stadtteilinitiativen unter-
stützt und haben Zuspruch aus der Bevölkerung erfahren. 
Lange Lieferfristen etablierter Online-Händler haben diese 
neuen Vertriebswege zusätzlich befördert.

Zudem sind neue multilokale Homeoffice-Praktiken 
eröffnet worden, die vielleicht noch Fragen rechtlicher Re-
gulation nach sich ziehen, aber auch die Zweifel hinsichtlich 
der Effektivität der translokalen Kommunikation eingren-
zen. 

Neben diesen nahräumlichen Betrachtungen und 
meist lokalen und zivilgesellschaftlichen Problemlösungs-
ansätzen hat die Pandemie jedoch auch innerhalb etablier-
ter, marktbasierter Wirtschaftszweige kritische Diskussio-
nen nicht nur über globale Produktionsketten und deren 
Lieferzuverlässigkeit ausgelöst.

Auch die Debatte um den grundsätzlichen Aufbau un-
serer Produktionssysteme, die Kurzlebigkeit von Produkt-
zyklen (etwa in der Bekleidungs- und Elektronikindustrie) 
sowie die Resilienz von Versorgungssystemen (Obst- und 
Gemüseimporte aus dem Mittelmeerraum; angeblicher 
„Fleischmangel“ in den USA) hat an Fahrt aufgenommen. 
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Sie zeigt – gerade im Bereich der Landwirtschaft und Er-
nährungssicherheit – durchaus Bezüge zu altbekannten 
Diagnosen und Forderungen der Umweltbewegung.

Die Bewältigung der skizzierten Probleme wird lokal 
und regional unterschiedlich ausfallen, sodass sich geogra-
phische Unterschiede mehr ausdifferenzieren. Damit ist 
die aktuelle Entwicklung nicht nur ein spannender Gegen-
stand für die Geographie und die Raumwissenschaften, 
sondern auch eine praktische Frage, ob und wie postpan-
demische Bedingungen und Postwachstumsprozesse zu ei-
nem bewältigbaren Gesamtpaket an regional unterschiedli-
chen Gestaltungsansätzen führen.

Dabei werden experimentelle Haltungen benötigt, 
die bis dato im Bildungsbereich nur selten positiv bewertet, 
geschweige denn offensiv gelehrt und praktiziert werden. 
Vor diesem bildungs- und wissensökonomischen Hinter-
grund wäre es aus unserer Sicht wichtig, in der aktuellen 
Einordnung der Pandemie und ihrer Ursachen neben der 
stoffstromlichen Sicht auf Umwelt, Konsum, Klimaeffekte, 
Artenvielfalt, CO2-Emissionen, Umweltgerechtigkeit u.  a. 
auch eine bildungspolitische und wissensbasierte Debatte 
zu den aktuellen Hoffnungen auf ein Mehr an Postwachs-
tum zu führen.

Die vorliegende Positionierung stellt eine gekürzte Fassung 
des aktuellen Beitrags der Herausgebenden des Sammel-
bandes „Postwachstumsgeographien“ dar. Die Langfas-
sung des Textes wurde in der neuen Rubrik „Themendos-
siers“ veröffentlicht, die sich auf der ARL-Webseite unter 
dem Menüpunkt „Forschung“ befindet:
https://www.arl-net.dwe/de/postwachstum.

Kontakt:
D r .  M a rt i n a H ü lz
Leiterin des Referats „Wirtschaft und Mobilität“ in der Geschäftsstelle 
der ARL
Tel. +49 511 34842-28 
huelz@arl-net.de
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raumordnung : 
anwalt für gleichwertige 
lebensverh ältnisse und 
regionale entwicklung
Eine Positionsbestimmung

Die Raumordnung bildet einen wesentlichen Teil gesell-
schaftlicher Zukunftsthemen ab. Das Spektrum reicht von 
der langfristigen Sicherung wichtiger Infrastrukturstandor-
te und -trassen über die Moderation von Nutzungskonflik-
ten im Siedlungs- und Freiraum bis hin zur Sicherung der 
Daseinsvorsorge in peripheren ländlichen Räumen. Auch 
bei der Umsetzung der Energiewende und der Klimaschutz-
ziele der Bundesregierung kommt der Raumordnung eine 
wesentliche Rolle zu. Von verschiedenen Gruppen werden 
sehr hohe Erwartungen an die Raumordnung gerichtet. 
Diese reichen von dem gesamtgesellschaftlich immer wie-
der betonten Anspruch auf die Sicherung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse in allen Teilräumen über die Forderung 
von Kommunen, dass die Raumordnung Beeinträchtigun-
gen ihrer eigenen Entwicklungen abwehrt, bis hin zu dem in 
sie gesetzten Vertrauen, über Raumordnungsverfahren die 
sehr unterschiedlichen Positionen zu geplanten Großpro-
jekten zu moderieren und mit den Akteuren konsensfähige 
Varianten zu erarbeiten. Die Raumordnung muss nicht nur 
zwischen den zahlreichen Fachplanungen und -politiken 
vermitteln, sondern auch zwischen den teilweise sehr un-
terschiedlich gelagerten Interessen von kommunalen Ge-
bietskörperschaften. Als Besonderheit kommt hinzu, dass 
Raumordnung im Gegensatz zur täglichen Realpolitik oft 
auch Handlungs- und Konfliktfelder thematisiert, die zwar 
weit in der Zukunft liegen, aber schon heute konkreter 
(Vor-)Entscheidungen bedürfen. Der Ad-Hoc Arbeitskreis 
hat zentrale Aufgaben der Raumordnung formuliert und 
eine Positionsbestimmung für eine aktive Raumordnung/ 
Raumentwicklungspolitik formuliert.

hochschulen und ihr beitrag  
für eine nachhaltige 
regionalentwicklung
Rolf-Dieter Postlep, Lorenz Blume, Martina Hülz (Hrsg.)

Hochschulen sind unter ökonomischer Perspektive für ihre 
Standortregionen einerseits Arbeitgeber und Nachfrager 
von Interesse, andererseits präsentieren sie sich als Wis-
sensproduzenten, als „Wissensimporteure“ und als Bereit-
steller von Humankapital. Über welche Kanäle Hochschu-
len und Regionen miteinander verbunden sind, welche 
Hemmnisse und Erfolgsfaktoren beim Wissenstransfer zu 
beobachten sind und wie erfolgversprechende Gover- 
nance-Strukturen zur Steuerung des Zusammenspiels ge-
schaffen werden können – das sind Themen, die in dem 
vorliegenden Band ausführlich behandelt werden.

Zudem wird die „dritte Aufgabe“ (Third Mission) der 
Hochschulen und ihre gesellschaftliche Mitverantwortung 
für eine nachhaltige Regionalentwicklung in diesem Buch 
debattiert. Damit stellt sich zugleich die Frage, durch wel-
che Veränderungen des Hochschulsystems und des Verhal-
tens von Hochschulen – etwa im Sinne des empirisch beob- 
achtbaren Strukturtyps der „engagierten Hochschule“ – 
diesem Anspruch nachgekommen werden kann. Dieses 
Thema, wie auch die weitergehende Forderung, Hoch- 
schulen als Agenten für eine nachhaltige Entwicklung ins-
besondere im „Reallabor“ Region ins Blickfeld zu nehmen, 
ist ebenfalls Gegenstand von Beiträgen in diesem Band – 
illustriert anhand von Fallbeispielen.

Neuerscheinungen

Forschungsberichte der ARL 11
Hannover 2020, 288 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-093-8 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-094-5 
(Print-Version)

Positionspapier aus der ARL 115
Hannover 2020, 7 S.
ISSN 1611-9983
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zukunft  der (stadt-)zentren ohne 
handel?
Neue Impulse und Nutzungen für Zentren mit Zukunft

Dieses Positionspapier wurde von den Mitgliedern der 
Ad-hoc-Arbeitsgruppe „Zukunft der(Stadt-)Zentren ohne 
Handel? Neue Impulse und Nutzungen für Zentren mit 
Zukunft“ der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Bremen / 
Hamburg / Niedersachsen / Schleswig-Holstein der ARL 
– Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemein-
schaft erarbeitet.

Wenn die Leitfunktion des Handels in den Zentren 
von Klein- und Mittelstädten sowie Stadtteilzentren größe-
rer Städte abnimmt, steht die räumliche Planung in Bezug 
auf die (Weiter-)Entwicklung urbaner Zentren vor neuen 
Herausforderungen. Ausgehend von aktuellen Trends der 
Zentrenentwicklung werden Konsequenzen für alte und 
neue Nutzungen aufgezeigt und Handlungsempfehlungen 
entwickelt: Es bedarf Transformationsstrategien, die im 
Kern eine neue multifunktionale Nutzungsmischung durch 
Ansiedlung ergänzender, frequenzbringender Nutzungen 
neben dem Handel beinhalten, um lebendige und attraktive 
(Stadt-)Zentren zu erhalten. Die öffentlichen Räume als 
„gute Stube“ sind um nicht kommerzielle Aufenthaltsqua- 
litäten aufzuwerten, um die Identifikation der Einwohnerin-
nen und Einwohner mit „ihrem“ Zentrum zu fördern. Die 
Zentrenentwicklung wird als eine Gemeinschaftsaufgabe 
gesehen, an der unter Federführung von Stadtpolitik und 
-verwaltung die verschiedenen Akteursgruppen aktiv mit-
wirken. Zudem werden Instrumente der Zentrentransfor-
mation vorgestellt, mit denen schnell, flexibel und situa- 
tionsangepasst zukünftige Entwicklungen gestaltet werden 
können.

multilokale  lebensführungen 
und r äumliche entwicklungen
Ein Kompendium
Rainer Danielzyk, Andrea Dittrich-Wesbuer, Nicola Hilti, 
Cornelia Tippel (Hrsg.)

Multilokale Lebensführung – das Wohnen und Leben an 
mehreren Orten – ist ein aktuelles gesellschaftliches und 
räumliches Phänomen. Multilokalität ist nicht grundsätzlich 
neu, wandelt sich aber mit den gesellschaftlichen Lebens-
bedingungen und -verhältnissen. Dabei geht es um sich 
verändernde räumliche Mobilität, die sich in einem Span-
nungsfeld zwischen Bewegung und Verankerung einordnen 
lässt und in zahlreichen Ausprägungen vorzufinden ist. Das 
Spektrum umfasst beispielsweise arbeitsbedingt Wochen-
endpendelnde, Paare in Doppelhaushalten („Living Apart 
Together“), „Expatriates“, transnationale Pflegekräfte, 
Menschen mit Ferienunterkünften oder pendelnde Kinder 
in Nachtrennungsfamilien. Dabei stellen sich einzelne For-
men hybrid und nicht trennscharf dar. 

In diesem Forschungsbericht wird Multilokalität in 45 
Einzelbeiträgen aus verschiedenen Perspektiven wissen-
schaftlich neu gefasst, beleuchtet und analysiert. Der Be-
richt enthält theoretische Konzeptionen, die von methodo-
logischen Fragen bis hin zu möglichen Typologisierungen 
reichen. Zudem werden wichtige Schlüsselbegriffe der 
Multilokalitätsforschung pointiert erläutert. In empirischen 
Studien der jüngeren Multilokalitätsforschung werden ex-
emplarisch konkrete gesellschaftliche und räumliche Aus-
prägungen und Implikationen multilokaler Lebensführung 
analysiert.

Forschungsberichte der ARL 13
Hannover 2020, 344 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-097-6 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-098-3 
(Print-Version)

Positionspapier aus der ARL 116
Hannover 2020, 16 S.
ISSN 1611-9983
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wechselwirkungen von mobilität 
und raumentwicklung   im konte x t 
gesellschaftlichen   wandels
Ulrike Reutter, Christian Holz-Rau, Janna Albrecht, Martina Hülz 
(Hrsg.)

Die Verkehrsentwicklung der letzten Jahrzehnte in 
Deutschland war vor allem von einer Zunahme der zurück-
gelegten Strecken und einer Zunahme des PKW-, LKW- 
und Luftverkehrs geprägt. Die damit verbundenen nega- 
tiven Konsequenzen waren seit mindestens 30 Jahren An-
lass, neue Planungskonzepte für Verkehrsvermeidung, Ver-
kehrsverlagerung und kompatibleres Verkehrsmanage-
ment zu entwickeln. Deutliche Erfolge zeigen sich allein 
hinsichtlich einer verträglicheren Abwicklung, punktuelle 
Erfolge hinsichtlich der Verkehrsverlagerung, allerdings bei 
gleichzeitiger Zunahme der zurückgelegten Distanzen, die 
sich aus zahlreichen, gesellschaftlich erwünschten Entwick-
lungen speist.

Die Beiträge des Forschungsberichtes befassen sich 
mit den vielfältigen Wechselwirkungen von Mobilität und 
räumlicher Entwicklung vor dem Hintergrund sozialer und 
technologischer Veränderungen. Die Themen werden so-
wohl theoretisch-konzeptionell als auch anhand konkreter 
Beispiele aufgegriffen, um schließlich Schlussfolgerungen 
für Politik, Planungspraxis und Forschung ableiten zu kön-
nen.

Forschungsberichte der ARL 14
Hannover 2020, 409 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-099-0 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-100-3 
(Print-Version)
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† Werner Fricke

Prof. (em.) Dr. phil. nat. Werner Fricke ist am 3. März 
2020 verstorben. Von 1970 bis 1995 war er Inhaber 
des Lehrstuhls für Anthropogeographie am Geogra-
phischen Institut der Ruprecht-Karls-Universität Hei-
delberg. Zu seinen Forschungsschwerpunkten zähl-
ten die Angewandte Kulturgeographie und hier vor 
allem die Sozial- und Siedlungsgeographie im Rhein-
Neckar-Raum, aber auch in Afrika, speziell in West- 
und Ostafrika. 

Nach seiner Berufung an die Universität Heidel-
berg befasste er sich in den 1970er Jahren intensiv 
mit der Stadtregion Rhein-Neckar. Der Einsatz statis-
tischer Analysemethoden in Verbindung mit Compu-
ter-Kartographie ermöglichte eine detaillierte Typi- 
sierung und regionale Abbildung der Siedlungs-, Be-
völkerungs- und Sozialstruktur. Ab 1988 engagierte er 
sich außerdem im Sonderforschungsbereich „Kul-
turentwicklung und Sprachgeschichte im Naturraum 
der Westafrikanischen Savanne“ an der Universität 
Frankfurt. 

Werner Fricke war in den 1970er und 1980er 
Jahren sehr engagiert in der LAG Baden-Württem-
berg und in der Sektion IV: Siedlungsräume der ARL. 
Er wurde 1974 für sein besonderes Engagement zum 
Korrespondierenden Mitglied berufen. Die Akademie 
wird ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

† K arin Peschel
Prof. (em.) Dr. rer. pol. Karin Peschel, Rektorin der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) a. D. 
und langjährige Direktorin des Instituts für Regional-
forschung der Universität Kiel sowie Dekanin der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät ver-
starb am 19. Juni 2020. Karin Peschel zählte zu den 
Gründungsmitgliedern der Gesellschaft für Regional-
forschung und war geachtete regionalpolitische Bera-
terin der Landesregierung Schleswig-Holstein. Als Re-
gionalökonomin genoss sie national und international 
hohes Ansehen. Aufgrund ihrer wissenschaftlichen 
Verdienste um die Regionalökonomie und die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen von Raumentwick-
lung sowie ihres großen Engagements als Mitglied ver-
schiedener ARL-Gremien wurde sie 1984 zum 
Korrespondierenden Mitglied der ARL berufen und 
1991 zum Ordentlichen Mitglied der Akademie ge-
wählt. Karin Peschel war im Arbeitskreis Regionale Ar-
beitsmarktprobleme, im Wissenschaftlichen Rat der 
ARL und fast 30 Jahre in der LAG Bremen/Hamburg/
Niedersachsen/Schleswig-Holstein aktiv. Die Akade-
mie ist Karin Peschel für dieses große Engagement zu 
Dank verpflichtet und wird ihr ein ehrendes Andenken 
bewahren.

Wie uns erst jetzt bekannt wurde, verstarb Univ.-Prof. 
(em.) Dr. iur., Dr. rer. pol. Istvàn Béla Ferenc Kormoss 
am 25. August 2019. Seine Arbeits- und Forschungs-
schwerpunkte waren Geographie, Kartographie, Ver-
kehr und Telekommunikation. 

Als gebürtiger Ungar studierte er zunächst Politik- 
und Rechtswissenschaften an der Pázmány-Péter-Uni-
versität in Budapest. 1946 entschied er nach der Teilnah-
me an einer Veranstaltung in Wien, nicht nach Ungarn 
zurückzukehren. Nach Abschluss seines Studiums der 
Politik- und Sozialwissenschaften an der belgischen Uni-
versität Leuven promovierte er am College of Europe, 
dem Europakolleg in Brügge. Er erstellte geographische 
Karten von Europa und gründete 1954 die „Kartographi-
sche Abteilung“ des Europakollegs, die er bis 1985 leite-
te. Ab 1966 war er zudem ordentlicher Professor und 

Dozent am Europakolleg. Darüber hinaus beriet er zahl-
reiche europäische Organisationen und bekleidete ab 
1963 das Amt des Generalsekretärs der Konferenz der 
Regionen Nordwesteuropas (CRENO). In den Jahren 
1969 und 1970 war er Gastprofessor am Geographi-
schen Institut der Universität Pittsburgh und 1973 orga-
nisierte er in Brügge die erste Weltkonferenz zur Ver-
kehrsforschung. Von 1974 bis 1976 war er Direktor des 
Projekts „Die Zukunft der Landwirtschaft und der Um-
welt“ des Forschungsprogramms „Plan Europa 2000“ 
der Europäischen Kulturstiftung (ECF) in Amsterdam. 

Für sein Engagement und seine großen Verdienste 
in und um Europa wurde er 1978 zum Korrespondieren-
den Mitglied der ARL berufen. Die Akademie wird ihm ein 
ehrendes Andenken bewahren. 

†	 Istv àn Béla Ferenc Kormoss

personen
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Ein Appell in Form eines offenen Briefes an die Präsidentin 
des Bayerischen Landtags Frau Ilse Aigner, den Bayerischen 
Ministerpräsidenten Herrn Dr. Markus Söder und den stell-
vertretenden Ministerpräsidenten und Bayerischen Staats-
minister für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, 
Herrn Hubert Aiwanger

Das Bündnis aus wissenschaftlichen Akademien, Pla-
nerverbänden, kirchlichen Gruppierungen, Kammern, Be-
rufsverbänden und Umweltorganisationen fordert einen 
neuen Gesellschaftsvertrag für Europa, Deutschland und in 
Bayern: Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Wirtschaft und Po-
litik sollten auf allen politischen Ebenen zusammenkom-
men und nach den geeigneten Lösungen suchen. Dazu 
braucht es neue Formen der Partizipation und des Aushan-
delns unter der Führung und Moderation der demokratisch 
legitimierten Politik – einen neuen „Runden Tisch für eine 
transformative Entwicklung des Landes“ nach dem Vorbild 
der Umsetzung des Artenschutz-Volksbegehrens.

Zu den Unterzeichnenden gehören auch mehrere 
ARL-Mitglieder. Den vollständigen Appell finden Sie als PDF 
auf unserer Webseite unter ARL-Aktuell:
https://www.arl-net.de/de/blog/initiative-f%C3%BCr-ein-
zukunftsfestes-bayern

Initiative für ein 
zukunftsfestes Bayern
Nach Corona: Jetzt auch bei Klima-, Arten- und Flächenschutz 
noch bewusster, vorausschauender und mutiger handeln!
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Führende Forschungseinrichtungen werden ihre raumwis-
senschaftliche Kompetenz künftig im Leibniz-Forschungs-
netzwerk „Räumliches Wissen für Gesellschaft und Um-
welt | Spatial Knowledge for Society and Environment“, 
kurz „Leibniz R“, neu bündeln. Einem entsprechenden 
Antrag hat das Präsidium der Leibniz-Gemeinschaft zu- 
gestimmt. Das neu ins Leben gerufene Leibniz-For- 
schungsnetzwerk (LFN) vereint die Kompetenzen von 
sieben raumwissenschaftlichen Forschungseinrichtungen. 
Gemeinsam will das LFN soziale, ökologische und ökono- 
mische Prozesse und Wechselwirkungen in ihren vielfäl- 
tigen räumlichen Zusammenhängen analysieren und die 
Forschungsergebnisse allgemeinverständlich aufbereiten.

Das Netzwerk dient zum einen als Plattform für den 
fachlichen Austausch unter den beteiligten Einrichtungen, 
zum anderen für den Dialog mit wichtigen Multiplikato- 
rinnen/Multiplikatoren und Stakeholdern in Gesellschaft, 
Politik und Verwaltung. Ein weiteres zentrales Anliegen ist 
es, die Sichtbarkeit und Relevanz raumwissenschaftlicher 
Forschung zu erhöhen und eine wissenschaftsbasierte Be-
ratung für Politik und Praxis in aktuellen Fragen, bei denen 
der Raum als Einflussgröße und gesellschaftliche Ressour-
ce eine wichtige Rolle spielt, zu leisten.

Als Leibniz-Forschungsnetzwerk erweitert sich die 
raumwissenschaftliche Expertise des bisherigen „5R-Netz-
werks“ – eine Kooperation zwischen der ARL – Akademie 
für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemeinschaft, dem 
Leibniz-Institut für Länderkunde (IfL), dem Leibniz-Institut 
für ökologische Raumentwicklung (IÖR), dem Leibniz- 
Institut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS) sowie 
dem ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung – um das Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in 

Transformationsökonomien (IAMO) und das Leibniz-Zent-
rum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF). Forschungs-
schwerpunkt des IAMO sind die Entwicklung(sperspekti-
ven) ländlicher Räume im eurasischen Raum. Ziel ist eine 
nachhaltige rurale Entwicklung, die dem Trend zur Diver-
genz entgegenwirkt. Das ZALF erforscht die Wirkungszu-
sammenhänge in Agrarlandschaften mit dem Ziel, Wissens-
grundlagen für die nachhaltige Nutzung von Agrarland- 
schaften zur Verfügung zu stellen. Dazu werden auch expli-
zit inter- und transdisziplinäre raumwissenschaftliche An-
sätze genutzt.

Aktueller Sprecher des neu eingerichteten Netzwerks 
ist Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Generalsekretär der ARL und 
Professor für Landesplanung und Raumforschung an der 
Leibniz Universität Hannover. Die Sprecherrolle wechselt 
turnusgemäß zwischen den Netzwerkpartnern.

Um Erkenntnisse raumbezogener Forschung an 
Schlüsselpersonen in Medien, Politik und Verwaltung zu 
vermitteln, sind gemeinsame Positionspapiere und Politik-
dialoge zu aktuellen politischen und gesellschaftlichen The-
men vorgesehen. Regelmäßige Treffen und Workshops, 
öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen, Angebote zur 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und die 
gemeinsame Herausgabe wissenschaftlicher Publikationen 
stehen ebenfalls auf der Agenda.

Grünes Licht für das 
Leibniz-Forschungsnetzwerk 
„Räumliches Wissen für 
Gesellschaft und Umwelt | 
Spatial Knowledge for 
Society and Environment“
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Was bedeutet die aktuelle Corona-Pandemie für die Stadt- 
entwicklung? Die beiden ILS-Wissenschaftler Prof. Dr.-Ing. 
Stefan Siedentop und Ralf Zimmer-Hegmann haben zu die-
ser Frage in der ersten Ausgabe der neuen Reihe ILS- 
IMPULSE Stellung bezogen. 

Gegenwärtig wird in der internationalen Stadtfor-
schung intensiv über die Folgen der Pandemie für die Urba-
nisierung und die Stadtentwicklung diskutiert. Die Bedeu-
tung von dichter Bebauung, von Urbanität und Zentralität 
für die Entstehung und Verschärfung der Pandemie wird 
kritisch hinterfragt. Zumindest für Deutschland sehen die 
Autoren keine robusten Belege für signifikante Unterschie-
de in der Betroffenheit von Stadt und Land, gänzlich 
ausblenden könne man die Bedeutung der Siedlungs- und 
Bevölkerungsdichte für die Ausbreitung der Pandemie aber 
nicht. Andere Faktoren scheinen aber ebenso wichtig zu 
sein – etwa die Alterszusammensetzung der Bevölkerung 
oder wie stark Städte in globale Prozesse eingebunden und 
wie attraktiv sie für den Tourismus sind. Besonders ent-
scheidend wird Siedentop und Zimmer-Hegmann zufolge 
sein, wie Städte mit der Krise umgehen und diese managen. 

„Covid-19 hat ohne jeden Zweifel das Potenzial, die 
Urbanisierung kurzfristig aufzuhalten, weil die absehbare 
ökonomische Krise auch Großstädte stark treffen wird“, 
prognostiziert das Autorenteam. Metropolen und Metro-
polregionen blieben aber Orte von Wachstum und Innova-
tion und damit auch bevorzugte Zielgebiete von internatio-
naler und nationaler Migration. „Wir halten es für wenig 
wahrscheinlich, dass sich dieser Trend längerfristig ab-
schwächen wird“, so die Autoren. Die entscheidende Frage 
sei nun, wie Städte dauerhaft widerstandsfähiger in Bezug 
auf Infektionskrankheiten werden könnten. Das betrifft die 
medizinische Ausstattung und Grundversorgung, aber 
auch andere Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge 
wie die Energie- und Wasserversorgung, die Entsorgung 
oder den Nahverkehr. Die Autoren sehen die öffentliche 
Kontrolle solcher gemeinwohlorientierten Güter als 
wichtige Schlüsselfrage. 

Das ILS wird sich in diese Debatten einbringen und an 
gesellschaftlichen Lösungen mitarbeiten. Das Autoren-
team ist davon überzeugt, dass eine angemessene Dichte, 
gute und gesunde Wohnverhältnisse, eine funktionierende 
Nachbarschaft sowie ausreichend Freiflächen wichtige Eck-
punkte der nachhaltigen Stadtentwicklung sind und bleiben 
werden.

„COVID-19 und die Zukunft der Städte“ erscheint als 
erster Beitrag der neuen Instituts-Reihe „ILS-IMPULSE“. 
Darin nehmen Wissenschaftler/innen des ILS künftig 

Titelblatt ILS-Impulse

mehrmals jährlich Stellung zu aktuellen gesellschaftlichen 
Themen und deren Relevanz für die Stadt- und Regional- 
forschung. Die Themen werden für Entscheidungsträger/
innen sowie weitere Interessierte kurz und knapp aufberei-
tet. 

Das Heft gibt es als Download unter
https://www.ils-forschung.de/wp-content/uploads/2020/ 
04/ils-impulse_1-20.pdf (deutsche Ausgabe)
https://www.ils-forschung.de/en/knowledge-transfer/ils- 
publications/ils-impulses/ (englische Ausgabe)

Für ein digitales Abonnement von ILS-IMPULSE mel-
den Sie sich bitte unter folgender E-Mail-Adresse an: 
poststelle@ils-forschung.de

Pro f.  D r .- I n g .  S te fa n S i e d e nto p
Tel. +49 231 9051-100
stefan.siedentop@ils-forschung.de

R a lf Z i m m e r- H eg m a n n
Tel. +49 231 9051-240 
ralf.zimmer-hegmann@ils-forschung.de

ILS- IMPULSE zu den  
Auswirkungen der Corona- 
Pandemie auf Städte 
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Die Dresden Leibniz Graduate School (DLGS) startete mit 
neuem Konzept und Programm sowie neuer Gremienbe-
setzung und widmet sich einem heißen Thema: den zuneh-
menden Problemen durch Hitze und Dürre im städtischen 
Kontext. Ab 2021 befasst sich die internationale Graduier-
tenschule aus interdisziplinärer Perspektive mit „raumbe-
zogenen Nachhaltigkeitstransformationen“ und schreibt 
hierzu jährlich Stipendien zu ausgewählten Herausforde-
rungen aus. Bis zum 15. September 2020 konnten sich inte-
ressierte Nachwuchswissenschaftler/innen bewerben. 

Die Ausschreibung richtete sich an exzellente Bewer-
ber/innen mit einem abgeschlossenen Masterstudium in 
allen Bereichen, die für das Studium raumbezogener Nach-
haltigkeitstransformationen relevant sind. Bewerbungen 
aus allen Disziplinen waren willkommen, sofern sie sich 
überzeugend auf das Thema der DLGS-Ausschreibung be-
ziehen. Die Bewerbung musste darüber hinaus auch zu 
mindestens einem der Forschungsbereiche des Leibniz- 
Instituts für ökologische Raumentwicklung (IÖR) passen. 

Mit Blick auf das neue wissenschaftliche Konzept der 
Graduiertenschule und ihr Anliegen, raumbezogene Nach-
haltigkeitstransformationen zu fördern, nimmt die aktuelle 
Ausschreibung mit Hitze und Dürre im städtischen Kontext 
eine besonders dringliche Herausforderung gezielt in den 
Blick. Die Graduiertenschule sucht nach innovativen Ideen 

und Konzepten, die sich dieser Herausforderung widmen 
und theoretisch und/oder empirisch neue Forschungsan-
sätze bieten. Das Ziel ist es dabei, neue und potenziell bahn-
brechende theoretische Entwicklungen, Ansätze oder Lö-
sungen für einen transformativen Wandel zu unterstützen, 
die zugleich Hitze und Dürre in Städten verringern und die 
Resilienz gegenüber diesen Umwelteinwirkungen fördern 
können.

Die Dresden Leibniz Graduate School (DLGS) ist eine 
gemeinsame interdisziplinäre Einrichtung des Leibniz- 
Instituts für ökologische Raumentwicklung (IÖR) und der 
Technischen Universität Dresden. Sie fördert internatio- 
nale Promovierende, die in einem Wettbewerbsverfahren 
ausgewählt und durch ein Vollstipendium oder einen Teil-
zeitvertrag am IÖR unterstützt werden.

Weitere Informationen: http://www.dlgs-dresden.de

Kontakt im IÖR:
Pro f.  D r .  M a rc Wo lfr a m
(Chair)

D r .  S hi  k h a R a n j h a
(Wissenschaftliche Koordinatorin)
dlgs@ioer.de 

Dresden Leibniz Graduate 
School mit neuem Konzept 
und Thema

©
 ti

m
J 

on
 U

ns
pl

as
h



96 au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er ARL 

Der vom Leibniz-Institut für Länderkunde (IfL) und der 
Universität Leipzig initiierte Leibniz-WissenschaftsCampus 
„Eastern Europe – Global Area“ (EEGA) wird für weitere 
vier Jahre gefördert. Die Leibniz-Gemeinschaft stellt für die 
zweite Phase des Kooperationsprojekts rund 800.000 Euro 
zur Verfügung. 

„Nach vier Jahren erfolgreicher Arbeit ist die Bewilli-
gung der zweiten Förderphase ein Vertrauensbeweis für 
unser Konzept, junge Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler international zu vernetzen”, erklärt Sebastian 
Lentz, Direktor des Leibniz-Instituts für Länderkunde und 
einer der Sprecher des EEGA-Campus. Seit seiner Grün-
dung 2016 erhöht das Verbundprojekt die internationale 
Sichtbarkeit der Wissenschaftsregion Leipzig – Halle – 
Jena, indem es regionale und überregionale Forschungs-
kooperationen rund um das Thema „Globalisierung im öst-
lichen Europa“ anregt. Mit der Bewilligung zieht die 
Leibniz-Gemeinschaft eine positive Bilanz der Vernetzung 
sowie der Publikationen, Veranstaltungen und Aktivitäten 
durch den EEGA. 

Künftig arbeiten in dem Campus neun Verbundpart-
ner zusammen: die Universitäten Leipzig, Halle-Wittenberg 
und Jena, die Leibniz-Institute für Länderkunde (IfL, Leip-
zig), für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien 
(IAMO, Halle), für Geschichte und Kultur des östlichen Eu-
ropa (GWZO, Leipzig), für Jüdische Geschichte und Kultur 
– Simon Dubnow (DI, Leipzig), das Fraunhofer-Zentrum 
für Internationales Management und Wissensökonomie 
(IMW, Leipzig) sowie das Max-Planck-Institut für ethnolo-
gische Forschung (Halle).

Im Mittelpunkt der Forschungen steht die Frage, wie 
sich Gesellschaften und Akteure des östlichen Europa in 
globalen Prozessen und Konflikten positionieren. Die betei-
ligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler arbeiten 
dazu eng mit Kolleginnen und Kollegen im östlichen Europa 
zusammen und begleiten gemeinsam den gesellschaft- 
lichen Diskurs über die Region. Fester Bestandteil des Cam-
pus ist zudem der regelmäßige Austausch mit der Öffent-
lichkeit und die Vermittlung von Forschungsergebnissen  
an die Medien. Der Campus lädt dazu zweimal im Jahr zur 
EEGA-ScienceLounge ein.

Ein neu eingerichteter Forschungsbereich wird sich 
in der zweiten Förderperiode des EEGA-WissenschaftsCam-
pus mit populistischen Bewegungen und Regimes beschäf-
tigen. Hier erwarten sich die Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler Synergieeffekte mit dem 2019 neu ge-
gründeten Forschungszentrum Gesellschaftlicher Zusam-
menhalt, einem Forschungsverbund aus elf Einrichtungen 
in zehn Bundesländern. Am Standort Leipzig setzt sich eine 
interdisziplinäre Forschungsgruppe unter anderem mit den 
vielfältigen Erscheinungsformen des Populismus seit dem 
19. Jahrhundert bis zur Gegenwart auseinander. 

Mit der neuen Förderperiode gibt es bundesweit 25 
Leibniz-WissenschaftsCampi, in denen Leibniz-Institute, 
Universitäten und oft auch weitere Forschungseinrichtun-
gen gleichberechtigt zusammenarbeiten. Die Leibniz-Ge-
meinschaft, eine der großen deutschen Forschungsorgani-
sationen, will damit die Zusammenarbeit von universitärer 
und außeruniversitärer Forschung gezielt unterstützen. 

Weitere Informationen zum Leibniz-Wissenschafts- 
Campus „Eastern Europe – Global Area“: 
www.leibniz-eega.de

Ansprechpartner am IfL:
Pro f.  D r .  S e b a s ti a n Le nt z
s_lentz@leibniz-ifl.de

Verbundprojekt  
zu Globalisierungsprozessen 
im östlichen Europa  
wird fortgesetzt
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Der Ausbruch und die Verbreitung des Coronavirus verän-
dern das gesamte Leben. Viele Menschen haben Fragen, 
Wissenschaftler/innen versuchen, Antworten zu finden 
und zu geben. Deshalb erscheint der gemeinsame Podcast 
„Tonspur Wissen“ der Leibniz-Gemeinschaft und t-online 
ab sofort an jedem Werktag und stellt drängende „Coro-
na-Fragen“ an Wissenschaftler/innen der Leibniz-Gemein-
schaft.

Welche Folgen hat die Ausbreitung des Coronavirus 
schon jetzt auf die Wirtschaft? Wie reagieren Menschen in 
Krisensituationen am besten? Wem gehören Forschungser-
gebnisse? Diese und weitere Fragen stellt Moderatorin  
Ursula Weidenfeld ihren Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartnern, und sie bekommt aktuelle Antworten 
und Einschätzungen aus der Leibniz-Gemeinschaft.

„Tonspur Wissen“  
beantwortet Corona-Fragen
Podcast von Leibniz und t-online mit Einschätzungen 
aus der Wissenschaft

Bis auf Weiteres erscheint montags bis freitags im-
mer eine neue Episode des Wissenschafts-Podcasts mit ei-
ner aktuellen Frage. Dabei kommen nicht nur Forscher/ 
innen aus dem Bereich der Virologie zu Wort, sondern 
auch aus der Psychologie, den Wirtschaftswissenschaften 
und aus anderen Fachbereichen.

Tonspur Wissen ist online verfügbar unter
www.leibniz-gemeinschaft.de/tonspur-wissen/
sowie auf den Podcast-Portalen Spotify, Apple Podcasts 
und Deezer.
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Ausgewählte  
Zeitschriftenbeiträge

Als Informationsservice für die For-
schung und zur Förderung des Trans
fers raumwissenschaftlicher For-
schungsergebnisse in die Praxis wird in 
den ARL-Nachrichten in jedem Heft auf 
raumrelevante Beiträge aus national 
und international bedeutsamen Zeit-
schriften hingewiesen. Vollständigkeit 
wird nicht angestrebt. Autorinnen/Au-
toren und Leser/innen werden gebe-
ten, die Redaktion auf erwähnenswerte 
Arbeiten aufmerksam zu machen.
Die Aufsätze werden nur einmal – nach 
ihrem inhaltlichen Schwerpunkt – einer 
Rubrik zugeordnet. 
Die Zeitschriftenschau ist wie folgt ge-
gliedert:

1.	Theoretische und  
methodische Grundlagen

2.	Raumplanung  
und -entwicklung

3.	Umwelt

4.	Wirtschaft

5.	Soziales

6.	Infrastruktur

1. 	Theore tische und 		
	 me thodische 			 
	 Grundl agen

Albrecht, E.; Zschiegner, A. (2020): Nich-
tig oder doch (noch) nicht? Sind nor-
menkontrollgerichtlich für unwirksam 
erklärte regionalplanerische Wind- 
konzentrationsflächenausweisungen 
bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
weiter verbindlich? In: Deutsches Ver-
waltungsblatt 135 (6), 397-404.

Ash, J. (2020): Post-phenomenology and 
space: A geography of comprehension, 
form and power. In: Transactions of the 
Institute of British Geographers 45 (1), 
181-193.

Bandt, O. (2019): Die multiple Krise als 
Chance. Die Umwelt- und Naturschutz-
verbände und der Green New Deal. In: 
Politische Ökologie 37 (159), 39-44.

Berkemann, J. (2020): Die Rechtspre-
chung des BVerwG zum Umwelt- 
Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG). In: 
Deutsches Verwaltungsblatt 135 (1), 
1-13.

Best, B. (2020): Experimentieren erlaubt. 
Reallabore in Forschung und Praxis. In: 
Politische Ökologie 38 (160), 93-99.

Brückner, H. (2020): Einen anderen Maß-
stab wagen. Kleinteilige Prozessgestal-
tung in der Raumplanung. In: Politische 
Ökologie 38 (160), 86-92.

Burgi, M. (2020): Eigentumsordnung und 
Wohnungsnot: Spielräume für eine 
wohnraumbezogene Bodenpolitik. In: 
NVwZ – Neue Zeitschrift für Verwal-
tungsrecht 39 (5), 257-264.

Busse, C. (2019): Ein neues Landwirt-
schaftsgesetz? Überlegungen zur „Leip-
ziger Erklärung” des Deutschen Natur-
schutzrechtstages vom 25.4.2018. In: 
Natur und Recht 41 (12), 807-813.

Chatzimentor, A.; Apostolopoulou, E.; 
Mazaris, A. D. (2020): A review of 
green infrastructure research in Eu-
rope: Challenges and opportunities. In: 
Landscape and Urban Planning 198, 
Art. 103775.

Christmann, G. B.; Ibert, O.; Jessen, J.; 
Walther, U.-J. (2020): Innovations in 
spatial planning as a social process – 
phases, actors, conflicts. In: European 
Planning Studies 28 (3), 496-520.

Davoudi, S.; Galland, D.; Stead, D. (2020): 
Reinventing planning and planners: 
Ideological decontestations and rhe-
torical appeals. In: Planning Theory 19 
(1), 17-37.

Durner, W. (2020): Umweltrechtliche Ge-
nehmigungen als Vergabeentscheidun-
gen? In: Deutsches Verwaltungsblatt 
135 (3), 149-160.

Dworczyk, C.; Burkhard, B. (2020): Urba-
ne Ökosystemleistungen erfassen und 
bewerten. Stand der Forschung, Indika-
toren und zukünftige Perspektiven. In: 

Naturschutz und Landschaftsplanung 
52 (4), 176-183.

Edenharter, A. (2020): Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse: Steuerung 
durch Raumordnungsplanung, insbe-
sondere Regionalplanung. In: Zeit-
schrift für Umweltrecht 31 (2), 71-79.

Erbguth, W. (2019): Zur Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse: rechtliche 
Grundlagen und raumplanerische Steu-
erungsmöglichkeiten. In: Umwelt- und 
Planungsrecht 39 (11-12), 483-494.

Erbguth, W. (2020): Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse: Steuerung durch 
räumliche Planung. In: Zeitschrift für 
Umweltrecht 31 (2), 65-66.

Flinkerbusch, E.; Pütsch, M. (2020): Das 
Bundesprogramm Biologische Vielfalt 
– Überblick und Entwicklung. In: Natur 
und Landschaft 95 (1), 2-8.

Frenz, W. (2020): Aktuelle FFH-Judikatur 
zu erheblichen Beeinträchtigungen 
und FFH-VP. In: Natur und Recht 42 
(1), 94-98.

Frenz, W.; Overath, M. (2019): Das Klima-
paket der Bundesregierung. In: Um-
welt- und Planungsrecht 39 (11-12), 
479-483.

Gottschalk, S. (2019): Umweltschutz als 
Ziel kommunalen Handelns? Zur Kom-
petenz von Kommunen, mit ihren Ein-
richtungen überörtliche politische Zie-
le zu verfolgen. In: NVwZ – Neue Zeit- 
schrift für Verwaltungsrecht 38 (23), 
1728-1734.

Greiving, S. (2019): Analyse- und Bewer-
tungskonzepte für Risiken im Vergleich. 
In: Informationen zur Raumentwick-
lung (4), 62-73.

Grigoleit, K. J.; Operhalsky, B.; Strothe, L. 
(2020): Mindestabstandsregelungen 
für Windenergieanlagen im Baugesetz-
buch? Kritik und offene Fragen bezüg-
lich des ersten Entwurfs eines § 35a 
BauGB. In: Umwelt- und Planungsrecht 
40 (4), 127-132.

Grunewald, K.; Schweppe-Kraft, B.; Syrbe, 
R.-U.; Meier, S.; Michel, C.; Richter, B.; 
Schorcht, M.; Walz, U. (2020): Hierar-
chisches Klassifikationssystem der 



9901- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er AR  L� au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g

Ökosysteme Deutschlands als Grundla-
ge einer übergreifenden Ökosystem- 
Bilanzierung. In: Natur und Landschaft 
95 (3), 118-128.

Heß, F.; Wulff, J. (2020): Gleichwertige 
Lebensverhältnisse – Steuerung durch 
Bauleitplanung. In: Zeitschrift für Um-
weltrecht 31 (2), 80-83.

Hilligardt, J. (2020): Die Landkreise als 
vielseitige Arbeitgeber. Berufsfeld für 
Raumplanerinnen und Raumplaner. In: 
Planerin (1), 44-45.

Holgersen, S. (2020): On Spatial Planning 
and Marxism: Looking Back, Going For-
ward. In: Antipode 52 (3), 800-824.

Hülz, M.; Mayer, A.; Sondermann, M. 
(2020): Vom Blumenkübel zur Bürger-
bewegung. Planungskulturen im Wan-
del. In: Politische Ökologie 38 (160), 
47-52.

Iwaniec, D. M.; Cook, E. M.; Davidson, M. 
J.; Berbés-Blázquez, M.; Georgescu, M.; 
Krayenhoff, E. S.; Middel, A.; Sampson, 
D. A.; Grimm, N. B. (2020): The co-
production of sustainable future sce-
narios. In: Landscape and Urban Plan-
ning 197, Art. 103744.

Kirstein, M.; Gollmann, C.; Greiving, S. 
(2019): Vom klassischen Hochwasser-
schutz zum Hochwasserrisikomanage-
ment. Ein langer Weg. In: Informatio-
nen zur Raumentwicklung (4), 98-109.

Korn, H. (2020): Das UN-Übereinkommen 
über die biologische Vielfalt – Rückblick 
über die vergangenen 25 Jahre. In: Na-
tur und Landschaft 95 (2), 74-79.

Kühne, O. (2018): Reboot „Regionale 
Geographie“ – Ansätze einer neoprag-
matischen Rekonfiguration „horizonta-
ler Geographien“. In: Berichte. Geogra-
phie und Landeskunde 92 (2), 101-121.

Kümper, B. (2019): Das Enteignungsrecht 
des WHG nach seiner Neufassung 
durch das Hochwasserschutzgesetz II – 
Teil 3: Die vorzeitige Besitzeinweisung. 
In: Natur und Recht 41 (12), 814-824.

Kümper, B. (2020): Konzentrationspla-
nung für die Windenergienutzung auf 
regionaler und kommunaler Ebene – 
zur Vorhabenzulassung bei divergieren-
den Ausweisungen. In: Umwelt- und 
Planungsrecht 40 (5), 171-182.

Lamker, C. W. (2020): Mut zur Unsicher-
heit. Rollenverständnisse in der Post-
wachstumsplanung. In: Politische Öko-
logie 38 (160), 28-33.

Lange, B. (2020): Das Versprechen der Ni-
sche. Lokale Orte als Brückenelement 

für die Transformation. In: Politische 
Ökologie 38 (160), 53-58.

Melchior, A.; Schiemer, B.; Grabher, G. 
(2020): „Hägerstrand online“: Ein me-
thodisches Konzept zur Analyse raum-
zeitlicher Trajektorien in Kollaboratio-
nen. In: Raumforschung und Raum- 
ordnung | Spatial Research and Plan-
ning 78 (1), 21-33. 

Miessner, M. (2020): Spatial planning 
amid crisis. The deepening of neoliberal 
logic in Germany. In: International Plan-
ning Studies 25 (1), 52-71.

Rubel, R. (2020): Nachbarschutz im Bau-
planungsrecht. In: Deutsches Verwal-
tungsblatt 135 (8), 533-540.

Scheidler, A. (2019): Anpassung der Bau-
leitplanung an die Ziele der Raumord-
nung. In: Umwelt- und Planungsrecht 
39 (11-12), 494-500.

Schink, A. (2020): Dieselfahrverbote und 
Klimaschutz. In: Natur und Recht 42 
(3), 145-149.

Schmidt, J. J. (2019): The moral geogra-
phy of the Earth system. In: Transac-
tions of the Institute of British Geogra-
phers 44 (4), 721-734.

Schulze Dieckhoff, V. (2020): Katalysator 
für den Wandel. Transformative Pla-
nungspraktiken. In: Politische Ökologie 
38 (160), 106-110.

Schuppli, M. (2020): Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse: Verfassungsrecht-
licher Hintergrund, allgemeine Rechts-
grundlagen. In: Zeitschrift für Umwelt-
recht 31 (2), 67-70.

Shepherd, E.; Inch, A.; Marshall, T. (2020): 
Narratives of power: Bringing ideology 
to the fore of planning analysis. In: Plan-
ning Theory 19 (1), 3-16.

Stein, C.; Jaspersen, L. J. (2019): A rela-
tional framework for investigating nex-
us governance. In: The Geographical 
Journal 185 (4), 377-390.

Thiebes, B.; Hemmers, J. (2019): Steige-
rung der gesellschaftlichen Resilienz. 
Beiträge des Deutschen Komitees Kata-
strophenvorsorge. In: Informationen 
zur Raumentwicklung (4), 138-147.

Vigar, G.; Cowie, P.; Healey, P. (2020): In-
novation in planning: creating and se-
curing public value. In: European Plan-
ning studies (28) 3, 521-540.

Wickel, M. (2020): Die Steuerung der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se durch die Fachplanung. In: Zeit-
schrift für Umweltrecht 31 (2), 84-90.

2. 	R aumpl anung und 		
	 - ent wicklung
Adolphs, I.; Süring, J.; Weitkamp, A. 

(2019): Steigender Wohnungsdruck in 
deutschen Großstädten: Der Blick über 
den Tellerrand – Können wir von Wien 
lernen? In: fub – Flächenmanagement 
und Bodenordnung 81 (4), 170-176.

Albert, C.; Fürst, C.; Ring, I.; Sandström, C. 
(2020): Research note: Spatial plan-
ning in Europe and Central Asia – En-
hancing the consideration of biodiver-
sity and ecosystem services. In: 
Landscape and Urban Planning 196, 
Art. 103741.

Beghelli, S.; Guastella, G.; Pareglio, S. 
(2020): Governance fragmentation 
and urban spatial expansion: Evidence 
from Europe and the United States. In: 
Review of Regional Research 40 (1), 
13-32.

Bizer, K.; Gödecke, D.; Jacuniak-Suda, M.; 
Klein, T.; Sack, A.; Sommer, A. (2019): 
Kommunaler Innenentwicklungsfonds. 
Ein Instrument zur Stabilisierung und 
Weiterentwicklung der Ortskerne im 
ländlichen Raum. In: Planerin (6), 38-
40.

Bovet, J. (2020): Kommunaler Ressour-
censchutz – Auf der Zielgeraden beim 
Flächensparen? In: Zeitschrift für Um-
weltrecht 31 (1), 31-39.

Comptour, M.; Cosiaux, A.; Coomes, O. T.; 
Bader, J.-C.; Malaterre, P.-O.; Yoka, J.; 
Caillon, S.; McKey, D. (2020): Agricul-
tural innovation and environmental 
change on the floodplains of the Congo 
River. In: The Geographical Journal 186 
(1), 16-30.

Crossey, N.; Roßmeier, A.; Weber, F. 
(2020): Natura 2000 in Bayern. Über 
die weitere Etablierung des EU-weiten 
Schutzgebietsnetzes. In: Naturschutz 
und Landschaftsplanung 52 (1), 10-15.

Eisenack, K. (2019): Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels. Möglichkeiten 
und Herausforderungen im Umgang 
mit unvermeidbaren Klimaveränderun-
gen. In: Geographische Rundschau 71 
(12), 32-38.

Fuerst-Bjeliš, B.; Vukosav, B. (2018) 
[2019]: Landscapes of identities in 
shared spaces of the borderlands. In: 
Europa Regional 26 (2), 5-13.

Greinke, L.; Hilti, N. (2020): Temporär ge-
nutzte Räume von berufsbedingt multi-
lokal Lebenden. Herausforderungen 
und Potenziale für betriebliche und re-
gionale Entwicklungen in ländlichen 



100 au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er ARL 

Räumen Niedersachsens. In: Raumfor-
schung und Raumordnung | Spatial  
Research and Planning 78 (1), 89-105.

Günther, C. (2019): Emotionale Räume. 
In: Informationen zur Raumentwick-
lung (5), 24-35.

Hillmann, F.; Calbet, L. (2019): Zwischen 
Realitätsverweigerung und Pragmatis-
mus: Migration-led regeneration in  
Genua und Manchester. In: Raumfor-
schung und Raumordnung | Spatial 
Research and Planning 77 (6), 549-
565. 

Huber, U. (2019): Interkommunale Ko-
operationen für eine funktionierende 
kommunale GDI. In: fub – Flächenma-
nagement und Bodenordnung 81 (5), 
226-232.

Ilovan, O.-R.; Voicu, C.-G.; Colcer, A.-M. 
(2018) [2019]: Recovering the past 
for resilient communities. Territorial 
identity, cultural landscape and sym-
bolic places in Năsăud town, Romania. 
In: Europa Regional 26 (2), 14-28.

Kirchner, A.; Herrmann, N.; Stadtmann, R.; 
Lahmer, T.; Hille, L.-M.; Steinbrecher, 
T.; Sauerwein, M. (2020): Spatial analy-
sis of hollow ways in the Hildesheimer 
Wald Mountains (Lower Saxony, Ger-
many) as a model for mountainous re-
gions of Central Europe. In: Erdkunde 
74 (1), 1-14.

Kiwitt, T. (2019): Nachhaltige Regional-
entwicklung: Die Strategie der Region 
Stuttgart. In: fub – Flächenmanage-
ment und Bodenordnung 81 (4), 148-
151.

Klippstein, A.; Liedtke, K. (2019): Umwelt-
verträglichkeitsprüfung im Genehmi-
gungsverfahren für Windenergieanla-
gen – „Lieber ein bisschen mehr als zu 
wenig“, ein Praxisbericht zu rechtlichen 
Unsicherheiten in NRW. In: UVP-report 
33 (2), 97-103.

Kloetsch, H.; Kriese, U. (2020): Die Stö-
rungen, nicht die Nutzungen regulie-
ren! Von der Baunutzungsverordnung 
zu einem Planungsrechtsrahmengesetz 
– Voraussetzung für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung. In: RaumPlanung 
(206/2-3), 56-61.

Koch, F.; Krellenberg, K.; Reuter, K.; Libbe, 
J.; Schleicher, K.; Krumme, K.; Schu-
bert, S.; Kern, K. (2019): Wie lassen 
sich die Sustainable Development  
Goals umsetzen? Herausforderungen 
für Städte in Deutschland und die Rolle 
der Planung. In: disP – The Planning  
Review 55 (219/4), 14-27.

Krajewski, C. (2020): Wohnen in Nord-
rhein-Westfalen. Wohnungsmarktent-
wicklung zwischen wachsenden 
Schwarmstädten und demografischen 
Schrumpfungsregionen. In: Geographi-
sche Rundschau 72 (4), 38-43.

Muschkullus, T.; Jedicke, E. (2020): Vor-
schläge für einen Perspektivwechsel in 
der Planung von Verkehrs-Großprojek-
ten. Eine systemtheoretische Betrach-
tung im Kontext von technischer, öko-
logischer, ökonomischer und sozialer 
Komplexität. In: Naturschutz und Land-
schaftsplanung 52 (2), 76-86.

Neise, T.; Bott, L.-M. (2020): Indonesiens 
Hauptstadtverlagerung. Hintergründe 
der Entscheidung und Folgen für die 
Megastadt Jakarta. In: Geographische 
Rundschau 72 (1-2), 54-57.

Niederhausen, I. (2019): Außenbereich 
unter Druck – Zur Nutzung des § 13b 
BauGB in Niedersachsen. In: UVP-re-
port 33 (2), 104-110.

Noferini, A.; Berzi, M.; Camonita, F.; Durà, 
A. (2020): Cross-border cooperation 
in the EU: Euroregions amid multilevel 
governance and re-territorialization.  
In European Planning Studies (28) 1, 
35-56.

Pries, J. (2020): Neoliberal Urban Plan-
ning Through Social Government: 
Notes on the Demographic Re-engi-
neering of Malmö. In: International 
Journal of Urban and Regional Research 
44 (2), 248-265.

Pütz, M. (2020): Über den Kirchturm hin-
aus. Postwachstum in Regionen. In: Po-
litische Ökologie 38 (160), 34-40.

Rink, R.; Görbing, M. (2019): Zwischen-
nutzungen in unterschiedlichen urba-
nen Kontexten. Die Beispiele Leipzig 
und Dessau-Roßlau. In: Raumforschung 
und Raumordnung | Spatial Research 
and Planning 77 (6), 601-615. 

Ritzinger, A.; Weck, S. (2019): Stadt, 
Land, Degrowth. Postwachstumsinitia-
tiven im städtischen und ländlichen 
Raum. In: Politische Ökologie 38 (160), 
41-46.

Sauter, H.; Birkmann, J.; Schiller, J.; Wei-
denbacher, S. (2019): Risikoanalysen 
und Risikovorsorge im regionalen Kon-
text. Das Beispiel der Region Stuttgart. 
In: Informationen zur Raumentwick-
lung (4), 84-97.

Stein, S. (2019): Barrierefreier öffentli-
cher Raum. Park und Grünanlagen. In: 
Informationen zur Raumentwicklung 
(5), 42-55.

Tulumello, S.; Cotella, G.; Othengrafen, F. 
(2020): Spatial planning and territorial 
governance in Southern Europe be-
tween economic crisis and austerity 
policies. In: International Planning 
Studies 25 (1), 72-87.

Varna, G.; Adams, D.; Docherty, I. (2020): 
Development networks and urban 
growth in small cities. In: European Ur-
ban and Regional Studies 27 (1), 70-85.

Weber, F.; Kühne, O. (2020): Hybride 
Grenzen. Stadt-Land-Entwicklungspro-
zesse im Großraum Paris aus der Pers-
pektive der Border Studies. In: Geogra-
phische Rundschau 72 (1-2), 48-53.

Weber, M.; Müller, S.; Buchecker, M. 
(2020): Lokale Umsetzung der Ener-
giewende in der Schweiz. Befragung zur 
Einstellung in der Bevölkerung und der 
Bereitschaft mitzuwirken. In: Natur-
schutz und Landschaftsplanung 52 
(1), 16-23.

Wiest, K.; Kirndörfer, E. (2019): Paradoxe 
Aushandlungen von Migration im Dis-
kurs um die Leipziger Eisenbahnstraße. 
In: Raumforschung und Raumordnung | 
Spatial Research and Planning 77 (6), 
583-600. 

3. 	Umwelt
Buchholz, S.; Gathof, A. K.; Grossmann,  

A. J.; Kowarik, I.; Fischer, L. K. (2020): 
Wild bees in urban grasslands: Urbani-
sation, functional diversity and species 
traits. In: Landscape and Urban Plan-
ning 196, Art. 103731.

Bwerr, K. (2018): „Landschaft“ als Inte- 
grationsbegriff sittlich-politischer, äs-
thetischer, regionaler und partizipati-
ver Aspekte. In: Berichte. Geographie 
und Landeskunde 92 (2), 123-138.

Hein, J.; Del Cairo, C.; Ortiz Gallego, D.; 
Vergara Gutiérrez, T.; Velez, J. S.; Rodrí-
guez de Francisco, J. C. (2020): A po-
litical ecology of green territorializa-
tion: frontier expansion and 
conservation in the Colombian Ama-
zon. In: Die Erde 151 (1), 37-57.

Heisterkamp, S.; Finck, P.; Riecken, U. 
(2019): Mehr Wildnis in Deutschland 
– warum wir Wildnisgebiete brauchen. 
In: Natur und Landschaft 94 (12), 524-
530.

Hermoso, V.; Morán-Ordónez, A.; Lanzas, 
M.; Brotons, L. (2020): Designing a 
network of green infrastructure for the 
EU. In: Landscape and Urban Planning 
196, Art. 103732.



10101- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er AR  L� au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g

Höltermann, A.; Reise, J.; Finck, P.; 
Riecken, U. (2020): Forstlich unge-
nutzte Wälder in Deutschland. Bedeu-
tung für den Naturschutz und ökono-
mische Effekte der Umsetzung des  
5 %-Ziels der Nationalen Strategie zur 
biologischen Vielfalt. In: Natur und 
Landschaft 95 (2), 80-87.

Kleinwächter, M.; Kühnast, B.; Biwer, S.; 
Bölk, H.; Evers, K.; Leupold, D.; Lindow, 
M.; Lehmann, S. (2020): Lebendige 
Auen für die Elbe: Kommunikation und 
Partizipation für eine langfristig erfolg-
reiche Auenentwicklung. In: Natur und 
Landschaft 95 (1), 23-31.

Melero, Y.; Stefanescu, C.; Palmer, S. C. F.; 
Travis, J. M. J.; Pino, J. (2020): The role 
of the urban landscape on species with 
contrasting dispersal ability: Insights 
from greening plans for Barcelona. In: 
Landscape and Urban Planning 195, 
Art. 103707.

Pauli, H. (2019): GLORIA – Reaktionen der 
Hochgebirgsflora auf den Klimawandel. 
In: Geographische Rundschau 71 (12), 
12-17.

Rößler, S.; Böhme, E.; Arndt, T. (2019): 
Biologische Vielfalt und Naturschutz im 
Förderprogramm Stadtumbau. In: Na-
tur und Landschaft 94 (12), 517-523.

Sareen, S.; Grandin, J. (2020): European 
green capitals: branding, spatial dislo-
cation or catalysts for change? In: Geo-
grafiska Annaler: Series B, Human Ge-
ography 102 (1), 101-117.

4. 	Wirtschaf t
André, K.; Zieher, M. (2019): Wo ein Wille, 

da ein Weg. Revitalisierung der Bürger- 
energiewende. In: Politische Ökologie 
37 (159), 63-68.

Butzin, A.; Meyer, K. (2020): Urbane Pro-
duktion und temporäre räumliche 
Nähe in Produktionsprozessen. In: 
Raumforschung und Raumordnung | 
Spatial Research and Planning 78 (1), 
5-20. 

Diez-Pisonero, R.; Gago-García, C.; Córdo-
ba Ordónez, J. A. (2020): Beyond glob-
al nodes and economic indicators in  
the evaluation of the world-system of 
cities. In: Die Erde 151 (1), 1-15.

Gibson-Graham, J. K. (2020): Reading for 
Difference in the Archives of Tropical 
Geography: Imagining An(Other) Eco-
nomic Geography for Beyond the An-
thropocene. In: Antipode 52 (1), 12-
35.

Kaiser, M.; Ertin, D. (2019): Der Preis ist 
heiß. Ein Plädoyer für ökologische Ab-
gaben. In: Politische Ökologie 37 
(159), 116-119.

Kister, J. (2020): Globale Wertschöp-
fungsketten im Fairen Handel – Dyna-
miken und Entwicklung. In: Geographi-
sche Rundschau 72 (1-2), 16-22.

Kuebart, A.; Ibert, O. (2020): Choreogra-
phies of entrepreneurship. How differ-
ent formats of co-presence are com-
bined to facilitate knowledge creation 
in seed accelerator programs. In: 
Raumforschung und Raumordnung | 
Spatial Research and Planning 78 (1), 
35-51. 

Leffers, D.; Wekerle, G. R. (2020): Land 
developers as institutional and postpo-
litical actors: Sites of power in land use 
policy and planning. In: Environment 
and Planning A: Economy and Space 52 
(2), 318-336.

Mossig, I. (2019): Regionale Effekte der 
Filmförderung in Deutschland. In: 
Standort – Zeitschrift für Angewandte 
Geographie 43 (4), 270-277.

Pfeufer, N.; Suwala, L. (2020): Inwertset-
zung von temporären Räumlichkeiten. 
Standortstrategien von Pop-up-Res-
taurants in Berlin. In: Raumforschung 
und Raumordnung | Spatial Research 
and Planning 78 (1), 71-87.

Räuchle, C.; Nuissl, H. (2019): Migrant 
Economies Beyond Metropolitan Cit-
ies: A Context-Sensitive Case Study. In: 
Tijdschrift voor economische en socia-
le geografie 110 (5), 538-552.

Rupasingha, A.; Marré, A. W. (2020): Mov-
ing to the hinterlands: agglomeration, 
search costs and urban to rural busi-
ness migration. In: Journal of Economic 
Geography 20 (1), 123-153.

Schlichtman, J. J. (2020): Big City Prob-
lems: Private Equity Investment, Trans-
national Users, and Local Mobilization 
in the Small City. In: City & Community 
19 (1), 98-131.

Wagner, M.; Growe, A. (2020): Creativity-
enhancing work environments: Eventi-
sation through an inspiring work ath-
mosphere in temporary proximity. In: 
Raumforschung und Raumordnung | 
Spatial Research and Planning 78 (1), 
53-70.

Wood, S.; Coe, N. M.; Watson, I.; Teller, C. 
(2019): Dynamic Processes of Territo-
rial Embeddedness in International On-
line Fashion Retailing. In: Economic Ge-
ography 95 (5), 467-493.

5. 	Soziales
Ahlfeldt, G. M.; Maennig, W.; Steenbeck, 

M. (2020): Direct democracy and in-
tergenerational conflicts in ageing so- 
cieties. In: Journal of Regional Science 
60 (1), 129-155.

Brown-Saracino, J. (2020): Epilogue: Les-
sons from the Sociology of Small Cities 
and Other Understudied Locales. In: 
City & Community 19 (1), 217-222.

Bruns, A. (2020): Perspektiven aus dem 
Süden. Bewertung des Postwachs-
tumsansatzes. In: Politische Ökologie 
38 (160), 79-84.

Chang, T. C. (2019): Writing on the Wall: 
Street Art in Graffiti-free Singapore. In: 
International Journal of Urban and Re-
gional Research 43 (6), 1046-1063.

Davy, B. (2020): ‘Dehumanized housing’ 
and the ideology of property as a social 
function. In: Planning Theory 19 (1), 
38-58.

Dühr, S.; Belof, M. (2020): Social Learning 
in Transnational Spatial Planning Pro-
cesses: An Analysis of the ‘V4+2’ Coop-
eration on Spatial Development. In: 
Planning Practice & Research 35 (2), 
148-168.

Falahat, S.; Madanipour, A.; (2019): Life-
world and Social Space. Spatial Re-
structuring and Urban Governance in 
Berlin. In: disP – The Planning Review 55 
(219/4), 46-59.

Forstie, C. (2020): Theory Making from 
the Middle: Researching LGBTQ Com-
munities in Small Cities. In: City & Com-
munity 19 (1), 153-168.

Gibas, P.; Boumová, I. (2020): The Urban-
ization of Nature in a (Post)Socialist 
Metropolis: An Urban Political Ecology 
of Allotment Gardening. In: Interna-
tional Journal of Urban and Regional 
Research 44 (1), 18-37.

Hornborg, A. (2020): Energy, space, and 
movement: toward a framework for 
theorizing energy justice. In: Geogra- 
fiska Annaler: Series B, Human Geogra-
phy 102 (1), 8-20.

Hövel, P. (2018): Völkischer Nationalis-
mus – das Weltbild der AfD aus poli-
tisch-geographischer Perspektive. In: 
In: Berichte. Geographie und Landes-
kunde 92 (2), 157-171.

Kurzeja, M.; Klagge, B. (2020): Zwischen 
Do it yourself und Kommerzialisierung. 
Die Maker-Bewegung im Postwachs-
tumsdiskurs. In: Politische Ökologie 38 
(160), 100-105.



102 au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g � 01- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er ARL 

Mattson, G. (2020): Small-City Gay Bars, 
Big-City Urbanism. In: City & Commu-
nity 19 (1), 76-97.

Milner, E. L. (2020): Devaluation, erasure 
and replacement: Urban frontiers and 
the reproduction of settler colonial ur-
banism in Tel Aviv. In: Environment and 
Planning D: Society and Space 38 (2), 
267-286.

Moragues-Faus, A. (2020): Towards a crit-
ical governance framework: Unveiling 
the political and justice dimensions of 
urban food partnerships. In: The Geo-
graphical Journal 186 (1), 73-86.

Ocejo, R. E.; Kosta, E. B.; Mann, A. (2020): 
Centering Small Cities for Urban Sociol-
ogy in the 21st Century. In: City & Com-
munity 19 (1), 3-15.

Stratford, E.; Waitt, C.; Harada, T. (2020): 
Walking city streets: Spatial qualities, 
spatial justice, and democratising im-
pulses. In: Transactions of the Institute 
of British Geographers 45 (1), 123-
138.

Thompson, M. (2019): Playing with the 
Rules of the Game: Social Innovation 
for Urban Transformation. In: Interna-
tional Journal of Urban and Regional 
Research 43 (6), 1168-1192.

Togral Koca, B. (2019): Urban Citizenship 
and the Spatial Encounter between 
Turkish Migrants and Syrian Refugees in 
Berlin. In: Raumforschung und Raum- 
ordnung | Spatial Research and Plan-
ning 77 (6), 567-581. 

Wesener, A.; Fox-Kämper, R.; Sonder-
mann, M.; Münderlein, D. (2020): 
Placemaking in Action: Factors That 
Support or Obstruct the Development 
of Urban Community Gardens. In: Sus-
tainability 12 (2), Art. 657.

Zilberstein, S. (2019): Space Making as Ar-
tistic Practice: The Relationship be-
tween Grassroots Art Organizations 
and the Political Economy of Urban De-
velopment. In: City & Community 18 
(4), 1142-1161.

6. 	Infr a struk tur
Bennat, T.; Broekel, T.; Sternberg, R. 

(2019): Zur Messung der Nutzung re-
gionaler Potenziale beim Ausbau er-
neuerbarer Energien. Eine empirische 
Analyse deutscher Landkreise. In: 
Raumforschung und Raumordnung | 
Spatial Research and Planning 77 (6), 
617-638.

Dettweiler, M.; Linke, H. J. (2019): Visuali-
sierung von Flächenpotenzialen. Ein 
WebGIS zur Sensibilisierung von Eigen-
tümerinnen und Eigentümern. In: Pla-
nerin (6), 12-14.

Dix, R. (2020): Repowering-Projekte vor 
dem Aus? Bauplanungsrechtliche Rah-
menbedingungen der Windenergienut-
zung am Beispiel sog. Repowering-Vor-
haben. In: NVwZ – Neue Zeitschrift für 
Verwaltungsrecht 39 (4), 184-190.

Ekers, M.; Loftus, A. (2020): On “the Con-
crete”: Labour, Difference and Method. 
In: Antipode 52 (1), 78-100.

Hüben, S.; Klein, R. (2020): Urbane Mobi-
lität. Elektromobilität, Shared Mobility, 
Citylogistik. In: Geographische Rund-
schau 72 (3), 28-32.

Norck, S. (2020): Bewusster Abschied 
vom Alten. Innovation und Exnovation 
im Mobilitätssektor. In: Politische Öko-
logie 38 (160), 72-77.

Pahl-Weber, E. (2019): Digitalisierung in 
Kommunen und Regionen – Perspekti-
ven für eine Gleichwertigkeit der Le-
bensbedingungen? In: fub – Flächenma-
nagement und Bodenordnung 81 (5), 
199-205.

Rodríguez-Pose, A.; Storper, M. (2020): 
Housing, urban growth and inequali-
ties: The limits to deregulation and up-
zoning in reducing economic and spa-
tial inequality. In: Urban Studies 57 (2), 
223-248.

Schmitz, S. (2020): Stadtverkehr im 21. 
Jahrhundert. Ein Appell für eine nach-
haltige Raum- und Mobilitätsentwick-
lung. In: Geographische Rundschau 72 
(3), 4-9.

Siemiatycki, M.; Enright, T.; Valverde, M. 
(2020): The gendered production of 
infrastructure. In: Progress in Human 
Geography 44 (2), 297-314.

Viergutz, K; Maertens, S.; Scheier, B.; Lüt-
jens, K.; Goletz, M.; Grimme, W.; Liedt-
ke, G. (2020): Plattformbasiertes Sha-
ring und Pooling im Verkehrssektor – ein 
Systematisierungsansatz. In: Wirt-
schaftsdienst 100 (2), 117-123.

Wenner, F.; Dang, K. A.; Hölzl, M.; Pedraz-
zoli, A.; Schmidkunz, M.; Wang, J.; 
Thierstein, A. (2020): Regional Urban-
isation through Accessibility? The 
“Zweite Stammstrecke” Express Rail 
Project in Munich. In: Urban Science 4 
(1), Art. 2.



10301- 02 / 2020 _  N ach ri chten d er AR  L� au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g

Neuerscheinungen aus anderen Verlagen

„ Im Übrig en g ing m an  
zu Fuss“
Alltagsmobilität in der Schweiz  
von 1848 bis 1939
Benjamin Spielmann

In dieser Publikation werden grundlegende 
Entwicklungen der Alltagsmobilität in der 
Schweiz von der Mitte des 19. Jahrhun-
derts bis zum Zweiten Weltkrieg herausge-
arbeitet. Es stellt sich heraus, dass ausge-
baute Strassen- und Schienennetze sowie 
moderne Verkehrsmittel bei alltäglichen 
Mobilitätsbedürfnissen und -praktiken 
eine untergeordnete Rolle spielten. Unter 
anderem trugen mangelnde Alternativen, 
geringe finanzielle Handlungsspielräume, 
kleine räumliche Aktionsradien, starre Mo-
bilitätsmuster, ein dürftiger Strassenzu-
stand, eine hohe Pannenanfälligkeit der 
Automobile und die beengten Raumver-
hältnisse in Eisenbahnen und Trams dazu 
bei, dass das Zufussgehen in grossen Teilen 
der Bevölkerung die vorherrschende Mo-
bilitätspraxis blieb.
ISBN 978-3-906897-36-3 

https://boris.unibe.ch/132867/1/
OA-Version.pdf

G eog r aphie
Physische Geographie und 
Humangeographie
Hans Gebhardt, Rüdiger Glaser, Ulrich 
Radtke, Paul Reuber, Andreas Vött

Seit der ersten Auflage 2007 hat sich das 
von Hans Gebhardt, Rüdiger Glaser, Ulrich 
Radtke und Paul Reuber herausgegebene 
Lehrbuch Geographie zu einem viel zitier-
ten Standardwerk der gesamten Geogra-
phie entwickelt, das Studierenden sowie 
Schülerinnen und Schülern die Möglich-
keit bietet, die „Welt“ und ihre Zukunfts-
probleme aus einer breiteren Perspektive 
verstehen zu lernen, als viele der rein na-
tur- oder kulturwissenschaftlichen Nach-
bardisziplinen sie vermitteln. 
Das Buch liegt nunmehr in einer dritten, 
gründlich überarbeiteten Auflage vor und 
bietet das notwendige Grundwissen sowie 
einen Überblick über aktuelle Themen des 
faszinierenden Studien- und Schulfachs 
Geographie. 
Andreas Vött hat das Team der Herausge-
ber ergänzt, zahlreiche neue Autorinnen 
und Autoren stehen für neue Ansätze und 
Einsichten und machen die Vielfalt der 
Geographie auf mehr als 1.000 Seiten er-
lebbar.
ISBN 978-3-662-58378-4

Kritische L andfor schung
Konzeptionelle Zugänge, empirische  
Problemlagen und politische  
Perspektiven
Studie im Auftrag der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung
Lisa Maschke, Michael Mießner, Matthias 
Naumann

Die vielfältigen Transformationen städtischer 
Räume und die Möglichkeiten emanzipatori-
scher Politik sind Gegenstand einer umfang-
reichen kritischen Stadtforschung, die sich 
über verschiedene wissenschaftliche Diszipli-
nen hinweg in den letzten Jahrzehnten entwi-
ckelte. Demgegenüber geraten ländliche Räu-
me zunehmend aus dem Fokus politischer wie 
auch wissenschaftlicher Aufmerksamkeit. 
Ungeachtet des enormen Bedeutungsge-
winns von Großstädten lebt ein Großteil der 
Bevölkerung Deutschlands weiterhin in Klein- 
und mittelgroßen Städten sowie in ländlichen 
Räumen. Diese Regionen sind nicht minder als 
Städte von den Auswirkungen der Globalisie-
rung, vom Klimawandel, von Veränderungen 
der Arbeitswelt, demographischen Prozessen 
und politischen Verschiebungen durch die 
Dominanz neoliberaler Programme betrof-
fen. Häufig sind hier gesellschaftliche Umbrü-
che viel unmittelbarer erfahrbar und führen zu 
einer oft sehr kleinräumigen Ausdifferenzie-
rung ländlicher Entwicklungen. An diesen He-
rausforderungen setzt die vorliegende Studie 
an und stellt Ansätze aus der anglo-amerikani-
schen Forschung, insbesondere der „Rural 
Geography“, vor, die bei der Erklärung und 
Deutung von Transformationen ländlicher 
Räume in der Bundesrepublik helfen können 
und Orientierungspunkte dafür liefern, wie 
eine emanzipatorische Politik für diese ausse-
hen müsste.

https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_
uploads/pdfs/Studien/Studien_1-20_
Kritische_Landforschung.pdf
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Sm art Cit y
Innovationen für die vernetzte Stadt – 
Geschäftsmodelle und  
Management
Oliver Gassmann, Jonas Böhm, Maximilian 
Palmié

Städte müssen enorme Herausforderun-
gen bewältigen: Zu- oder Abwanderung, 
Energie- und Ressourcenknappheit, Luft-
verschmutzung oder Überlastung der In- 
frastruktur sind nur einige Beispiele. Eine 
„Smart City“ scheint die Lösung auf all die-
se Probleme zu sein und zugleich noch ver-
heißungsvolle Möglichkeiten zu bieten. 
Doch was bedeutet „Smart City“ ganz kon-
kret? Was genau sind die zentralen Anfor-
derungen auf dem Weg dahin? Und welche 
Chancen bieten sich? Welche Schritte von 
der Analyse über Sweet Spot zu Hand-
lungskonzept sind zu gehen? Wo und wie 
soll begonnen werden? Wie machen es so-
genannte Leuchtturmstädte wie München 
oder Wien? Welche Methoden, Tools und 
Werkzeuge sind sinnvoll? Was sind die Ge-
schäftsmodelle für die beteiligten Unter-
nehmen? Oder wie lassen sich die unter-
schiedlichen Stakeholder gut einbinden? 
Dieses Buch liefert Antworten auf diese 
und viele andere Fragen, und zwar äußerst 
anschaulich und konsequent praxisorien-
tiert.
ISBN 978-3-446-45572-6

Prog r a m m atik der 
St adterneuerung
Jahrbuch Stadterneuerung 2019 
Uwe Altrock, Detlef Kurth, Ronald Kunze, 
Holger Schmidt, Gisela Schmitt (Hrsg.)

Beinahe drei Jahrzehnte nach dem Fall der 
Mauer, der nachfolgenden Wiedervereini-
gung und der rechtlichen und wirtschaftli-
chen Übertragung des Systems der Städte-
bauförderung auf die neuen Bundesländer 
blicken wir auf eine Generation der Stadt- 
erneuerungspraxis zurück. Inzwischen ist 
diese Zeitepoche fast länger und in vielerlei 
Hinsicht auch facettenreicher als die da-
vorliegenden Jahre, in denen sich die  
Stadterneuerung seit den 1950er Jahren  
in der alten Bundesrepublik und der DDR 
auf ihre je eigene Weise herausgebildet 
und zum ersten Mal systematisch entfaltet 
hatte. Zum Zeitpunkt der „Wende“ verleg-
te sich der Blick auf den erheblichen Sanie-
rungsbedarf der ostdeutschen Altstädte. 
Hatte es anfangs noch geheißen, die Stadt- 
erneuerung in Ostdeutschland sei eine 
Aufgabe, die eine ganze Generation von 
Fachleuten für Jahrzehnte beschäftigen 
würde, so zeigt sich inzwischen ein völlig 
verändertes Bild.
ISBN 978-3-658-26764-3

OECD - B erichte zur  
Regionalent wicklung: 
M e tropolregion  
Ha m burg ,  Deut schl and 
2019
OECD (Hrsg.)

Die OECD hat erstmals einen Bericht zur 
Regionalentwicklung in Deutschland ver-
öffentlicht, der die Metropolregion Ham-
burg (MRH) unter dem Blickwinkel ihrer 
Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit 
sowie einer nachhaltigen Stadt- und Regio-
nalentwicklung untersucht. Die OECD gibt 
darin konkrete Handlungsempfehlungen 
in sechs Themenfeldern: Innovation, Bil-
dung und Fachkräfte, Digitalisierung, 
Wohnraum- und Verkehrsplanung, erneu-
erbare Energien sowie Kultur- und Touris-
musmarketing.
Die MRH umfasst als Verwaltungskoopera-
tion vier Länder. Sie ist mit etwa acht Pro-
zent der Landesfläche die zweitgrößte Me-
tropolregion in Deutschland mit fast 5,4 
Millionen Einwohnern, 20 Bezirken und 
mehr als 1.100 Gemeinden.
ISBN 978-92-64-56707-8

http://www.oecd.org/berlin/
publikationen/regionalentwicklung-
metropolregion-hamburg.htm
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G erd Alber s
Beiträge zum Städtebau  in 
Wissenschaft und Praxis
Institut für Städtebau und Wohnungswesen 
(Hrsg.)

Die Veröffentlichung enthält einen bei-
spiellosen Fundus an Erkenntnissen und 
Empfehlungen des renommierten Städte-
planers Gerd Albers im Themenfeld der 
städtebaulichen Planung und bietet, gera-
de mit Bezug zu heutigen städtebaulichen 
Herausforderungen, Fachleuten als auch 
allgemein städtebaulich interessiertem 
Publikum eine interessante Lektüre.
Gerd Albers zählt zu den renommiertesten 
Autoren, Forschern und Lehrern in Fragen 
der Disziplin Städtebau. Trotz seinen inter-
national anerkannten und bis heute weg-
weisenden Aussagen zu Themen und Fra-
gestellungen der städtebaulichen Planung 
gab es bisher keine der Fachöffentlichkeit 
zugängliche Sammlung seiner Schriften. 
Mit „Gerd Albers – Beiträge zum Städtebau 
in Wissenschaft und Praxis“ erscheint erst-
mals ein Fachbuch, in dem ausgewählte 
Texte von Gerd Albers in gesammelter 
Form erneut publiziert werden. 
ISBN 978-3-534-27234-1 

Der L ändliche R aum
Gegenwart und Wandlungsprozesse 
seit dem 19. Jahrhundert in Deutsch-
land
Gerhard Henkel

Der ländliche Raum hat – trotz seiner nicht 
nachlassenden Faszination auf den Men-
schen – im deutschsprachigen Raum in den 
letzten 35 Jahren keine wissenschaftliche 
Gesamtdarstellung erfahren. Dieses Defi-
zit mag mit den rapiden Wandlungsprozes-
sen zusammenhängen, die eine sichere 
Bestandsaufnahme erschweren, wird aber 
auch in dem schwindenden Gewicht des 
ländlichen Raumes in unserer Industrie- 
und Dienstleistungsgesellschaft begrün-
det sein. Dennoch erfordert der ländliche 
Raum auch im Zeitalter der Verstädterung 
und Industrialisierung die allgemeine und 
wissenschaftliche Aufmerksamkeit, weil 
das Gesamtwohl von Staaten und Gesell-
schaften nicht allein von den urbanisierten 
Räumen abhängt.
Die neu überarbeitete Gesamtdarstellung 
des ländlichen Raumes und seiner wesent-
lichen Entwicklungsprozesse seit dem 19. 
Jahrhundert hat die bis dato dominieren-
den formalen und genetischen Betrach-
tungsweisen der Geographie um ökonomi-
sche, soziale, administrative, planungs- 
orientierte und anwendungsbezogene 
Fragestellungen erweitert. 
ISBN 978-3-443-07156-1

Pos t wachs tum ss tadt 
Konturen einer solidarischen 
Stadtpolitik 
Anton Brokow-Loga, Frank Eckardt (Hrsg.) 

Städte ohne Wachstum – eine bislang 
kaum vorstellbare Vision. Doch Klimawan-
del, Ressourcenverschwendung, wachsen-
de soziale Ungleichheiten und viele andere 
Zukunftsgefahren stellen das bisherige All-
heilmittel „Wachstum“ grundsätzlich infra-
ge. Wie wollen wir heute und morgen zu-
sammenleben? Wie gestalten wir ein gutes 
Leben für alle in der Stadt? Während in 
einzelnen Nischen diese Fragen bereits an-
satzweise beantwortet werden, fehlt es 
noch immer an umfassenden Entwürfen 
und Transformationsansätzen, die eine 
fundamental andere, solidarische Stadt 
konturieren. Diesen Versuch wagt das 
Projekt „Postwachstumsstadt“. 
In diesem Buch werden konzeptionelle und 
pragmatische Aspekte aus verschiedenen 
Bereichen der Stadtpolitik zusammenge-
bracht, die neue Pfade aufzeigen und ver-
knüpfen. Die Beiträge diskutieren städti-
sche Wachstumskrisen, transformative 
Planung und Konflikte um Gestaltungs-
macht. Nicht zuletzt wird dabei auch die 
Frage nach der Rolle von Stadtutopien neu 
gestellt. Dadurch soll eine längst fällige De-
batte darüber angestoßen werden, wie 
sich notwendige städtische Wenden durch 
eine sozialökologische Neuorientierung 
vor Ort verwirklichen lassen.
ISBN 978-3-96238-199-8

https://www.oekom.de/buch/
postwachstumsstadt-9783962381998
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The Routledg e Handbook 
of Urban Resilience
Michael A. Burayidi, Adriana Allen, John 
Twigg, Christine Wamsler (Eds.)

This volume provides a comprehensive 
discussion and overview of urban re- 
silience, including socio-ecological and 
economic hazard and disaster resilience. It 
provides a summary of state of the art 
thinking on resilience, the different ap-
proaches, tools and methodologies for 
understanding the subject in urban con-
texts, and brings together related reflec-
tions and initiatives.
Throughout the different chapters, the 
handbook critically examines and reviews 
the resilience concept from various disci-
plinary and professional perspectives. It 
also discusses major urban crises, past and 
recent, and the generic lessons they pro-
vide for resilience. In this context, the au-
thors provide case studies from different 
places and times, including historical ma-
terial and contemporary examples, and 
studies that offer concrete guidance on 
how to approach urban resilience. Other 
chapters focus on how current under-
standing of urban systems – such as shrin- 
king cities, green infrastructure, disaster 
volunteerism, and urban energy systems – 
are affecting the capacity of urban citizens, 
settlements and nation-states to respond 
to different forms and levels of stressors 
and shocks. The handbook concludes with 
a synthesis of the state of the art know- 
ledge on resilience and points the way for-
ward in refining the conceptualization and 
application of urban resilience.
ISBN 978-1-138-58359-7

G eog r aphische Handel s -
for schung
Cordula Neiberger, Barbara Hahn (Hrsg.)

In den meisten Ländern stellen Stadtzent-
ren noch heute den wichtigsten Standort 
von Einzelhandel und Dienstleistungen 
dar. Allerdings zeichnet sich ein Wandel ab, 
denn durch Globalisierung, Digitalisierung 
und veränderte Konsumgewohnheiten ha-
ben sich die Anforderungen an den moder-
nen Einzelhandel verändert. Die Einzelhan-
delsunternehmen bevorzugen heute 
andere Standorte als noch vor 50 Jahren, 
die traditionelle Rolle der Innenstädte ist 
damit unter Druck geraten. So ist eine äu-
ßerst vielfältige Handelslandschaft ent-
standen, die in Größe, Sortiment, Preisla-
ge, Zielgruppe und Standort differiert.
Das Lehrbuch ist nach dem Akteursgrup-
penansatz der Wirtschaftsgeographie ge-
gliedert, ergänzt um die Betrachtung von 
Standorten und Standortsystemen sowie 
einen methodischen Teil. Es werden die 
Entwicklung der Handelsunternehmen, 
das Konsumentenverhalten sowie der Ein-
fluss von Investoren, Planern und Politi-
kern auf Standorte des Einzelhandels auf 
nationaler und internationaler Ebene be-
trachtet.
ISBN 978-3-662-59079-9

Die Ökonom isierung  
des R aum s
Planen und Bauen in Mittel- und 
Osteuropa unter den National- 
sozialisten 1938 bis 1945 
Richard Němec

„Lebensraum“ war ein zentrales ideologi-
sches Schlagwort der Nationalsozialisten: 
Die angestrebte Germanisierung Mittel- 
und Osteuropas sah die Ansiedlung „Volks-
deutscher“ und oft die Vertreibung der 
angestammten Bevölkerung vor. Raumpla-
nung, Städtebau sowie Architektur spiel-
ten hierfür eine Schlüsselrolle. Das vorlie-
gende Buch untersucht diese anhand 
ausgewählter Hauptorte in den von den 
Nationalsozialisten okkupierten oder an-
nektierten Territorien zwischen 1938 und 
1945.
Der Architekturhistoriker Richard Němec 
bezieht in seine Analyse neben den bauge-
schichtlichen Zusammenhängen auch die 
ökonomische Dimension und die persona-
len Netzwerke mit ein. Denn Entwurf und 
Bau lagen nicht allein in den Händen reichs-
deutscher Planer, sondern immer wieder 
waren auch lokale Fachkräfte beteiligt.
ISBN 978-3-86922-168-7
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Die St adt der St ä dte
Das Ruhrgebiet und seine Umbrüche
Michael Farrenkopf, Stefan Goch, Manfred 
Rasch, Hans-Werner Wehling (Hrsg.)

2018 endete der Ruhrkohlenbergbau. 
Nach der langen Bergbaugeschichte wird 
dies im Ruhrgebiet als Einschnitt wahrge-
nommen. Auch wenn es noch Montanbe-
triebe und Arbeitsplätze gibt und geben 
wird, die mit dem Montansektor und den 
aus diesem hervorgegangenen Industrien 
und Dienstleistungen verbunden sind, so 
geht doch symbolisch das Montanzeitalter 
im Ruhrgebiet zu Ende.
Das Montanzeitalter hat tiefe Spuren in der 
Region und bei den Menschen hinterlas-
sen. Im Strukturwandel hat sich das Ruhr-
gebiet ökonomisch, sozial, politisch und 
kulturell verändert. Diesem Wandel geht 
das Buch in Entstehungs- und Wirkungszu-
sammenhängen bis in die Gegenwart nach 
und benennt auch zukünftige Herausfor-
derungen des postmontanen Zeitalters.
Zahlreiche Autorinnen und Autoren aus 
den verschiedenen Zweigen der Ruhrge-
bietsforschung beleuchten Geschichte, 
Wandel und Zukunftsperspektiven dieser 
einzigartigen Region.
ISBN 978-3-8375-2053-8

Weltb ildwechsel 
Ideengeschichte geographischen 
Denkens und Handelns
Antje Schlottmann, Jeannine Wintzer

Geographisches Denken hat zu jeder Zeit 
die Vorstellungen der Menschen von der 
Welt geprägt. Im weiten Spektrum von 
Landschafts- und Länderkunde, Regional-, 
Stadt-, Wirtschafts- und Sozialgeographie 
sind die Zeitebenen allerdings ineinander 
verschlungen und beeinflussen sich gegen-
seitig. „Weltbildwechsel“ ist eine zeitgemä-
ße Einführung in diese spannende Ge-
schichte des Fachs Geographie.
ISBN 978-3-8252-5218-2 

B erlin
Biographie einer großen Stadt
Jens Bisky

Parvenü der Großstädte, Labor der Mo-
derne, Symbol des zerrissenen 20. Jahr-
hunderts: In Berlin konzentriert sich nicht 
nur deutsche, sondern auch europäische 
Geschichte. Beides hat Jens Bisky im Blick, 
wenn er die Entwicklung der Stadt seit ih-
rem Aufstieg zur preußischen Residenz 
schildert. Berlin war äußerst wandlungsfä-
hig und offen: für die verfolgten französi-
schen Hugenotten und die Denker der Auf-
klärung unter Hohenzollernherrschaft, 
später als Metropole der Proletarier und 
Großindustriellen, der Künstler und Jour-
nalisten und als „Place to be“ der Goldenen 
Zwanziger. All das wird bei Bisky anschau-
lich erfahrbar, genauso aber auch die Zer-
störung im Zweiten Weltkrieg und die 
spannungsgeladene Atmosphäre nach 
1945, als sich hier die großen Machtblöcke 
gegenüberstanden. 
Jens Bisky legt eine Gesamtdarstellung der 
Geschichte Berlins vor, wie es sie seit Jahr-
zehnten nicht gegeben hat, vom Dreißig-
jährigen Krieg bis in die Gegenwart. Eine 
faszinierende Erzählung über Entstehung 
und Aufstieg, Fall und Neubeginn – und 
zugleich ein packendes Panorama deut-
scher wie europäischer Geschichte im 
Spiegel einer einzigartigen Metropole.
ISBN 978-3-87134-814-3
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Klein s tadtliter atur
Erkundungen eines Imaginationsraums 
ungleichzeitiger Moderne
Werner Nell, Marc Weiland (Hrsg.)

Sowohl in der medialen als auch wissen-
schaftlichen Aufmerksamkeit fristete die 
Kleinstadt lange Zeit ein Schattendasein 
abseits der modernen Metropole. Tatsäch-
lich aber reflektieren gerade die Erfahrun-
gen und Imaginationen kleinstädtischer 
Lebenswelten auch das widersprüchliche 
Verhältnis der Menschen zur Moderne. Die 
Beiträge des Bandes untersuchen dies an-
hand der vielfältigen Formen und Funktio-
nen literarischer Kleinstadtimaginationen, 
die dem Kleinstädtischen als Topos und 
Gestaltungsraum eines sozial Imaginären 
eine eigene Zeit und einen eigenen Raum 
bieten – und dabei doch immer wieder 
auch auf konkrete Zeitumstände reagieren 
und diese mitgestalten.
ISBN 978-3-8376-4789-1

B eitr äg e zum St ädtebau in 
Wissen schaf t und Pr a xis
Institut für Städtebau und 
Wohnungswesen (Hrsg.)
Gerd Albers

Die Veröffentlichung enthält einen bei-
spiellosen Fundus an Erkenntnissen und 
Empfehlungen des renommierten Städte-
planers Gerd Albers im Themenfeld der 
städtebaulichen Planung und bietet, gera-
de mit Bezug zu heutigen städtebaulichen 
Herausforderungen, Fachleuten als auch 
allgemein städtebaulich interessiertem 
Publikum eine interessante Lektüre.
Gerd Albers zählt zu den renommiertesten 
Autoren, Forschern und Lehrern in Fragen 
der Disziplin Städtebau. Trotz seinen inter-
national anerkannten und bis heute weg-
weisenden Aussagen zu Themen und Fra-
gestellungen der städtebaulichen Planung 
gab es bisher keine der Fachöffentlichkeit 
zugängliche Sammlung seiner Schriften. 
Mit „Gerd Albers – Beiträge zum Städtebau 
in Wissenschaft und Praxis“ erscheint erst-
mals ein Fachbuch, in dem ausgewählte 
Texte von Gerd Albers in gesammelter 
Form erneut publiziert werden. 
Die Veröffentlichung enthält einen bei-
spiellosen Fundus an Erkenntnissen und 
Empfehlungen im Themenfeld der städte-
baulichen Planung und bietet, gerade mit 
Bezug zu heutigen städtebaulichen Her-
ausforderungen, sowohl Fachleuten als 
auch allgemein städtebaulich interessier-
tem Publikum eine interessante Lektüre.
ISBN 978-3-534-27234-1

G leichwertig e 
Lebens v erhältnisse
Zur Entwicklung ländlicher Räume in 
Hessen
Andreas Kallert, Bernd Belina, Michael 
Miessner, Matthias Naumann

Studien 14/2019 der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung
Gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt 
und Land sind ein durch und durch linkes 
Thema. Ihnen liegt die Forderung nach 
Gleichheit und Gerechtigkeit zugrunde: 
Menschen müssen die Möglichkeit haben, 
selbst und frei zu entscheiden, ob sie in ih-
rer angestammten Umgebung, im heimat-
lichen Ort, bleiben wollen oder in einen 
Ballungsraum ziehen. Diese Entscheidung 
darf nicht davon abhängig sein, dass viele 
Dörfer keinen Anschluss mehr an den öf-
fentlichen Nahverkehr haben, es an orts-
nahen Kitas, Schulen, Einkaufsmöglich- 
keiten, einem schnellen Internet und einer 
ausreichenden ärztlichen Versorgung 
fehlt. Ebenso wie es nicht sein darf, dass 
wegen hoher Mieten der Umzug in eine 
Metropole nicht möglich ist.
Für die vorliegende Studie haben die Auto-
ren vor Ort Meinungen und Ideen von 
kommunalpolitisch Engagierten erkundet 
und deren Überlegungen in die Untersu-
chung einfließen lassen. Die Arbeit lässt 
erkennen, dass es den einen ländlichen 
Raum nicht gibt. Deshalb bedarf es diffe-
renzierter Maßnahmen, um einer Ver-
ödung entgegenzuwirken. Auch die Kon-
zepte der schwarz-grünen Landesregie- 
rung und der Oppositionsparteien in Hes-
sen werden einer gründlichen Bewertung 
unterzogen.
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_
uploads/pdfs/Studien/Studien_14-20_
Lebensverhaeltnisse.pdf

ANDREAS KALLERT, BERND BELINA,  
MICHAEL MIESSNER UND MATTHIAS NAUMANN

GLEICHWERTIGE 
 LEBENSVERHÄLTNISSE?
ZUR ENTWICKLUNG LÄNDLICHER RÄUME 

IN HESSEN

STUDIEN
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